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Der Massenstreik der Handlungsgehilfen
in Berlin, Hamburg, Leipzig usw.

Oer Streit der Ladenangestellten
in Berlin.

Der Zentralverband der HandlungS»
gehilfen (Ortsgruppe Groß»Berlin) hatte im

Dezember 1918 mit dem Verband deut»

scher Waren» und Kaufhäuser
einen Vertrag abgeschlossen, in

dem 'Entschuldungsbeihilfen vereinbart und

die Wiedereinstellung der Kriegsteilnehmer
geregelt morden war. Außerdem wurden hin»

sichtlich der Entlassungen von Angestellten
bestimmt, datz mit genau bezeichneten AuS»

nahmen niemandvor dem 31. März 1919

entlassen werden dürfe.

Selbstverständlich war eS unser Be»

streben, die dort erzielten Vereinbarungen
auch auf die übrigen Geschäfte aus»

zudehnen. Infolgedessen bildete sich ein

neuer Arbeitgeberverband im

deutschen Einzelhandel, der nach
dem Willen der Geschäftsinhaber es sich zur

Aufgabe machte, die GeHalls» und sonstigen
Forderungen der Angestellten abzuwehren.
Mit diesem Arbeitgeberverband
verhandelten wirwährend des

MonatsJanuar19l9. Die Geschäfts»
inhaber zogen dis. Verhandlungen in die

Länge, weil sie zunächst die Verordnung
des Demobilmachungsamtes über die Wieder»

einstellung der Kriegsteilnehmer abwarten

Wollten, die am 24. Januar erlassen wurde.

Diese Verordnung entspricht aber nicht den

Wünschen der Angestellten: insbesondere lätzt
es diese Verordnung zu. daß die Angestellten
einen Monat früher entlassen werden

können, als es nach unserm obenerwähnten
Vertrage zulässig ist.

Am 25. Januar wurde zwischen dem

Arbeitgeberverband im deutfchen Einzel»
Handel und uns eine Vereinbarung
dahin in Aussicht genommen, datz den An»

gestellten Entschuldungsbethilfen
im Betrage von 100 bis 50« Mk. zu zahlen
seien. Mit Rücksicht auf die unterschiedliche
Leistungsfähigkeit der einzelnen Firmen
wollte man d'ie nähere Regelung dieser Frage
den beteiligten Angestelltenausschüssen mit
ihren Firmen überlassen. Jn der gleichen
Sitzung vom 25. Januar verlangten die Ge>
schäftsinhaber sehr lebhaft, wir möchten unsere
tariflichen Forderungen über die
Regelung der Gehälter alsbald einreichen.
Die Geschäftsinhaber bezweckten damit, die
Regelung der soeben vereinbarten Wirtschafts»
beihilfe. die in den einzelnen Betrieben durch»
geführt werden sollte, von der Höhe der tarrf»
lich zu regelnden GelhaUssätze abhängig
zumachen. Der Zentralverband der Hand»
lungsgehilfen ging aber davon auS, datz die

Gewährung von Entschuldungsgeldern die

Notlage etwas lindern solle, in die die An»

gestellten durch'den Krieg geraten sind. Die

Geschäftsinhaber waren sehr gut in der Lage,
von ihren Gewinnen während der Kriegszeit
etwas abzugeben. Die tariflich zu regelnden
Gehaltssätze aber stellen die Entlohnung
unserer Kollegen für die k ü n f t i g e T ä t i g.
keit dar. Es lag gar kein Anlaß vor, die

Forderung der Entschuldungsbeihilfe, die stch
aus die vergangene Zeit bezieht, zu

verkoppeln mit den Forderungen, die für die

künftige Zeit zu bewilligen waren. Unterm

l Februar teilte der Arbeirgeberverband mit.

daß er unsere Forderungen, soweit sie über

die Verordnung des Demobilmachungsamtes
vom 24. Januar hinausgehe, nicht erfüllen

wolle, er im übrigen aber nunmehr unsere
Vorschläge über die Entschuldungsbeihilfen
endgültig genehmigt habe.

Es war vereinbart worden, datz die

Wirtschaftsbeihilfen bis zum 15. Februar ge»

zahlt werden sollten. Noch vor Ablauf
dieses Termins, nämlich am 10. Fe»
bruar. schickten wir den Tarifvertragsentwurf
an den Arbeitgeberverband ab. Es war in

diefen Tarifvertrag wieder die Forderung
hineingearbeitet, datz kein Angestellter vor

dem 31. März entlassen werden dürfe. Den

Wortlaut dieses Tarifvertrages drucken wir.
auf der dritten Seite der vorliegeliden Zet»
tung ab.

De, Streik.

Da die Tarifderhandlungen nach den

bisherig?« Erfahrungen, die wir mit dem

Arbeitgeberverband im Einzelhandel gemacht
haben, voraussichtlich nicht sehr schnell von»

statten gehen würden, machten wir ihm den

Vorschlag, es möge bis zum Inkrafttreten
dieses Tarifes folgendes Provisorium gelten:

„Bis zum Inkrafttreten des Tarifvertrages
gilt folgendes Provisorium: Auf die am 31. Ja»
nuar ausgezahlten Gehälter bis 25« Mk. mird ein

Zuschlag von 10« MZ« bei Gehältern von LSI bis

400 Mk. ein Zuschlag von 7S Mk.. bei Gehältern
von 401—tX» MZ. ein Zuschlag von 50 Mk. ge»

zahlt. Ber den Gehältern von 2SI—400 Mk.. aber

mindestens insgesamt SSO MZ« bei Gehältern
von 401—«00 Mk.. insgesamt aber mindesten»
47S Mk. gezahlt.'

Mittlerweile hatten auch zwischen den in
den Waren» unb Kaufhäusern beschäftigten
Handelshilfsarbeitern einerseits
und mit dem Arbeitgeberverband in, Einzel»
Handel andererseits Tarifverhandlungen
stattgefunden. ES war zu einer Einigungs»
Verhandlung vor dem Berliner Gewerbe»

gericht gekommen. Denvondiesemge»
fällten Schiedsspruch hatten die

Gefchäftsinhaberabgelehnt. Nach
den bisherigen Erfahrungen mit diefer Sorte

Arbeitgeber war eS kein Wunder, datz sie
sick dem Schiedsspruch nicht fügten. Sie

spielen sick zwar der Oeffentlichkeit
gegenüber als diejenigen auf, die bestrebt
s,nd. sich mit ihren Angestellten schiedlich»
friedlich zu vertragen. Aber in der P r a x i s

verhalten sie sich gar nicht verträglich, sondern
sehr brutal gegen ihr Personal. Die Handels»
Hilfsarbeiter traten daher am 11. Februar in

den Streik. Die kaufmännischen Angestellten
bekundeten ihre Sympathie mit den Arbei»

lern, indem sie sich ihnen anschlössen. Jn
zwei Riefenversammlungen, die am 12. Fe»
bruar im Luftgarten und im Zirkus Busch
stattfanden, wurde eine Entfchlietzung gefaxt,
in der es heißt:

„Die heutigen Massenversammlungen im

Zirkus Busch und im Luftgarten fordern daher
bon ihrem Verbände, dem Zentralverband der

Handlungsgehilfen, der für fie einzig und allein

in Betracht kommt, unseren Sympathiestreik un»

vergüglich anzuerkennen und seine Führung
zu übernehmen.

Gleichzeitig geloben die Versammelten noch»
malS, die am Freitag in der Bö»senversammlung
angenommenen Beschlüsse Aarifverhandlung und

ProivisoriumS°Umsätze) hochzuhalten und zu¬
sammen mit ihrem Verbände mit aller Kraft
durchzusetzen/

Der Arbeitgeberverband im Einzelhandel
hatte aus der bisherigenfestenund
unerschrockenen Haltung, die wir
zugunsten der Kollegen und Kolleginnen ein»
nahmen, herausgefunden, daß er es mit einer
starken und kräftigen Organisation zu tun
habe, die energisch die Interessen des kauf»
männischen Personals wahrnimmt. Er wen»

dete daher, nachdem er solange gc»
sondert mit unserm Zentralver»
band der Handlungsgehilfen
verhandelthatte. plötzlich ein, daß die
bei ihm so beliebten „gelben" Händlungs»
gebilfenverbände gleichfalls hinzugezogen
werden müßten, und datz mit diesen gemein»
sam zu verhandeln sei. Jn einem Schreiben
vom 15. Februar teilte er uns mit. daß er

sich entschlossen habe, dem Kommissar
deS Demobilmachungsamtes die

Angelegenheit vorzutragen und diesem an»

heimzugeben, von sich aus eine Verständigung
mit uns in die Wege zu leiten. Der Arbeit»

geberverband wußte, daß die gelben Hand»
lungsgohllfenvereine keine wirkliche Inte»
essenvertretung der Handlungsgehilfen sind,
daß sie vielmehr ihr ganzes Ver»

halten ständig danach einrichten,
sich das Wohlwollen der Ge»

schäftsinhaber zu erhalten, um

von den Geschäftsinhabern Unterstützungen
für ihre Kassen zu empfangen. Jn dem Be»

streben, uns die gelben Handlungsgehilfen»
verbände als gleichberechtigte Verhandlungs>



46 SandwngsgehilfeN'ZeitMtg Nr. 5 — 1919

teilnehmer aufzuzwingen, lag nichts
weiter, als der Versuch, die berech»

tigten Forderungen der Ange¬

stellten auf diese Weise nieder¬

zuschlagen. Denselben Zweck hatte auch
das Vorhaben, den Kommissar des Demobil°

machungscuutes hinzuzuziehen. Dieganze
TätigkeitdesDemobilmachungs»
amtes läuft nänllich darauf hin»

aus, die Löhne und Gehälter der

Ange st eilt enherabzudrücken. Die

vielen Flugblätter und Maueranfchläge, in

denen vor übertriebenen Lohnforderungen
und Streiks gruselig gemacht wird, gehen

sämtlich vom Demobilmachungsamt aus und

werden aus dcn Mitteln der Steuerzahler
bezahlt. Das Demobilmachungs-
amt hat aber noch nicht das ge»

ringste getan, dafür zu sorgen,

daß die Riesengewinne der Ge>

schäftsin habe rund Fabrikanten
herabgesetzt werden. Durch die Ge¬

winnsucht und die Preistreibereien der

Unternehmer werden nämlich in Wirklichkeit
die Warenpreise erhöht. Kein Wunder, daß
die Geschäftsinhaber bei dieser Sachlage ein

Interesse daran haben, den Kommissar des

Demobilmachungsamtes die Angelegenheit
zur Schlichtung zu übertragen. Das Demobil¬

machungsamt ist tatsächlich nichts weiter als

der geschäftsführende Ausschuß, der die

Interessen dcs Kapitals vertritt.

Eine starke Hilfe fanden die Geschäfts¬
inhaber in den nächsten Tagen in der bürger¬
lichen Presse: im „Berliner Tageblatt", in

der „Morgenpost", der „Vossischen Zeiwng",
„B. Z. am Mittag", „Acht-Uhr-Abendblatt"
usw. Diese Blätter stellten sich auf feiten
der Geschäftsinhaber. Jede Einsendung, die

diefen Blättern von seiten der Gefchäfts¬
inhaber zuging, wurde abgedruckt und die

Redaktionen verfertigten auch noch selbst
allerlei Nachrichten, die den Zweck hatten,
die Streikenden in den Augen des kaufenden
Publikums herabzufetzen. Unsere Ein¬

sendungen und Berichtigungen, die die

Wahrheit im Interesse der beteiligten An¬

gestellten klarstellten, wurden nicht auf¬

genommen: sie wanderten vielmehr in den

Papierkorb! DasiftdiePressefrei»
heit, von der in der letzten Zeit
soviel geredetwordenistl Die ver¬

logene Presse behauptete, daß die Streiken¬

den das kaufende Publikum drangsaliert, den

Fußgängerverkehr ins Stocken gebracht und

selbst den Siraßenbahnverkehr teilweise be¬

hindert hätten. Auch Diebstähle seien durch
die Streikenden verursacht worden. Alles

dies war offenbarer Schwindel, nur darauf
berechnet, die Streikenden anzuschwärzen und

die Behörden aufzuhetzen, gegen die Strei¬

kenden gewal!sam>porzugehen.' Trotz dieser
Hetze, die tagelang in diesen Zeitungen ge¬
führt wurde, hielten die streikenden Hand¬
lungsgehilfen treu und fest zum Zentralver¬
band der Handlungsgehilfen, den sie als die¬
jenige Organisation erkannt hatten, mit
deren Hilfe sic eiue Verbesserung ihrer wirt¬

schaftlichen Lage herbeiführen können. Jn
welch terroristischer Weise die Geschäftsinha¬
ber—diefortwätsrend unsTerro-
rismus vorwarfen — tatsächlich vor¬

gingen, ergibt sich auch daraus, daß sie ver¬

sucht haben, die Inhaber der Lebensmittel-
geschäste zu veranlassen, ihre Läden für die
Dauer des Streiks zu schließen. Dieser Ver¬
such ist aber mißglückt.. Wenn es den

Warenhausbesitzern gelungen wäre, die

Lebensmittelkleinhändler zum Schluß ihrer
Läden zu bewegen, dann hätte man der

OeffeMichteit natürlich vorgelogen, daß sie

es aus Furcht vor den Gewalttätigkeiten der

Streikenden getan hätten. Bei all diesen
Gemeinheiten der Arbeitgeber gegen die

Streikenden leisteten die gelben Händlungs-
gehilfeuverbände wacker Beihilfe. Sie

hatten insbesondere die Aufgabe übernom¬

men, Unfrieden und Zwistigkeiten in die

Reihen der Streikenden hineinzutragen.
Gerade deswegen aber beschlossen die Strei¬

kenden wiederholt, lediglich der Zentralver¬
band foll die Vertretung ihrer Interessen
führen. Die Arbeitgeber ihrerseits ver¬

öffentlichten in den Tageszeitungen Inserate
gegen wilde Streiks, in denen sie auch den

Verband deutscher Handlungsgehilfen, den

Deutfchnationalen Handlungsgehilfen - Ver¬

band, den Kaufmännischen Verband für
weibliche Angestellte und den Kaufmännifchen
Verein von 18S8 als ihre Schützlinge nament¬

lich aufführten, die von dem Streik, den der

Zentralverband führte, nichts wissen wollten.

Die Schlichtungsverhandlungen.
Der Massenstreik der Handlungsgehilfen,

an dem zuletzt etwa 600 Geschäfte
mitungefähr fünfzigtaufendAn-
gestellten beteiligt waren, beein¬

flußte selbstverständlich das Wirtfchaftsleben
Groß-Berlins auf das empfindlichste, zumal
in einem Teil der bestreikten Geschäfte
Lebensmittel zu verteilen waren, die nur auf
Lebensmittelkarten bezogen werden konnten.

So mußten die Behörden z. B. dazu schreiten,
die Fleisch- und Fettkunden dieser Geschäfte
auf andere Betriebe zu überweisen. Daher

hatte der Oberbürgermeister von Berlin das

Gewerbegericht veranlaßt, feine Vermittlung
in dem Streik anzubieten. Der Vorsitzende
des Gewerbegerichts machte den Ver¬

gleichs Vorschlag, daß die Geschäfts¬
inhaber nicht nur mit dem Zentralverband,
sondern auch mit den gelben Handlungs¬
gehilfenverbänden, aber in getrennten
Verhandlungen, tagen sollten. Das Gewerbe¬

gericht wollte nachher durch einen einheit»
lichen Schiedsspruch das Ergebnis zusammen»
fassen. Der Zentralverband der Händlungs«
gehilfen erklärte sich bereit, so zu

verfahren und diesen Schiedsspruch
anzuerkennen, die Geschäftsinhaber
lehnten ihn aber entschieden ab.

Sie wollten den streikenden An»

gestellten mit aller Gewalt die

gelben Handlungsgehilfender»
bände aufzwingen. Wir hatten auf
diefe Weife bewiesen, daß wir jeden gang»

baren Weg zur Beilegung des Streiks be»

schreiten wollen, während die Geschäfts»
inhaber aus Machtkitzel vor kei¬

nem Terrorismus zurückschreck¬
ten. Dabei muß man aber berücksichtigen,
daß von den streikenden Handlungsgehilfen
99 Proz. bei uns organisiert sind. Die
Lügenhaftigkeit der Gefchäftsinhaber war so
groß, daß sie öffentlich' das Märchen verbrei»

teten, die Streikenden seien mit dem Terro»

rismus des Zentralverbandes der Hand»
lungsgehilfen nicht einverstanden. Das war

Schwindel! Die Streikenden wußten sehr
gut, daß der Terrorismus lediglich von den

Geschäftsinhabern ausgeübt wurde, die Ver»

sammlungen der Streikenden bewiesen das.

Der Zentralverband hat keinerlei Terroris»

mus ausgeübt. Er ist sogar so tolerant ge»

wesen, in einer der Streikversammlungen
eine Rednerin des Kaufniännischen Verban»

des für weibliche Angestellte sprechen zu

lassen, die für die gelben Handlungsgehilfen»
verbände (die unter dem Namen „Gewerk-
fchaftsbund kaufmännischer Angestellten" auf¬
traten) Propaganda machte. Die gegnerische
Rednerin konnte fich auf diefe Weise selbst

überzeugen, daß in der von etwa 16 «00 Per¬
sonen besuchten Versammlung nur eine ein»

zige Stimme sich erhob, die für die Hin»
Zuziehung der gelben Verbände war.

Der Arbeitgeberverband im' Einzelhandel
hatte es schließlich gemeinsam mit den gelben
Handlungsgehilfenvereinen durchgesetzt, daß
der Demobilmachungskommissar eine Sckllich»
tungsverhandlung vor dem Schlichtungs-
ausschuß Groß-Berlin für Dienstag,
den 18. Februar, anordnete. Zu diefer
Verhandlung waren von den amtlichen
Stellen die Geschäftsinhaber, der Zentralver¬
band der Handlungsgehilfen und alle mög¬
lichen Handlungsgehilfenorganisationen und

Organisattönchen eingeladen, die zum Teil

kaum dem Namen nach bekannt waren. Jn
der betreffenden Sitzung waren sogar
die Geschäftsinhaber erstaunt,
welche Garde der Demobil¬

machungskommissar zu ihrem
Schuhe und in ihrem Interesse
aufgeboten hatte.

In der Sitzung wnrde von einem Bei¬

sitzer des Schlichtungsausschusses erklärt, daß
die Prüfung der Frage, ob es fich bei den

anderen Handlungsgehilfenverbänden um

gelbe, wirtfchaftsfriedliche Organisationen
handelt, wegen der Fülle des Materials jetzt
nicht vorgenommen werden könne, da fie zu

lange Zeit in Anspruch nehme. Der Zentralver¬
band wurde ersucht, unter Auftechterhaltung
seines grundsätzlichen Standpunktes in der

Weise in sachliche Beratungen einzutreten,
daß jede in Betracht kommende Vereinigung
kaufmännischer Angestellten für sich ihre
Forderungen vor den, SÄicktungsausschuß
zu vertreten das Recht habe. Unsere Vertreter

gäben dann diese Erklärung ab:

„Unter Aufrechterhaltung unseres grundsätz»
lichen Standpunktes erklären wir uns bereit, in

dcr Weise in die fachliche Verhandlung der Diffe»
renzen einzutreten, dafz jede nennenswert in Be»

tracht kommende Vereinigung von kaufmännischen
Angeftellten das Recht hat. ihre Forderungen vov

dem Schlichtungsausschuß zu vertreten.

Der Schlichtungsausschuß mird ersucht, nach
Anhörung aller oben dezeichrreren Vertretungen
einen für alle Teile gleichartigen Schiedsspruch
zu fällen.

Diese Erklärung tvird abgegeben unter der

Voraussetzung, dasz über die Forderungen aller

am Streik beteiligten Gruppen eine Verständi¬
gung erzielt wird eventuell ein Schiedsspruch ge»

fällt wird."

Nach längeren Beratimgen über die For»
derungen der Streikenden wurde von den

freien Gewerffchiiften folgende Erklärung ab»

gegeben:
„Unter BerüclPchttgung deS heute hier ge»

troffenen Abkommens wird erklärt:

Die hier anwesenden Organisationsvertreter
find bereit, für die Wiederaufnahme der Arbeit

einzutreten, wenn die Arbeitgeber sich bereit er»

klären, die bisher ausgesprochenen Kündigungen
resp. Entlassungen aus Anlaß des Streiks zurück»
zunehmen, Maßregelungen jeder Art wegen der

Durchführung der Bewegung nicht stattfinden zu

lassen und die Streiktage für alle am Streik Be»

teiligten zu zahlen.
Die Arbeit könnte frühestens am Mittwoch

nachmittag, bestimmt aber am Donnerstag früh

ausgenommen werden. Die Verhandlungen über

das Provisorium der Handlungsgehilsen sollen
noch heute erledigt werden, die Verhandlungen
mit den übrigen «Gruppen innerhalb der nächsten
Tage, so daß spätestens innerhalb 3 Tagen evtl.

ein Schiedsspruch gefällt werden muß und die

rückwirkende Kraft ab 1. Januar anerkannt wird.

Soweit Kollektivvcrträge in Betracht kommen,
sind die diesbezüAichen Verhandlungen s« zu

beschleunigen, daß diefe zum IS. März abge¬
schlossen sein müssen."

^.Darauf traten die Geschäftsinhaber zur

Sonderberatung zurück und erklärten, KUndi».

Lungen und Entlassmlgen zurücknehmen zu
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Wollen; das Provisorium solle ab 1. Februar

gellen, der, Spielraum zum Abschluß der Kol»

lektivverträge solle bis 31. März gelassen
werden. Sie lehnten es aber strikt« ab. die

Streiktage zu vergüten. Der SMichtungs»

ausschuß fällte darauf folgenden Schieds»
fpruch:

«Die Vereinbarungen haben ab 1. Januar
gu gelten. Tarifverträge müssen bis 31. März

abgeschlossen fein. Ueber die Streiktage wird

das endgültige Urteil entscheiden."

Nun traten beide Teile in die Verhand¬
lung über das Provisorium ein. Der Zentral»
verband der Handlungsgehilfen verlangte ab

1. Jauuar für Jugendliche und Lehrkräfte bis

zum vollendeten 17. Lebensjahr im ersten
Jahre 65 Mk.. im zweiten 80 Mk., im dritten

100 Mk. Auf alle Gehälter bis 250 Mk. 100

Mark, bis 400 Mt. 75 Mk.. bis 600 Mk. 5«

Mark Zuschlag.
Der Schlichtungsausfchuß zog sich zu einer

Beratung über diese Forderung zurück. Es

kam aber kein Schiedsspruch zustande, da im

Ausschuß sich Stimmengleichheit ergeben hatte.
Der Vorfitzende des SMichtungsausschusses.
Herr von Borfig, hielt dabei eine An¬

sprache an die Angestelltenvertreter, bei ihren
Forderungen einen Pflock zurückzustecken, da

nach seiner Ansicht beim gegenwärtigen Stand

der Wirtschaft eher an eine Gehalts kür»

zun« als an eine Erhöhung gedacht
werden müsse. Darauf übernahm der Ver»

treter des Demobilmachungskommissars den

Vorsitz im Schlichtungsausschuß und ver¬

kündete morgens 7 Uhr, nachdem die Ver¬

handlungen die ganze Nacht hindurch gedauert
hatten, folgenden Schiedsspruch:

„Lchrpersonen und Jugendliche'bis 17 Jähre
ohne Unterschied des Geschlechts erhalten im ersten
Jahre -«« Ml., im zweiten Jahre 75 Mk., im

dritten Jahre 100 Mk. monatliche Vergütung.
Gehälter bis, 300 Mk. werden um SS Mk., Ge¬

hälter über 30« bis 600 Mk. um 40 Ml,, erhöht.
Das Mindestgehalt soll nicht unter Sö» Mk. be¬

tragen. Die Zulagen haben rückwirkende Krast
vom 1. Januar ab und gelten bis 31. März."

Dieser Schiedsspruch bleibt
weit hinter dem zurück, was wir als

unbedingt notwendig angesehen hatten. Die
Vertreter der Geschäftsinhaber, gaben daher
auch gleich in der Sitzung die Erklärung ab.
daß sie den Schiedsspruch annehmen.

An demselben Tage nahmen auch die

streikenden Angestellten zu dem Schiedsspruch
Stellung. Nach Lage der Sache, bei der nicht
nur die Geschäftsinhaber, fondern auch das

Dcmobilmachungsamt gegen ihre berechtig¬
ten Ansprüche Stellung genommen hatten,
hielten sie cs für zweckmäßig, den Schieds¬
spruch ebenfalls anzunehmen. Jn der Ver¬

handlung vor dem Schlichtungsausfchuß trat

der Charakter des Deutschnationalen Hand-
lungsgchilfenverbandeZ und der ihm befreun¬
deten Verbände als gelbe Streikbrecher»
organifationen offen und unverhüllt
hervor. Sein Vertreter, Herr Thiel, erklärte

nämlich, bei der Bezahlung der Streiktage
feien Unterschiede zu machen zwischen den»

jenige rr Angestellten, die fteiwillig gestreikt
hätten und solchen, die dazu gezwungen
worden seien. Das hieß natürlich, die Mit-
Weder deS Zentralverbandes, die den Kampf
um Höhe« Gehälter führen, sollten dafür be¬
straft werden, wogegen die Mitglieder der
«elben Gandlungsqehilfenveibände. die zu
StreMrecherdiensten bereit waren, besonders
belohnt werden sollten. Pfui Teufel!

Nachdem der Schiedsspruch von den An-
Mstellten angenommen worden und der Streik
beig^egt war. unternahmen es manche Ge-
schaftslfihaber — obwohl sie fich erst verpflichtet

hatten, keine Matzregelung der Angestellten
eintreten zu lassen — dem Wunsche des Herrn
Thiel nachzukommen. Sie legten nämlich
ihren Angestellten auch nachher noch eine

Karte vor, auf der fie erklären sollten, ob sie
„freiwillig" am Streik sich beteiligt hätten
oder nur „gezwungenermaßen" daran teil»

genommen hätten. Der Zentralverband pa»

rierte jedoch diesen Wortbruch der Geschäfts»
inhaber, die trotz ihrer Erklärungen die in

den Betrieben stehenden Angeftellten unter»

schiedlich behandeln wollen, damit, daß er

seinen Mitgliedern die Parole ausgab, sie
möchten alle die gleiche Antwort geben, daß
sie zu dem Streik „gezwungen" worden seien.
Auf diese Weise wird es den Geschäftsinba»
bern unmöglich gemacht, ihre Rache an dem

einzelnen Angestellten zu kühlen.

Mit diesem Streik hat eine Massenbewe»
gung der Angestellten ihr Ende erreicht, wie

sie bisher noch nicht dagewesen ist. Der Zen¬
tralverband der Handlungsgehilfen hat auch
in anderen Orten Lohnbewegungen geführt,
an denen Tausende von Berufskollegen betei¬

ligt gewesen find. Hier aber waren es nicht
nur Tausende, "sondern mehrere Zehntaufende.
Außerdem aber mußte hier mit einem ver¬

einigten Wider stände der Ge¬

schäftsinhaber, der gelben Hand¬
lung s g e h i l fe nv e r b ä n d e und der

Behörden gegen die berechtigten An¬

sprüche der Handlungsgehilfen gekämpft
werdcn. Die wenigsten Kollegen und Kolle¬

ginnen werden ermessen können, welch unge»

heure Arbeit bei diesem Massenstreik von der

ehrenamtlich tätigen Streikleitung und von

den Angestellten des Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen geleistet werden mußte.
Wir sind aber trotzdem sicher: Das, was

hier unsere Organisation ge¬

leistet hat, wird bei der Hand»
lungsgehilfen schaftunvergessen
bleiben und dazu beitragen, daß
immer größere Kreise unserer

Berufsgenosfen ihr volles Ver»

traue noufihnsetzenundsichihm
anschlietzen werden.

Wenn es bisher noch den kaufmännischen
Angestellten zweifelhaft war, wohin sie ge»

hören, so muß aus den geschilderten Vor¬

gängen jedem klar werden, daß es keine Har¬
monie gibt zwischen Geschäftsinhabern und

Angestellten.
Wollen die kaufmännischen Angestellten

eine Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage,

so müssen sie sich der Kampfmittel der freien

Gewerkschaften bedienen. Der Zentralverband
der Handlungsgehilfen hat von jeher diesen

Grundsatz vertreten und hat Schulter an

Schulter mit den Arbeitern gekämpft. Wo

diese Solidarität besteht, da ift der Sieg
unfer! Dies beweist der erfolgreiche Massen-
streik! Die große Zahl der Neuaufnahmen
stärken unsere Reihen von Tag zu Tag. Mit

Vertrauen auf unsere Kraft blicken wir in

die Zukunft I

Vertragsentwurf.
Zwischen dem Arbeitgeberverband im Einzel¬

handel Groß-Berlin, Charlotienftraße 96, und dem

Zentralverband der Handlungsgehilfen Groß-
Berlin, Münzstrabe L0, ist folgender Tarifvertrag
geschlossen:

1. Einstellung und Entlassung.

Die Einstellung von Personal sowie not¬

wendig werdende Entlassungen wcrdcn im Ein¬

vernehmen mit dem VngestelltenÄuSschusz und

der Betriebsleitung vorgenommen. Dabei sind
die Bedingungen des H. G. B. zu berücksichtigen.
Für die Zeit des Uebergangs sind Entlassungen
sriihestens zum 31. März zulässig, nach den Be¬

stimmungen des Kollcttivvertraa.es mit den darin

enthaltenen Ausnahmen.
Die Kündigungsfrist ift für beide Teile gleich

und ist eine Kündigung nur zum Quartalsschluß
mit 6 wöchentlick'Lr Frist zulässig Eventuelle

Probezeit dars bcim Engagement nicht über

14 Tage vereinbart werdcn. Eine Verlängerung
der Probezeit ist nicht zulässig. Werden nach dem

1. April Entlassungen notwendig, so dürfen nicht
mehr als 5 Prozent des tätigen kaufmännische»
Personals betroffen wcrdcn.

Es ist folgende Reihenfolge einzuhalten:
1. ledige Angestellte unter 17 Jahrcn,
2. ledige Angestellte, die in Familiengemein»

schast wohnen,
3. ledige Angestellte, denen die Ernährung

Familienangehöriger obliegt oder Allein¬

stehende,
4. verheiratete Angestellte,
5. verheiratete Angestellte mit Kindern.

Ueber SO Prozent in der Erwerbsfähigkeit
beschädigte Kriegsteilnehmer dürfen vor dem

31. März 1920, Kriegsteilnehmer bei mobilen

Truppenteilen dürfen vor dem 30. September
nicht entlassen wcrden.

L. Arbeitszeit.
Die Nettoarbeiiszeit beträgt pro Woche 4S

Stunden. Die Tischzeit beträgt 2^ Stunden.

Für die erste Tischzeit ist nachmittags und für
die zweite Tischzeit «vormittags eine ^ständige
Essenpause festgelegt. Währcnd dcr Uebergangs¬
zeit gelten für Ladsnöffnung und Schlug die be¬

hördlichen Bestimmungen. Bei Aufhebung dieser

Bestimmungen werden die vertragschließenden
Parteien über die Festlegung der Ladenöffrmng
und des Ladenschlusses erneut verhandeln. Früh»
und Schlußdienst gilt als Arbeitszeit. Nach
Ladenschluß darf das Personal zu irgendwelchen
Arbeiten nicht mehr herangezogen werdcn. Die

anwesenden Käufer sind abzufertigen. Die hier»
für notwendige Arbeitszeit wird abgegolten durch
die Gewährung cines frcicn Nachmittags im

Monat an alle Angestelltcn. Sonntagsarbeit
wird aufgehoben.

3. Lohn.
Die Lohnzahlung ersolgt monatlich einen

Tag vor Ultimo.
1. Lehrkräfte (KassenmädchenZ, jugend¬

liche Verkaufskräste bis zum vollendeten

17. Lebensjahre: im 1. Jahr SS Mk., im 2. Jahr
80 Mk.. im 3. Jahr 100 Mk.

2. Verkaufskräfte, Kontoristen
und Kontoristinnen: im 18. Lebensjahr
12S Mk.. im 19. Lebensjahre IS« Mk.. im 2«.

Lebensjahre 17« Ml., im 21. Lebensjahre 200 Mk.

2s, Verkaufskräfte, Kontoristen
und Kontoristinnen in Kaufhäusern
oder Spezialgeschäften: im 18. Lebens¬

jahre ISO M!.. im 19. Lebensjahre 176 Mk. im

20. Lebensjahre 200 Mk.. im 21. Lebensjahre
22S Mk. Für jedes weitere Dienstjahr 20 Mk.

monatliche Zulage, bis nach 10 Dienftjcchren
400 Ml. (425 Mk.) erreicht sind. Alsdann unter

2 a für jedes weitere Dienstjahr monatlich IS Mk.

mehr bis zum Höchstgehalt von 575 Mk.

3. Kassiererinnen und Kassierer
im 20. Lebensjahre: 200 Mk., für jedes Dienst-
jähr eine Zulage von IS Mk. pro Monat bis

zum Höchstgehalt von 4L5 Mk.

4. K a s s e n k o n t r o l le n im 18. Lebens¬

jahr: 125 Mk.. steigend pro Monat um 10. Mk.

für jedes Dienstjahr bis zum Höchstgehalt von

300 Mk.
5. Aufsichten bis zum 25. Lebensjahr:

300 Mt.. für jedes weitere Dienstjahr eine monat¬

liche Zulage bon 20 Mk. bis zum Höchstgehalt
von 500 MZ.

6. Einkäufer (Abteilungsleiter)
bis zum 30. Lebensjahr: 000 Mk.. für jedes wei¬

tere Dienstjahr eine Zulage von 50 Mk. monat¬

lich zum Höchstgehalt von 85« Mk.
7. s) Buchhalter bis zum 24. Lebens»

jähr 325 Mk.. für jedes weitere Dienstjahr 2« Mk.

Zulage pro Monat bis zum Höchstgehalt von

S25 Mk.

b) selbständige und Abschlußbuch»
Halter bis zum 24. Lebensjahr: 450 Mk., für

jedes weitere Dienstjahr eine Zulage von 20 Mk.

pro Monat bis zum Höchstgehalt von 75« Mk.

8. Stenotypisten nnd Te lep ho¬
nist en: im 18. Lebensjahre ISO Mk., im 19.

Lebensjahre 175 MZ.. im 20. Lebensjahre 200Mk..
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für jedes weitere Dienstjahr eine Zulage von IS

Mar! bis zum Höchstgehalt von 4SS Mk.

9. Hausinspektoren: Mindestgehalt
«X> Mk.. für jedes weitere Dienstjahr tS Mk.

Zulage bis zum Höchstgehalt von SSS Mk.

19. Dekorateure: im 18. Lebensjahr
17S M!.< für jedes weitere Dienstjahr eine Zu¬
lage von SO Mk. monatlich bis zum 7. Dienst¬
jahr. Alsdann für jedes weitere Dienstjahr
80 MZ. Zulage.

11. Subftitute, Kalkulatoren,

Oberaufsichten, wie unter S mit 29 Proz.
Aufschlag.

12. Reisebureau mie unter 2.

13. Personalkontrollen im Mindest¬
alter von 25 Jahren,: 300 Mk., für jedes wertere

Dienstjahr 15 Mk. pro Monat Zulage bis zu
459 MZ.

14. Putz» und Schneider.Di rek»

tricen. Maßzuschneider: Anfangsgehatt
40« Mk. für Maszzuschneider. Jahrliche Zulage
pro Monat 5« Mk. bis 50» Mk.. dann pro Monat

um 25 Mk. bis zum Höchstgehalt von 7«« MZ.

Putz- und Abfteckdirektricen. Matz- und Wäsche¬

zuschneiderinnen: Anfangsgehalt 30« Mk., steigend
pro Jahr um 25 Mk. monatlich bis zu 50« Mk.

Monatlich Für Zuschneider 2« Proz. Zuschlag.
15. Aushilfen erhalten einen Aufschlag

von 1« Prozent auf die in Betracht kommenden

Gehaltssätze.
Ueberstunden verden mit ein Ein»

hundertfünfzigftel des Monatslohnes vergütet.
Jeder Angestellte ist nach Art seiner Tätig¬

keit in die entsprechende Gehaltsgruppe und

Staffel einzugliedern.
Bei Einstellung von Personal ist die frühere

Beschäftigungsart und Dauer sinngemäß anzu¬

rechnen,
4. Urlaub.

Alle Angestellten erhalten in der Zeit vom

1. Mai bis 30. September jedes Jahres Urlaub

unter Vorauszahlung des Lohnes. Für Neuein¬

getretene kommen die Ferien im ersten Dienst¬
jahr nur in Betracht, wenn die Betreffenden
nicht später als am 1. April desselben Jahres
eingetreten, sind. Bei Berechnung des Urlaubs

wird als erstes Dienstjahr das Einftellungsjuhr
angesehen, wenn der Eintritt vor dem 3«. Sep¬
tember erfolgt.

Der Urlaub beträgt im ersten Dienstjahr
1 Woche, im 2. bis 4. Dienstjahr 2 Wochen, im

5. bis 9. Dienstjahr S Wochen, im 1«. Dienst¬
jahr und darüber 4 Wochen. Gesetzliche Feier¬
tage gelten nicht als Urlaubstage.
S. Technische und sanitär« Einrich¬

tungen.
Die Geschäftsräume und die für den Ge¬

schäftsbetrieb bestimmten Vorrichtungen und Ge¬

rätschaften sind so einzurichten, auch ift der Ge¬

schäftsbetrieb fo zu regeln, daß die Angeftellten
gegen eine Gefährdung ihrer Gesundheit ge¬

sichert find und die Aufrechterhalwng der guten
Sitten gewährleistet wird.

«. § SIS deS Bürgerlichen Gesetz¬
buches und K SS deS Handelsgesetz»

buche«.
Der Lohn wird den Angeftellten weiter¬

gezahlt, wenn sie durch einen in ihrer Person
liegenden Grund ohne ihr Verschulden für eine

den Umständen nach nicht erhebliche Zeit an der

Arbeit verhindert werden.

Wird ein Angestellter durch unverschuldetes
Unglück an der Leistung der Dienste verhindert,
so behält er seinen Anspruch auf Lohn, jedoch
nicht über die Dauer von 6 Wochen hinaus. Dem

Angestellten darf ein Betrag, der ihm für die

Zeit der Behinderung aus einer Krarlkenverfiche-
rung «der Unfallversicherung zukommt, nicht an¬

gerechnet werden.

7. Schlichtung von Differenzen.
Bei Differenzen, die sich aus dem Tarif¬

vertrag ergeben, soll zunächst der Arbeitgeber im

Einvernehmen mit dem Betriebsangeftellten-Aus»

fchutz alle Angelegenheiten regeln. Insbesondere
bedürfen alle Maßnahmen in bezug auf Kündi¬

gung, Entlassung und Entlohnung der vorherigen
Zustimmung des Angestellten-Ausschusses. Kommt

ein« Verständigung hierbei nicht zustande, so soll
die Vermittlung eines Vertreter des Arbeitgeber-
verbandeS und eines Vertreters deS Zentral¬
verbandes der Handlungsgehilfen angerufen
werden, letzten Endes ein aus je 3 Mitgliedern
der vertragschließenden Parteien zusammen¬
gesetzter Schlichtungsausschuß entscheiden.

S. Stellenvermittelung.
Bei Einstellung von Personal muh der am

Ort bestehende öffentlich paritätische Nachweis
benutzt werden; besteht am Ort ein solcher nicht,
so ist die Stellenvermittelung des Zentralver»
bandes der Handlungsgehilfen in Anspruch zu

nehmen.

9. Uebergangsbestimmungen.
Den bei Inkrafttreten dieses Vertroges

tätigen Angeftellten wird die Dauer ihrer Dienst¬
zeit bezüglich der Entlohnung und Ferien an¬

gerechnet. Eine Verschlechterung bisheriger Ge¬

pflogenheiten findet nicht statt. Bis zum In¬
krafttreten dieses Vertrages gilt folgendes Pro»
visorium: Auf die am 31. Januar ausgezahlten
Gehälter bis 25« Mk. wird ein Zuschlag von

1«« Mk.. bei Gehältern «on 251 bis 40« Mk. ein

Zuschlag von 7S Mk.. von 401 bis «00 Mk. ein

Zuschlag von 50 Mk. gezahlt. Bei den Gehältern
von 251 bis 400 Mk. aber mindestens insgesamt
SS« Ml., bei Gehältern von 401 bis «0« MZ. inS-

gesamt aber mindestens 476 M!. gezahlt.

1«. Vertrags dauer.

Dieser Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1S19

i« Kraft nnd gilt bis zum Sl. März ISS». Er¬

folgt bis spätestens Sl. Dezember 1S19 keine

Kündigung, verlängert er sich stillschweigend um

ein weiteres Fahr mit der gleichen Kündigungs¬
frist.

Die Sonntagsruhe im Handels¬

gewerbe.
Am 1. April 1919 tritt folgende Ver-

vrdnung in Kraft:
Artikel 1.

Der § 1«Sd Abs. S der Gewerbeordnung
wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

„Im Handelsgewerbe dürfen Gehilfen, Lehr¬
linge und Arbeiter an Sonn- und Festtagen nicht
beschäftigt wcrden. Die Poli^idehörde kann für

sechs Sonn- und Festtage, die höhere Verwal¬

tungsbehörde für weitere, vier Sonn- und Fest¬
tage im Jahre, an denen besondere Verhältnisse
einen erweiterten Geschäftsverkehr erforderlich
machen, für alle oder für einzelne Geschäftszweige
eine Bcschäftigung bis zu acht Stunden, jedoch
nicht über sechs Uhr abends hinaus, zulassen und

die Beschästigungsftunden unter Berücksichtigung
der für den öffentilichen Gottesdienst bestimmten
Zeit festsetzen.

Für das Speditions- und das SchiffsmaZler-
geweroe sowie für andere Gewerbebetriebe, so¬
weit es sich um Abfertigung und Expedition von

Gütern handelt, kann die höhere -l^waltungS-
behörde eine Beschäftigung bis zu zwei Stunden

zulassen."
Artikel S.

Auf Geschäftsbetriebe der Versicherungs-
uniernehiner einschließlich der Vereine zur Ver¬

sicherung auf Gegenseitigkeit, der Bersicherungs.
agenten und der Sparkassen finden die Vorschrif¬
ten der Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe
im Handelsgewerbe entsprechende Anwendung.

Artikel S.

Die höhere Verwallungsbehörde ift befugt,
für eine Gemeinde oder für benachbart« Gemein¬

den mit mehreren Apotheken an Sonn- und Fest¬
tagen oder während bestimmter Stunden dieser
Tage abwechselnd einen Teil der Apotheken zu

schließen. Die Schließung kann bis acht Uhr

morgens des nächsten TageS ausgedehnt werden.

An den geschlossenen Apotheken ift an sicht¬
barer Stelle ein Aushang anzudringen, welcher

die zur Zeit offenen Apotheken bekannt gibt.
Wird von dem Rechte der Schließung kein

Gebrauch gemacht «der bleibt die Apotheke an

Sonn- und Festtagen länger als sechs Stunden

geöffnet, so müssen den pharmazeutifchen Dienst-

angeftellten für jeden Sonn» und Festtag, an

dem sie beschäftigt werden, ein Wochentag ober

zwei Nachmittage freigegeben werden,
Artikel 4.

Diese Verordnung tritt am 1. April 1919 in

Kraft.
Gleichzeitig treten alle Sonder» und Aus-

ncchmebeftimmungen. außer Kraft, die für die

Sonntagsruhe im Handelsgewerbe auf Grund

des § 10öd Abf. S und S der Gewerbeordnung

erlassen find. >^

Weimar, den K. Februar 1919,
Die Reichsregierung.

Ebert. Scheidemann.
Der Staatssekretär des ReichSarbeitSmntS,

Bauer.

Das Tarifamt des Zentralverbandes
deutscher Konsumvereine

hielt am 30. Januar im Sitzungssaale der

Verlagsgesellschaft deutscher Konsumvereine

in Hamburg eine Sitzung ab. Es wurde ledig¬
lich über die Regelung der Teuerungszulagen
verhandelt. Nach einer eingehenden Beratung
wurde folgender Beschlutz gefaßt:

DaS Tarifamt erklärt:

Die Beschlüsse des Tarifamts sind für beide

Teile, sowohl für die Genossenschaften wie für die

gewer5schaföich organisierten Angestellten, Arbei»

ter und Arbeiterinnen, verbindlich, soweit dem

Tarifamt unterstellte Tarife vorliegen.
Verhandlungen über Aenderung der Lohn,

und Arbeitsbedingungen sind nur mrt den Zen¬
tralvorständen der zuständigen Gewerkschaften
oder deren Beauftragten zu führen.

Die Genossenschaften find verpflichtet, Ber»

Handlungen über Abänderung der bestehenden
Tarife, die von anderer Seite erfordert werden,

abzulehnen.
Wo auf Grund von Verhandlungen mit an»

deren Körperschaften «IS den hierzu berechtigten

zuständigen Geir»erkschaftSvorftänden «der deren

Beauftragten seitens der Genossenschaften Ver¬

einbarungen getroffen worden find, erklärt das

Tarifamt diese als nicht verbindlich.
Die Genossenschaften ftnd gehalten, wo durch

Vereinbarungen Mischen den Gewerkschaften und

dem gesamten Gewerbe am Orts besonder« Lohn»

und Ardeitsöedingungen vereinbart find, diese
einzuhalten.

Im übrigen werden die heute geltenden
Teuerungszulagen erhöht um 20 Proz. bei Ver»

einen mit 0 bis IS Proz. Ortszuschlag, um

30 Proz. bei Bereinen mit mehr als IS Proz.
Ortszufchlag.

Auf die fich mit der Teuerungszulage er»

gebenden Stundenlöhne ist für Ueberstunden an

den Werktagen ein Aufschlag von LS Proz« für
Sonntagsarbeit, so wie fie nach dem Gesetze zu»

lässig ift, «in Aufschlag von 50 Proz. zu bezahlen.
Auf die Leistungsfähigkeit der einzelnen

Bereine soll Rücksicht genommen werden; die

Bereine sollen ihre etwaigen Ansprüche innerhaW
eines Monats durch die Revisionsverbände gel»
tend machen.

Diese Abmachungen gelten vom 1. Januar
bis S«. Juni 1919.

Die ersten Sätze des Tarifamtsbeschlussss
erklären sich daraus, daß mehrfach die Ge»

nossenschaftsangestellten durch ihre Betriebs»

röte über Lohnerhöhungen verhandelt haben.

Dazu ist es gerade infolge der bisherigen
Haltung des Tarifamtes gekommen.

Der Sinn des neuen Beschlusses ist, die

Angestellten dürfen keine darüber hinaus»

gehenden Forderungen stellen, die einzelnen
Unternehmen aber dürfen bei mangelnder
„Leistungsfähigkeit" beantragen, weniger

zahlen zu dürfen.

Ehemnih.
Die Firma EIektrizitäts-A.»G. vorm. Herm.

Pöge, bewilligte ihren Angestellten eine Ent»

schuldungssumm« von 100« Mk., die Kinderzulage
bis zu 15« Ml. pro Kind bis zum Alter gon

IS Jahren. Auch haben die Angestellten Anspruch
auf eine vertraglich festgelegte Jahresgratifika-
dion in Höhe von 10 Proz.

Jn einer ftarkbesuchten Betriebsversammlung
wie? Kollege Landgraf darauf hin, daß dieser

Erfolg nur möglich war, weil die Angeftellten

sich gewerkschaftlich organisiert hatten. ES wurde

besonders auf daS gute Zusammenarbeiten deS

Zentralverbandes der Handlungsgehilfen mit

dem Angestellten-Ausschuß hingewiesen.
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Der Streik in Leipzig.
Oie Bewegung der Waren, und

Kaufhausangestellten Leipzigs.
Am Freitag, den 31. Januar, nahmen

die Angestellten der Waren» und Kaufhäuser
zu der überaus schlechten Bezahlung unter

Führung des Zentralverbandes der Han«-
lungsgehilfen Stellung. Der große Saal deS

Zentraltheaters war bis auf den letzten
Platz gefüllt. Kollege Kliem wies ^unter

großer Aufmerksamkeit auf die schlechte Lage
der Angestellten hin. Die von dem Referen»
ten und der Tarifkommission der Angestellten
aufgestellten Forderungen wurden von der

Versammlung einstimmig angenommen. Sie

lauten in den wesentlichsten Punkten:

Weibliche Lernende sollen monatlich 60 bis

8S Mt. haben, im ersten Jahre nach beendeter

Lehrzeit sollen mindestens IS« Mk., rm zweiten
Jahre 17S gezahlt werden Die Gehaltsevhöhun»

gen für die weiblichen Angestellten sollen sich
zwischen IS unb SO Proz. bewegen und rück»

wirkend ab 1. Januar gezahlt werden.

Männliche Lehrlinge sollen SV bi» ISS MT

und nach beendeter Lehrzeit 17S Mk, erhalte«.
Die Gehaltserhöhung für die männlichem Ange¬
stellten auf die bisherigen Gehälter sollen 1« bis

S« Proz. betragen Für Sonntagsarbeit soll
ein Aufschlag gezahlt werden. D,e Zahl der in

jedem Gesawttslzaus beschäftigten Lehrkräfte soll

gemeinsam zwischen Arbeitgeber und Angestellten
geregelt werden.

Alle von den Firmeninhabern zu gebende»
Auskunft üeer die Leistungsfähigkeiten des An»

gestellten müssen vom Borsitzenden des Ange»

stelltenausschusseS gegengezeichnet sein.

Der Zentralverband der Hcmdlungsge»
Hilfen wurde einstimmig mit der Durch»

führung der Forderung beauftragt. Die von

dem besten Geist beseelte Versammlung nahm

die nachstehende kurze Entschließung mit

großem Beifall an:

Die heute am 31. Januar im großen Saale

deS Zentraltheaters versammelte» kaufmänni¬
schen Angeltetlt^n der Waren» und Kaufhäuser
Leipzigs erklären sich mit den Ausführungen
des Referenten einverstanden und stimmen den

Vorschlägen zur Regelung der Gehälter und

Ferien zu. Der Zentralverband der Handlungs¬
gehilfe« wird mrit der Durchführung beauftragt.
Die Angestellten verpflichten sich, sich hinter diese

Forderung mit ihrer ganzen Person zu stelle«
und werden mit allen zulässigen Mitteln dafür
kämpfen.

Die anfgesteWen Forderungen wurden

tag« darauf dem Verein der Waren» und

Kaufhäuser sowie einzelnen anderen Firmen
per Boten übermittelt. Daraufhin erklärten

uns die Unternehmer, sie können unserer Ein¬

ladung am Montag nicht Folge leisten, da

ihr Verein am Montagabend, der Verband

der Detaillisten am Dienstagabend dazu
Stellung nehmen müsse. Um jede Verzöge»
rung zu vermeiden, ersuchten wir, daß die

von den Detaillisten gewählte Tarifkom»
Mission sich mit den weitgehendsten Voll»

machten ausstatten lassen solle, damit die

Angelegenheit bis Donnerstag bestimmt zum

Abschluß komme. Schon vordem stand in der

bürgerlichen Presse, daß die großen Geschäfts»
häufer die Führung der Angelegenheil dem

Verband der Detaillisten übertragen hätten.
Wir sehen daraus, daß sich die Finanzstarken
hinter die Finanzschwachen verkriechen, um

bei der ganzen Sache so billig wie irgend
möglich wegzukommen.

Am Mittwochmittag fand dann endlich
die Verhandlung mit den Detaillisten statt.
Hierbei brachten die Unternehmer zum Aus»

druck, nur dann mit uns zu verhandeln, wenn

die anderen Angestelltenverbände eben»

falls daran teilnehmen Wir mußten dieses
ablehnen, weil wir von den Angestell»
ten den Auftrag erhalten hatten, die Inter»
essen der Angestellten zu vertreten. Weiter

erklärten mir. uns von den Unterneh»
mern unsere Bundesgenossen nickt vor»

schreiben zu lassen. Wie die Arbeiter, haben
wir es auch abgelehnt, mit Wirtschaftsfried'

lichen (gelben) Organisationen gemeinsam zu

arbeiten. Die Unternehmer haben nicht ohne
Grund uns die Bundesgenossen dorschreiben
wollen, denn als wir die aufgestellten For»
derungen dieser Verbände sahen, war uns die

besondere Empfehlung sofort klar. Nach dieser

Aufstellung hätte nur ein Teil der Ange»
stellten etwas erhalten, während viele leer

ausgegangen wären.

Nachdem di« Verhandlungen gescheitert
waren, fand am Donnerstagabend noch eine

Aussprache statt, bei der der von den Unter»

nehmern gewählten Tariffommissio» auf
Wunsch Gelegenheit gegeben wurde, was

eigentlich gegen die gewerkschaftliche Praxis
ist, zu den Angestellten zu sprechen. Die An»

gestellten blieben fest, sie verharrten auf
ihrem Standpunkt.

Da die Angelegenheit nicht zum Ab»

schluß kam, versammelten sich Freitag früh
vor Geschäftsbeginn ca. 4000 Angestellte, die
in de» Streik eingetreten waren. Die Stim»

mung der Versammlung war ausgezeichnet.

Einstimmig wurde die folgende Resolution
angenommen:

„Die heute im Zentraltheater tagende, von

über 4000 Personen besuchte Versammlung der

Angestellten der Leipziger Waren» und Kauf¬
häuser stellt sich nach Kenntnisnahme des aus«

führlichen und aufklärenden Berichts über die
bisher gehabten Unterhandlungen mit der Tarif»
kommisfion der Detaillisten Leipzigs geschlossen
hinter die von ihnen gewählte Kommission und
ibre berufene Organisation, den Zentralverband
der Handlungsgehilfen. Die Angestellten sind in
ihrer Gesamtheit gewillt, die berechtigten Forde¬
rungen mit aller Entschiedenheit zu erkämpfen
und erklären nochmals den Zentralverband der

Handlungsgehilfen als ihre Berufsorganisation
und verlangen, daß in gemeinschaftlichen Unter¬

handlungen anit den übrigen Verbänden nicht
eingegangen und die Arbeit nicht eher aufge¬
nommen mird. bis die Forderungen restlos be¬

willigt sind."

Kurz darauf formierten sich die streiken¬
den Angestellten zu einem imposanten
Zug durch die Stadt, der durch Tra»

gen verschiedener Plakate großes Aufsehen er¬

regte.
An demselben Tage kam ein Handzettel

sowie Zeitungsannoncen folgenden Inhalts
heraus:

..Stellt Euch hinter uns. Eure Gehalts¬
regelung ist in Gefahr."

Es wären andere Angestelltenverbände,
die kein Mandat hatten und in diese Ange»
legenheit eingriffen, um die Einmütigkeit der

Angestellten zu stören. Am gleichen Tage noch
ging ein Vertreter dieser „hochverehrten Or»

ganisation" von Geschäftshaus zu Geschäfts»
Haus, um Unterschriften zu ergattern, um

auf diese Weise ein Mandat in die Hände
zu bekommen. Der von den Unternehmern
und den anderen Handelsangestelltenverbän»
den mit aller Gewalt in die Welt gesetzte
Schwindel veranlaßte uns, ein Plakat fol»
genden Inhalts an allen Anschlagsäulen an¬

zuheften:
Aufklärung.

Zum Streik der Angestellten der Waren- und

Kaufhauserl
Nicht um Terror, oder Verbandsegoismus,

auch nicht um SozialiSmuS und Bürgertum ban¬
det? eS sich, sondern um einen reinen Lohn¬
kampf. Mehr als S0«0 Angestellte und deren

Ausschüsse der Waren» und Kaufhäuser haben
den Zentralverband als ihre Berufsorganisation
mit der Durchführung ihrer Forderungen be¬

auftragt.
Die Unternehm er wollen den An¬

ge st eilten ihre Berufsvertretung

Wie wir belogen wurden.
Von H. Fehlinger.

Verhältnismäßig wenige Menschen mag eS
Kr Deutschland gegeben haben, welche der militä»

rische Zusammendruch im Westen nicht vollftänoig
überraschte. Fast dem ganzen deutschen Voll

schien das schwere Debakel unfaßbar, mit dem
der Krieg für uns ein Ende fand. Die Antwort

auf die Frage, wieso das kam, gibt Dr. Kurt

Mühsam iv seinem eben bei Albert Langen i»

München erschienenen Buche: „Wie wir belogen
wurden" (Preis 4 MZ.). Vier Jahre lang murde
dem deutfchen Volke durch die militärischen Ge¬
walthaber im Verein mit den Zeitungen die

Wahrheit vorenthalten, das Wol? Wurde plan¬
mäßig belogen Mühsam stellt nicht etwa

Behauptungen auf. Durchaus nicht. Er gibt
vielmehr im Wortlaut die geheime» Verfügun¬
gen der Militärbehörden an die Presse wieder,
grbt Auszüge cmS de» offiziellen Preflekonfe»
renzen, die in Berlin unter Beteiligung von
etwa ll» bis IM Journalisten jede Woche statt,
fanden, er teilt einiges mit auS der Flut dn
^traulichen Mitteilungen, an die Zeitungen und
«e macht das Walten der Zensur klar. Wer sich

über die unerhörte Vergewaltigung der Presse
Deutschlands in diesem Krieg unterrichten will,
wer erfahren will, wie die Kriegsstimmung er¬

zeugt wurde usw, der greife zu Mühfams Buch.
Er wird staunen, ebenfowohj über die Feinheiten
wie über die Plumpheiten, mit denen der größte
Volksbetrug durchgeführt wurde, der jemals vcn>

kam Immer wurde gelogen und vevdreht. im¬

mer wurden Scheinerfolg« in tatsächliche Siege
umgelogen. stets wurde die Wahrheit geflissent¬
lich unierdrückt, nur um die Kriegsbegeifterung
nnht abflauen zu lassen und die Zeit möglichst
lange binauSzusckneden, während welcher Kriegs»
gewinne eingeheimst werden konnten. Geradezu
unbegreiflich ist eS. daß sich die Zeitungsleute all

das gefallen ließen, was Mühsam dokumentarisch
belegt. Allzuviel Charakterstärke ift gewiß kein«

Eigenschaft der Leute, die sich zu der systema¬
tischen Verbreitung von Lügen hergaben und die

sich damit an dem Zusammendruch Deutschlands
mitschuldig machten; den« hätten die Volksmassen
gewußt, wie eS um den Krieg und alles, was

damit zusammenhing, stand, so wäre es nicht so
weit gekommen, als eS kam. batte das Kriegs»
ende wesentlich günstiger gestaltet werden können

Die Stimmungsmache der deutfchen Presse

verfehlte ihren Einfluß auf das Volk nicht, das

gewohnt ift. alles, was in der Zeitung steht, für
wahr hinzunehmen, während es die Auftlärunge-
v-^uche entrüstet zurückweist. Ich suchte wieder¬

holt Leute darauf aufmerksam zu machen, dasz
die deutschen Zeitungen lügen, und gab ihnen
zu dem Zweck z. B. die „Neue Zürcher Zeitung"
zu lesen. Doch da kam ich schön an. Man hielt
mir entgegen, daß die „Münchener Neuesten
Nachrichten (eines der allerschllmmften Hetz¬
blätter) doch wiederholt geschrieben hatten, die

„Neue Zürcher Zeitung" sei ententefreundlich,
und daS mußte doch wahr sein. In Wirk¬

lichkeit stellte sich heraus, daß diese Zeitung von

Deutschland aus „unterstützt" wurde, um do'ch
nicht die ganze Wahrheit zu schreiben.

Jn Mühsam« Buch sind besonders die Wus¬

züge aus Vorträgen von Behördenvertretern auf
den Berliner Pressekonferenzen von höchstem
Interesse, E« wurde z, B am SO, Auguft 1914

die Weifung ausgegeben: „Bei etwaigen Schlap¬
pen, die wir erleiden, darf die Schuldfrage,
so lange der Krieg dauert, nicht erörtert werden.

Aber man hat es verstanden, solchen Erörterun¬

gen damit noch einfacher aus dem Wege zu gehen,
daß man nicht nur «Schlappen' verheimlichte,
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vorschreiben. Das haben die Ange»

stellten abgelehnt. Noch am Vorabend

des Streiks haben sich die Angestellten ernstlich

bemüht,, eine Einigung zu erzielen. Jn dieser

Versammlung wurde der Tariflmnmission des

Detaillisten-Verbandes Gelegenheit gegeben, zu

den Angeftellten direkt zu sprechen. Einstimmig

kam trotzdem zum Ausdruck, an der alten Ent¬

schließung festzuhalten.
Die von den Unternehmern gewünschten An¬

gestelltenverbände, welche in die Verhandlungen

eingreifen sollen, haben Forderungen gestellt,
die nur einen Teil der Angestellten treffen.

Die Notlage der Angestellten erfordert un»

bedingtes Zusammenhalten und wird um die

Sympathie der Leipziger Bevölkerung gebeten.
Die Angestelltenausschüsse der Waren- und

Kaufhäuser.
Zentralverband der Handlungsgehilfen.

Am Sonnabendabend kam durch Ver¬

mittlung des Arbeiter- und Soldatenrates

eine Einigung zustande. Bei Beratung der

Forderungen kam auch hier wieder das

jammervolle Verhalten der anderen Verbände

zum Vorschein. Sie konnten es sich nicht ver¬

kneifen, sich gegen die von den Angestellten
gewählte Tarifkommission auszusprechen. Auf
wie schwachen Füßen die sogenannten „großen
Verbände" stehen, zeigt die von diesen

Verbänden einberufene Ver¬

sa m m l u n g, die von höchstens ca. 2W Per¬

sonen besucht war, das Ergebnis der Ver¬

handlungen entgegenzunehmen, während d i e

von uns einberufene Versamm¬

lung im großen Saale des Zoologischen
Gartens von weit über 5000 Personen besucht
war. Die nachstehenden Vereinbarungen

wurden von der Versammlung genehmigt.

Tarifvertrag
zwischen den Unterzeichneten als Vertreter der

Tarifkommission der im Leipziger Verband der

Detailliften e. V. zusammengeschlossenen De¬

taillisten-Organisationen einerseits Und dem Aus¬

schuß der in Leipzig vertretenen Privatangeftell-
tenverbände sowie dem Zentralverband für Hand¬

lungsgehilfen, Ortsgruppe Leipzig, andererseits,
wird folgendes vereinbart:

8 t. Der nachstehende Tarif für die Detail-

handelsangestcllten erstreckt sich auf sämtliche Be¬

triebe des Detailhandels innerhalb der Stadt

Leipzig und eingemeindeter Vororte, einschl. der

Warenhäuser von Konsumgenossenschaften.

§ L. Ausgeschlossen find Spezialgeschäfte der

Lebensmittel» und Schuhwarenbranche.

§ 3. Der Tarif soll gemäß der Verordnung
Sber Tarifverträge, Arbeiter» und Angestellten-
Ausschüsse und Schlichtungen von Arbeitsftreitig-
keiten vom L3. Dezember 1918 (R. G. Seite 1456)

88 S «nd 3, für den in § 1 bezeichneten Geltungs¬
bereich für allgemein verbindlich erklärt werden.

Der nach j 3 der genannten Verordnung zu

stellende Antrag wird von den Vertragsparteien
gemeinsam gestellt.

8 4. Die Vereinbarungen gelten rückwirkend

vom 1. Februar 1919 ab. Diejenigen Detailliften,

welche die im Dezember 1918 vom Leipziger Ver¬

band der Detailliften mit den Angeftellten-Orga-

nisationen vereinbarten Notstandszulagen nicht
oder nur zum Teil gezahlt haben, sollen die

Differenz zwischen der festgesetzten und gezahlten
Zulage nachzahlen. Wenn gar keine Notstands¬

zulage gezahlt wurde, gelten die Gehälter dieses

Tarifs bereits vom 1. Januar 1919 ab.

8 S. Prokuristen und Handelsbevollmächtigte

unterliegen nicht den Gehaltsfestsetzungen dieses

Tarifvertrages.
8 6. Die Bestimmungen dieses Tarifs, mit

Ausnahme des § 19, gelten nicht für Gehälter

über SS« Mk.

8 7. Die Gehälter für FeldzugSteilnehmer
werden gleichgestellt den Gehältern und Zuschlä¬

gen der anderen Angestellten.

§8. Die Lehrzeit wird auf mindestens

2 Jahre festgesetzt. Als monatliche Aufwands¬

entschädigung gelten folgende Sätze: ») sür Lehr¬

mädchen im 1. Jahre 4« Mk.. im 2. Fahre 69 Mk.

b) für Lehrlinge im 1. Jahre 50 Mk., im 2. Jahre

75 Mk. Lehrmädchen für Kontor, Kasse oder

Kontrolle erhalten, wenn sie vor Eintritt in die

Lehre mindestens A Jahr theoretischen Unter¬

richt genossen haben und IS bis 18 Jahre alt sind,

im 1. Jahre ß« Mk.. im 2. Fahre 75 Mk. Wenn

sich die Lehre auf mehrere Branchen, oder neben

der Branche auch auf Verwaltungs- und Kontor¬

praxis ausdehnen soll, so bleiben die Lehrbedin-

gungen freier Vereinbarung vorbehalten. Das¬

selbe gilt auch für Volontäre.

Die Vertragsparteien beschließen, die Lehr¬

lingsfrage vor Ablauf des Vertrages nach allen

Richtungen hin eingehend zu erörtern und in

einem fpäter abzuschließenden Tarifvertrag
weitere Vereinbarungen abzuschließen.

§ 9. Als Mindestgehälter für An¬

gestellte werden folgende Beträge festgesetzt:

im 1. Jahre nach 2jähriger Lehre für weib¬

liche 90 Mk., für männliche 115 Mk.; im 2. ll.)

Fahre nach 2- (3)-jähriger Lehre für weibliche

125 Ml., für männliche 150 MZ.; im 3. (2.) Jahre

nach 2» l3)-jähriger Lehre für weibliche 149 Mk.,

für männliche 175 Mk.; im 4. (3.) Jahre nach

2- (3)°jShriger Lehre für weibliche 150 Mk., für

männliche 199 MZ.; im Alter von 21 Jahren

nach 4jähriger Tätigkeit in der Branche lein»

schließlich Lehrzeit) für weibliche 17S Mk., für

männliche 299 Mk.; im Alter von 25 Jahren

nach 4jähriger Tätigkeit in der Branche (ein¬

schließlich Lehrzeit) für weibliche 29« Mk., für

männliche 25« MZ. Verheiratete männliche An¬

gestellte erhalten 5« MZ. mehr.

§ 1«. Eine Sonderzulage erhalten alle

diejenigen Angeftellten, welche bis 81. Dezember

1918 bereits diese Mindestgehälter oder höhere

Gehälter bezogen. Diese Sonderzulngen betragen

auf Gehälter bis zu 20« MZ. 15 Proz., über 20«

Mark 1« Proz. Provisionen und Sonderver¬

gütungen sind auf die Mindestgehälter in An¬

rechnung zu bringen.

8 11. Für körperlich minderleiftungsfähige

Personen kann im Einverständnis mit dem An¬

gestellten-Ausschuß, oder wenn ein solcher nicht

besteht, mit dem nach § 15 zu errichtenden Schlich¬

tungsausfchuß eine besondere Gehaltsverein¬

barung getroffen werden.

8^12. Kontrolleurinnen,^auch wenn ste nicht
der Angestellten-Versicherung unterliegen, wird

trotzdem zugebilligt, daß sie in die Mindestgehalts¬
klasse der Verkäuferinnen eingereiht werden.

Packerinnen unterliegen nicht den Festsetzungen
dieses Tarifvertrages.

§ 13. An den für die Offenhaltung der Ver¬

kaufsstellen zulässigen Sonn» und Feiertagen so¬

wie bis zu einer halben Stunde nach dem gesetz¬

lichen Ladenschluß werden Ueberstunden nicht

bezahlt. Für alle anderen Ueberstunden wird ein

Zuschlag entsprechend 5« Proz. des auf eine

Stunde entfallenden Betrages bewilligt.

8 14. Einen Sommerurlaub von 1 Woche

erhält, wer bis zum 1. Juni mindestens ein

halbes Jahr in demselben Geschäft tätig ge¬

wesen ist. Wer länger als 1 Jahr im Geschäft

tätig gewesen ift, 2 Wochen. Ein Urlaub von

3 Wochen wird nach 5jähriger Tätigkeit in dem¬

selben Geschäft bewilligt. Die in die Ferienzeit

fallenden Sonntage werden als Ferientage ge¬

zählt. Kriegsteilnehmern wird die Zeit ihrer

Einberufung eingerechnet.
8 15. Ueber alle aus dem Vertrage ent¬

stehenden Streitigkeiten stnd die Verhandlungen
mit dem Angestellten-Ausschuß oder Schlich¬
tungs-Ausschuß zu führen. Letzterer besteht aus

3 Arbeitgebern und 3 Arbeitnehmern unter Vor¬

fitz eines Unparteiischen.
§ 16. Die Angestellten-Ausschüsse haben die

ihnen im Gesetz zugewiesenen Aufgaben zu er¬

füllen. Bis zum Ablaus des Vertrages sollen

eingehende Aussprachen über weitere Aufgaben
der Angestellten-Ausschüsse stattfinden und in

einem später abzuschließenden Vertrage die Fra¬

gen der Angestellten-Ausschüsse eingehend ge¬

regelt werden.
8 17. Dieser Vertrag behält Gültigkeit bis

3«. Juni 1919. Rücktritt von diesem Vertrag

steht jedem der vertragschließenden Parteien nach

einer vorherigen schriftlichen Kündigung von

1 Monat zu.

Leipzig, den 17. Februar 1919.

Leipziger Verband der Detaillisten e. V., Leipzig.

Für die Tarif-Kommission: gez. Bernh. Eidmynn.

Ausschuß in Leipzig vertretener Privat¬

angestellten-Verbände: gez. Fritz Mantel, 1. Vors.
Zentralverband der Handlungsgehilfen, Bezirk

Leipzig: gez. Alfr. Kliem.

sondern such schwere Niederlagen, wie die an der

Marne anfangs September 1914 und die bei

Borzimow, anfangs Februar 1915. Die erfolg¬
reiche Verheimlichung der vollftSndigen Nieder¬

lage in der Marneschlacht scheint den militari»

schen Presseorganen am meisten Anreiz geboten
zn haben, mit dem Belügen des Volkes fortzu¬
fahren und darin das denkbar Größte zu

leisten. Am 16. September 1914 wurde auf der

Pressekonferenz unter anderem mitgeteilt: „Ope¬
rative Bewegungen find nach wie «or im Gange,
eS kann aber zurzeit nichts Näheres über sie ge¬

sagt werden. Von irgend einem Sieg der Feinde
«ruf dem westlichen Kriegsschauplatz kann von

keiner einzigen Stelle gesprochen werden. Nach
allen in Berlin vorliegenden Meldungen haben
wir begründete Ursache zu unbedingter Zuver¬
ficht usw." Doch war damals die Marneschlacht
fchon entschieden, der Ueberfall abgewiesen und

den Gegnern die Möglichkeit gegeben, fich zur

Fortsetzung des Krieges zn rüsten. Seitdem

konnte Zaum mehr ein Zweifel darüber herrschen,
wie der Krieg ausgehen müsse. Am 22. Sep»
tember V14 wnrde für die Dauer des Krieges
verboten. Sber .gelegenMches Schieße» auf
eigene Truppen" «u berichten, Vm selben Tage

wurde erklärt, daß Angriffe auf unsere im Aus»

land wirkenden Diplomaten nicht gestattet find —

obJwcrr jene Herren mit einem bewunderungs»

würdigen Unvermögen Deutschlands Interessen
vertraten. Am 6. Oktober 1914 wurde den Presse»

menschen die Weisung gegeben, der Anschluß

Portugals an dte Gegner sei der »trostlosen

Lage Frankreichs und Englands" zuzuschreiben
— obzwar gerade um die Zeit die Gegner zur

Ueberzeugung ihres schließlich«« Sieges kamen.

So wurde fortgelogen. Fn den Jahren 1916 und

1S17 wurde die Presse veranlaßt, lügenhafte Be¬

richte über die wirtschaftliche Lage der Entente¬

länder zu bringen, um damit in Deutschland die

ganz grundlose Hoffnung zu erwecken, diese Län¬

der würden bald zusammenbrechen. Dem gleichen
Zweck diente die Veranlassung der Presse gu

Berichten über Unruhen in den gegnerischen Län,

dern, über Mißstimmungen zwischen den feinb¬
lichen Staaten usw. Das Buch Mühsams ent¬

hält viele diesbezügliche. Beweise. Andererseits
wurde die Presse beeinflußt, über die Lage der

Türkei günstige Berichte zu bringen, und zwar

zu einer Zeit, als dort täglich Hunderte von Men»

schen verhungerten und massenhafte Zufuhren
«uS Deutschland erforderlich waren,

Die schlimmste Täuschung war die Ver¬

öffentlichung von Siegesberichten nnd anderen

kriegsbegeisternden Darstellungen im Spätfrüh-

ling und Sommer 1918, als die Niederlage

Deutschlands schon sür jeden Vernünftigen klar

war. Damit hat man bewirkt, daß fich die

Massen des irregeleiteten Volkes unvermittelt

einer ihnen unbegreiflichen Situation gegenüber

sahen. Zu einer. Zeit, als es mit dem deutschen

Widerstund fchon recht schlecht bestellt war. wurde

den Pressevertretern gesagt — die Reservearmee
des Generals Foch sei vernichtet! Die Friedens-

ftimmungen in gegnerischen Ländern mußten be¬

stritten werden, statt daß man sich dieselben zn»

nutze gemacht hätte. Jn einer Instruktion vom

19. Juni IM« heißt es z. B.: »Wir dürfen die

Friedensartikel der französischen Presse nicht

ernst und nicht als wahr hinnehmen und müssen
in unserer Presse immer darauf verweisen, daß,

solange Männer wie Clemenceau, Lloyd George

und WAson an der Spitze der gegnerischen Regie»

rung stehen,, die Friedensfreunde uiemalS ihr

ZieZ meichen werden."

Die Militärzensur konnte jede Frage zu einer

militärischen machen, wenn der Zensor es wollte,

und damit war die Möglichkeit gegeben, über»
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Zertrümmerung desWirtschaftslebens
Der Deutschnationale Handlungsgehilfen»

Verband hat den unsinnigen Vorwurf er-

hoben, der Zentralverband der Händlungs»
gehilfen wolle das deutsche Wirtschaftsleben
zertrümmern. Wer ist es denn, der

uns ins Elend geführt hat, wer

war es denn, der allen Kriegshetzern immer

voran lief?
»Das ist ein herrlicher Tag und

wir freuen uns feiner! DaS Schwert ift aus

der Scheide und die Friedensschwär¬
mer sind verstummt. Em fauler Frie¬
den wars schon lange, und gar zu genuß¬
reich lebte eS sich schon in Deutsch¬
land."

So schrieb am 5. September 1914 die

„Deutsche Handelswacht", die Zeitschrift des

Deutfchnationalen Handlungsgehilfen » Ver»

bandes.
»Als ich noch ein Schuljunge war, erzählte

mir mein Vater bisweilen von den Sieges»
glocken und den Freudenfeuern von Sedan. Ich
dachte mir: könntest du doch auch so
etwas erleben"

So hieß es in derselben Zeitschrift vom

Januar 1917. Ja, die Herren deutfchnatio»
nalen Handlungsgehilfe« haben ihren Her»
zenswunsch im Auguft 1914 in Erfüllung
gehen sehen: ste haben ihren Krieg gehabt,
der allein dem deutschen Volke fast 2 Mil»
lionen Tote gekostet hat, ganz abgesehen von

dcm ungeheuren wirtschaftlichen Schaden.
Als es noch Zeit war, einen bil¬

ligen Frieden zu schließen, da haben dieselben
deutschnationalen Handlungsgehilfenführer,
die Leipziger und die 58er alle Kräfte an»

gespannt, umetnenVerständigungs-
frieden zn verhindern. Im Früh¬
jahr 191S schickten fie an den Reichskanzler
v. Bethmann Hollweg folgende Eingabe:

1. April 1916.

An den Herrn Reichskanzler,
Berlin.

Verschiedene Verkairvbarungen, welche eine

irrige Auffassung der Vollsstimmung über die

Kriegsziele zu verraten scheinen, haben die Unter¬

zeichneten veranlaßt, die Auffassung, die über

einen Friedensschluß und die dabei zu erstreben¬
den Ziele in ihren Kreisen, auch soweit sie an der

Verteidigung des Vaterlandes teilnehmen, all-

gemmi herrschen, kundzugeben.
Unser Volk spannt im Felde und in der Hei¬

mat, wie auch das Ergebnis der Kriegsanleihe
schlagend beweist, für diesen Kampf um sein Da¬

sein ssine vollen Kräfte aufs äußerste an und

läßt stch auch durch die ungeheuren Opfer nicht in

feiner sWcn Entschlossenheit irremachen, den

Krieg siegreich zu Ende zu führen. Aber alle

diese Anstrengungen und Opfer sind umsonst,
wenn ein vorzeitiger Friede ge¬

schlossenwird, d. h. wenn der Frieden nicht
nach jeder Seite hin eine tatsächliche Sicherung
gegen weitere Angriffe gewährleistet und eine

Vergrößerung und Stärkung unseres
Vaterlandes mit sich dringt. Ein schwacher Friede
wäre nur ein Waffenstillstand, der in Kürze einen

noch gefährlicheren neuen Kampf mit noch schwe¬
reren Opfern nach sich ziehen,würde. Auch würde

ein Frieden, der nicht unsere Gegner hinreichend
zurückdrängt, es nicht vermögen, die Wunden, die

der Krieg unserem Volke und unserer Volkswirt¬

schaft geschlagen hat, zu heilen, sondern vielmehr
wirtschaftlich unser Volk aufs schwerste schwächen.
Willig dagegen wird unser Volk auch
weitere Opfer bringen und Lasten

tragen, um zu einem Siege zu gelangen, der

imstande ist. die Schädigungen des Krieges wie¬

der gutzumachen und eine neue Blüte deutfchen
Wesens hervorzurufen

Die notwendige Sicherung für die Zukunft
erblicken wir in erster Linie in einer Verbesse¬

rung unserer Grenzen in Ost und

West und in den aus militärischen, kulturellen

und wirtschaftlichen Gründen, insbesondere auch

zu unserer Seegeltung notwendigen Ge¬

bietserweiterungen in Europa und

inder Welt.

Indem wir unS vorbehalten, auf die Wünsche
hinsichtlich des Friedensschlusses noch näher einzu¬
gehen, beehren wir uns, die Bitte auszusprechen,
bei herannahenden Friedensverhandlungen, auch
wenn die Oeffentlichkeit noch nicht gehört werden

sollte, jedenfalls zeitig Sachverständigen und Ver¬

tretern nationaler, kultureller und wirtschaft¬
licher Bestrebungen unseres Volles ausgiebige
Gelegenheit zur Aeußerung zu geben.

gez. Dr. Köhler,
Vorsteher des Vereins für Handlungskommis

von 18S8, Hamburg,

gez. Bechly,
Verbandsvorfteher des Deutschnattonglen Hand¬

lungsgehilfenverbandes, Hamburg,

gez. Reif,
Verbandsvorsteher des Verbandes Deutfcher

Handlungsgehilfen zu Leipzig.

Nachträglich unterzeichnet:

gez. Schäfer,
Vorsitzender des Deutschen Verbandes kaufm.

Vereine, Frankfurt a. M.

Diefe Eingabe wurde noch in den Jahren
1917 und 1918 in Druch'chriften verbreitet,
um damit Anhänger für den Gewaltfrieden

zu gewinnen.
Der Gewaltfriede war ihr Ziel: dafür

sollte das Volk „willig Opfer und Lasten
tragen". Persönlich haben sich d ie

Herren, soweit sie noch militärpflichtig
waren, vom Heeresdienst gedrückt.
Sie wollten nichts opfern!

Die Gewaltfriedenspolitiker haben ihr
Sei erreicht, sie haben den Verständigungs»
frieden vereitelt: Der Gewalt- und An¬

nexionsfrieden ist da, aber das deutsche Volk

hat seine Lasten zu tragen. Und dieselben
Leute, die daran mitschuldig sind, erdreisten
sich, anderen Leuten nachzureden, daß diese
das deutsche Wirtschaftsleben zertrümmern
wollten.

Metallindustrie Chemnitz.
Zwischen dem Chemnitzer Bezirksverband

Deutscher Mctallindustrieller einerseits und den

unterzeichneten Angestellten-Verbänden ift fol¬
gendes vereinbart worden:

1. Gehaltserhöhung.
Als zeitgemäßes Monatseinkommen (d. i. Ge¬

halt zuzüglich aller Teuerungszulagen) gilt für
Beamte, die seit Kriegsausbruch bei ihren jetzigen
Firmen tätig sind und damals als Monatsgehalt
bezogen:
a) bis 200 Mk. ein um 60 Proz. gesteigertes Ein,

kommen,
d> von 201 bis 30« Mk. ein um 49 Proz. ge»

steigertes Einkommen,
c) von 801 bis 400 Mk. ein um S0 Proz. ge¬

steigertes Einkommen,
cl) von 401 bis 600 Mk. ein um 20 Proz. ge¬

steigertes Einkommen,

so daß beispielsweise die gesamten Monstsbezüge
<Gehalt und Teuerungszulagen) bei einem Be¬

amten mit

100 Mk. Friedensgehalt auf 16« Mk.

29« . » „ 30« ,

26« . „ „ 36« „

3«, . . . 42« ,.

35« „ „ „ 466 „ usw.
bei denjenigen Firmen heraufgesetzt werden

sollen, die heute diese Gefamt-Monatsbezüge
ihren Beamten nicht schon gewähren. Verheira¬
teten männlichen Angestellten ift ein Monatsge¬
halt von nicht unter 20« Mk. zu gewähren.

Die Gehälter solcher Beamten, die während
des Krieges neu eingetreten sind, werden den Ge¬

hältern von Beamten gleichartiger Funktion nach
obigen Sätzen angepaßt.

2. Teuerungszulagen.
Teuerungszulagen werden zum Gehalt ge¬

schlagen, so daß in Zukunft das Grundgehalt und

die den einzelnen Beamten persönlich gewährten
Teuerungszulagen als festes Monatsgehalt in

einer Summe erscheinen.

3. Einmaliger Entschuldungs- und Anschaffungs»
beitrag.

Verbandsfirmen, bei welchen ein einmaliger
Entschuldungs- und Anschaffungsbeitrag trotz der

von der betreffenden Firma bereits gezahlten Ge¬

haltserhöhungen. Teuerungszulagen und Son»,

dervergütungen angezeigt erscheinen sollte, muß
dessen Höhe nach der finanziellen Lage der Firma
und unter Berücksichtigung der Aufwendungen
der Firma in Gestalt von Kriegsunterstützungen,
die sie dcn zum Heere einberufenen Beamten bzw.
deren Familien geleistet hat, bemessen werden,
und zwar aus Grund von Verhandlungen zwischen
dem Angestellten-Ausschutz, und der Firmen»
leitung. Es sollen jedoch diejenigen Firmen, die

all willkürlich einzugreifen und die öffentythe
Meinung irre zu führen. Mühsam sagt: «Bei
dem jugendlichen Alter und der mangelnden Er¬

fahrung der meisten Herren Zensoren kann es

natürlich auch nicht wundernehmen, daß es wie¬
derholt zu läppischen Eingriffen von seiten
dcr Behörde kam." Beweise dafür werden er¬

bracht. Das System der Zensur war dadurch
ausgezeichnet, daß sich ein großer Teil der Zen¬
soren anmaßend und überhebend benahm. Oft
geschah es, daß Nachrichten oder Aufsätze so lange
zurückgehalten wurden, bis sie nicht mehr zeit¬
gemäß waren. Wenn ein greifbares Unrecht den

Zensoren nachgewiesen wurde, so nahmen sie zu
der bei Behörden überhaupt sehr beliebten Ab¬

wälzung der Schuld von einer Stelle auf die an¬

dere ihre Zuflucht. Fehl- und Uebergriffe der
Zensor«, waren etwas ganz Gewöhnliches. Da»
durch i» manches dem Rotstift zum Opfer ge»
fallen, das dem Heer uttd dem Volk nützlich ge¬

wesen wäre.
^ «

A« die Tagespresse wurde, eine Flut von

Mitteilungen ausgegeben, von denen
Mühsmn <S. 12?^M) P^n gibt. Vielfach
erführe» die Redaktionen erst durch diese geheim
zu hallendem Mtttellungen pdn wichtigen Vor¬

gängen, von Streiks und Meutereien, von Explo-
sionskataftrophen. Eisenbahnunfällen, Schiffsver¬
lusten und vielem anderen. „Behörden", sagt
Mühsam, „die keine direkten Beziehungen zur

Tagesprcsse unterhielten oder auf bestehende Be¬

ziehungen kein? Bcfehlsgematt aufbauen konnten

oder wollten, bedienten sich, um ihren Wünschen
unbedingt Genüge zu verschaffen, kurzerhand der

Vermittelung der Oberzensurstelle, der General¬
kommandos usw.," so daß selbst Nachrichten unter¬

drückt werden konnten, die gar nichts mit dem

Krieg zu tun hatten.
Hoffentlich läßt man diejenigen, welche die

meiste Schuld daran haben, daß das deutsche Volk
vier Jahre lang irregeführt wurde, nicht länger
in Aemtern fitzen. «

Soweit unser Mitarbeiter. Die Arbeit der

Lügenpresse geht nach wie vor weiter. Mit Recht
sagt H. v. Gerlach in der „Welt am tMrmatg":

„Die Masse des deutschen Publikums kennt
die wahre Stimmung dcs Auslandes nicht. Täg¬
lich lieft sie allerdings Stimmen des Auslandes.

Ader die find fast immer noch so sorgfältig ge¬

sichtet wie vor dem Kriege und während des

Krieges: «s sind entweder wüste Hetzartikel aus

den schlimmsten, Chauviniftenblättern, die unser

Volk in „Stimmung" erhallten sollen, oder eS

sind Auszüge aus den 10 bis 2« „deutschfreund¬
lichen" Zeitungen, die es in der Welt gibt, fast
ausnahmslos üblen reaktionären oder in ihrem

eigenen Lande sehr anrüchigen Gewächsen, Por
dcm Kriege enthielt ein großer Terl der deut¬

schen Presse seinen Lesern die „unangenehmen"
Stimmen aus dem Auslande nach Möglichkeit
vor. Während des Krieges besorgte die Zen¬
sur dies Geschäft. Und jetzt geht dre schlechte
Gewohnheit weiter.

Der elememare Ausbruch, der am 9. Novem¬

ber die alten Machthaber wegfegte, wäre längst
erfolgt, wenn unser Voll die Wahrheit gekannt
hätte. Aber es ahnte ja nicht das Lügcnshstcm,
unter dem es stand. Und es kennt auch heute
noch nur den kleinsten Teil der Wahrheit. Die

Presse verschwieg ihm die Wahrheit, weil die Zen¬
sur sie zum Schweigen zwang. Die Presse ver¬

breitete gezwungenermaßen die Unwahr»
heiten, die ihr als „amtliche" Nachrichten zugin¬
gen. Die Presse log zum Teil freiwillig,
weil sie in vielen Fällen das Lügen für „patrio¬
tisch" hielt. Die Presse könnte jetzt die Wahr¬
heit sagen. Wer nur wenige Blätter

machen von dieser Möglichkeit Gebrauch."
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seither zeitgemäße Beihilfen nicht geleistet haben,
den En^chuldungsbeitrag mindestens in der Höhe
eines Monatsgehaltes gewähren.

4. Zulagen für Kriegsteilnehmer.
Die Bedingungen, unter denen KriegSteil»

nehmer wiederum eingestellt bzw. salariert wer«

den sollen, regeln sich durch die gesetzlichen Be¬

stimmungen.
6. Gratifikationen.

Gratifikationen ftnd als eine freiwillige

Leistung der Firma zu betrachten. Es werden

indessen alle Verbandsfirmen bei entsprechend

günstigem Geschäftsabschluß eine Jahresgratifi-
kation bis zur Höhe eines Monatsgehaltes ge¬

währen. Bei Beamten, die fich am Tage der

Ausschüttung der Gratifikation in gekündtgter
Stellung befinden, vereinbart bie Firma mit dem

Angestellten-Ausschutz die Höhe der Gratifikation.

6. Urlaub.

Die Urlaubsfrage wird geregelt:
1. nach der Dauer der Tätigkeit der Firma,
2. nach dem Alter des Angeftellten.

Es erhalten demnach Angestellte nach ein¬

jähriger Tätigkeit 6 Arbeitstage, nach zwei¬

jähriger Tätigkeit 8 Arbeitstage, nach dreijähriger
Tätigkeit 10 Arbeitstage, nach vierjähriger Tätig¬
keit und darüber IS Arbeitstage.

Hat ein Angestellter bei seinem Eintritt in

die Firma das SS. Lebensjahr erreicht, so stehen

ihm nach einem Dienstjahr 12 Urlaubstage zu.

7. Arbeitszeit.
Die wöchentliche Arbeitszeit hat in den

Bureaus 46 Stunden nicht zu überschreiten.

Auf welche Tagesstunden die Arbeitszeit zu ver¬

legen ift, bestimmt die Firmenleitung unter mög¬

lichster Berücksichtigung der Wünsche des Ange¬

stellten-Ausschusses bzw. ihrer Angestellten. Der

Sonnabendnachmittag musz jedoch möglichst von

1 Uhr, spätestens jedoch von 2 Uhr ab frei bleiben.

Das Arbeiten über die festgesetzte Arbeitszeit ift

zu vermeiden. Sollte die Geschäftslage Ueber-

ftundenarbeit erfordern, so ift dieselbe zu be¬

zahlen, und zwar wochentags mit 25 Prozent,

Sonntags mit 50 Prozent Zuschlag pro Stunde.

8. Klauseln.
Die Beseitigung der Konkurrenz» und Er¬

finder-Klauseln, sowie aller sonstigen, die Frei¬
heit der Persönlichkeit einschränkenden Dienstver¬
tragsbestimmungen regelt sich nach den gesetz¬
lichen Vorschriften.

g. Entlassungen.
Entlassungen der Angestellten werden seitens

der Firmenleitung gemätz den gesetzlichen Be¬

stimmungen vorgenommen.

10. Vertragsdauer,
Die vorstehenden Abmachungen gelten vom

l. Februar 191g ab bis auf weiteres und können

jederzeit unter Jnnehaltung einer dreimonat¬

lichen, für jeden Monarsschlrch zulässigen Frist

aufgekündigt werden.

11. Abbau.

Tritt eine Berbilligung ber Lebenshaltung
ein, so sind die Gehälter auf Grund neuer Ver¬

einbarungen entsprechend zu regeln.
12. Allgemeines.

Bestehen bei einer Firma für die Angestellten

günstigere Verhältnisse, so dürfen dieselben keine

Verschlechterung erfahren.
Die Vertragschlietzenden verpflichten fich, auf

strenge Einhaltung der Abmachungen zu wirken,

Chemnitz, den 8. Februar 1S19.

Chemnitzer Bczirksverbcmd DeMcherl Mietall-

industrieller,

gez. Dr. Krüger.

Zentralverband der HandlumgKgchUfen, MezixÜ
Chemnitz.

gez. Gg. Landgraf.
Bund der technisch-industriellen Beamten, Orts¬

gruppe Chemnitz.

gez. I. Hu bing.

plauen i. V.

Durch eine rührige Agitation ift eS dem

Zentralverbande der Handlungsgehilfen gelungen,
die weit überwiegende Mehrzahl der Angestellten
in den Waren- und Kaufhäufern und in den

sonstigen offenen Geschäften zu organisieren. Die

Angestellten verschiedener größerer Betriebe, wie

Julius Tietz, traten fast geschlossen dem Zentral-
verband bei. Dieser wurde darauf in einigen

Versammlungen, beauftragt, über verschiedene

Forderungen der Angestellten in Verhandlungen
mit den GefchWsiuhabern einzutreten. Diefe

Verhandlungen haben in drei Sitzungen, und

zwar m der SchlufKerh^ndlung am 29. Januar

zu Vereinbarungen mit dem Handelsfchutz- und

glabatt-Spavverein und dem Dctaillisten-Werein

zu Plauen geführt, »satz l dieser Verein¬

barungen betrifft die Wiedereinstellung der

Kriegsteilnehmer, Entlassungsfrage usw. Das

weitere Abkommen lautet wie folgt:
S.

Die Nachzahlung der im Kriege gekürzten
Gehälter hat bis Ende März 1919 zu erfolgen
für die am 27. Januar 1919 im Betriebe be¬

schäftigten Personen.
3.

Für alle kaufmännischen Angeftellten, die am

27. Januar 1919 im Betriebe tätig find und die

unter das VersicherungSgesetz für Angestellte

fallen, einschließlich der L«hrlinge und Lehr¬
mädchen, werden folgende Kiiegsbeihilfen ge«

währt:

ll. für Angestellte, welche bis Sl. 7. 191S ein»

getreten sind, 190 Prozent,
S. für Angestellte, welche bis Sl. 7. 1916 ein»

getreten find, 89 Prozent,
K. für Angestellte, welche bis Sl. 7. 1917 ein»

getreten sind, SO Prozent,
4. für Angestellte, welche bis 31. 7. 1918 ein«

getreten find, 40 Prozent, i

b. für Angestellte, welche vom 1. 8. bis 31. IS

1918 eingetreten sind, SO Prozent
deS im Dezember 1918 bezogenen Gehaltes.

Die Kriegsteilnehmer erhalten folgende
KriegsbeihAfen: Bei einer GchchäftstätigZeit wäh»
rend deS Krieges von mindestens

1 Jahr Satz 4

S Jahren Satz 3 .

^

S Fahren Satz 2

l4 Jahren Satz 1

und zwar desjenigen Gehaltes, welches fie lnl

Monat der Einberufung erhalten haben. ^

Die Kriegsbeihilfe mutz zn 1 100 M?., zu 2

80 Mk., zu 3 und 4 SO Ml. mindestens betragen.

Sonderzuwendungen, die feit dem 1. Auguft
1918 als Kriegsbeihilfe oder Kriegsunterftützung
bereits bezahlt und als solche ausdrücklich be¬

zeichnet worden sind, können auf vorstehende
KriegsbeihAfen in Anrechnung gebracht werden.

Die Zahlung hat bis Ende Februar 1919 zu

erfolgen.
Diese Vereinbarungen find inzwischen durch

gegenseitige Unterzeichnung in Kraft getreten.

Keine Einigung konnte in den Verhand¬

lungen erzielt werden über die Arbeitszeit und

die völlige Sonntagsruhe. Zur Frage der Ge¬

haltsaufbesserungen wurde festgestellt, datz diese

infolge der Verschiedenartigkeit der Verhältnisse

nur mit den einzelnen Betrieben behandelt wer¬

den kann. Die größeren Geschäfte werden auch
die Putzarbeiterinnen in die getroffenen Verein¬

barungen einbeziehen, in anderen Fällen wird

darüber »on Fall zu Fall verhandelt werden

müssen.
Das Mbkommem betrifft mehrere Hundert

Angestellte. Besonders wichtig ift die Nachzahlung
der im Kriege gekürzten Gehälter. Da einzelne

Firmen ein bis drei Jahre lang Kürzungen vor¬

genommen haben, müssen ansehnliche Summen

den Angestellten zurückerstattet werden.

Jn zwei Angestellten^Versammlungen am

W. Januar schilderte Kollege Lähner-Chemnitz
die äußerst schwierigen Verhandlungen und

empfahl die Annahme dieses Abkommens. Ihm
wurde als ein Anfangserfolg einmütig zuge¬

stimmt.

Jn Verhandlungen mit der Firma Julius
Tietz wurde die Beseitigung der Strafgelder ver¬

einbart, ebenso die volle Anerkennung des Z K3

des H. G. B. I«

Die Bewegung in Hamburg.
Kolonial- unö Fettwarengeschäfte.
In einer am S. Februar im GewerkfchaftS-

haus vom Zentralveilband der Handlungsgehilfen
einberufenen Versammlung der kaufmännischen
Angeftellten der Kolonial- und Fettwaren«
geschäste wurde beschlossen, in eine Lohnbewegung
einzutreten. In der Versammlung wurde leb¬

haft Klage dmcüvvv geführt, daß die Unternehmer
dieser Branche mit zu den rückständigsten des

ganzen Handelsgemerbes gehören und daß die in

Frage kommenden Angeftellten. speziell, foweit
Filialleiter in Frage kommen, unglaublich nied¬

rige Löhne erhalten. Jn der MskMion erzählte
ein Filialleiter, der bei einem unserer bekann¬

testen Hamburger Filialzöchter tätig ist, daß.er
als verheirateter Wsnn ein Monatsgehalt
von b 9 M!. beziehe. Der Logiszwang sei auch
heute noch in diesem Gewerbe gang und gäbe,
und eS sei ein Skandal, daß die kaufmännischen
Angestellten der Kolonial- und Fetrwarengescböite
fich heute schlechter als vor dem Kriege standen.

Gemäß ernem Beschlusse der Versammelten
sollen für die in Frage kommenden Angestellten
gefordert werden:

Ausreichende Teuerungszulagen, Anerken¬

nimg des K «3 des HandelsgesetzmicheS Weiter¬

zahlung des GehaltS in Krankheitsfällen auf die

Dauer von S Wochen), Festsetzung von Mindest¬

gehältern, Ueberftundenbezahlung, Abschaffung
der Sonntagsarbeit, Mitbestimmungsrecht der

Angeftellten bei Kündigungen nnd Entlassungen,
Beseitigung des Logrszwanges.

Eine von dem Versammlung eingesetzte Kom¬

misfion von 15 Personen soll mit der Verwal¬

tung deS Zentralverbandes der Handlungsgehil¬
fen diese Forderungen deS näheren ausarbeiten

und dann die weiteren Schritte zur Durchführung
beraten.

Eine Kundgebung der Angeftellten
des Hamburger Großhandels.
Eine bedeutende Kundgebung fand am

7^ Februar im großen Saale des Gewerk»

schaftshauses statt. Der Zentralverband der

Handlungsgehilsen hatte die kaufmännischen
Angestellten des Hamburger Großhandels zu-

sammengerufen. Saal und Galerien waren

überfüllt, ein Zeichen, mit welchem Interesse
die in Frage kommenden Angestellten an

dieser Bewegung teilnahmen. Gauleiter

Schlüter-Bremen referierte über «Der Zen¬
tralverband, seine Forderung für die Ange¬

stellten des Hamburger Großhandels und

seine Gegner". Er führte u. a. aus, dasz der

Kriegsrausch von 1914, der besonders bei den

Handelsangestellten eine wesentliche Rolle ge¬

spielt habe, vorüber sei, eine schreckliche Er¬

nüchterung habe Platz gegriffen. Nicht mehr
Phrasen nach einer Welteroberung beherrschen

heute die Handlungsgehilfenschaft, sondern
die bange Frage, ob es möglich sei, die Ein-

kommentzerhältnisse den Ausgaben anzu¬

passen. Sei schon in Friedenszeiten das Ge¬

halt der Handelsangestellten ein minimales

und weit geringer als das der gewerblich
tätigen Arbeiter gewesen, so sei dieses Ver¬

hältnis während des Krieges nicht besser,

fondern. statistisch nachgewiesen, schlechter ge¬

worden. Angesichts dieser Tatsache müßte in

den Kreisen der Handlungsgehilfenschaft die

Erkenntnis Platz greifen, dah die bisherigen

Methoden, um bessere Gehälter und Arbeits¬

bedingungen zu erlangen, nicht mehr an¬

wendbar und veraltet seien. Es ginge nicht

an, daß kaufmännische Angestellte dadurch

versuchten, zu einer wirtschaftlichen und so¬

zialen Besserstellung zu gelangen, daß fie sich
Organisationen, die wirtschaftsfriedlich sind,

anschließen, sondern sie müßten sich ge-
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werkfchaftlich organisieren, um mit den»

selben Mitteln, wie es die gewerblich tätigen
Arbeiter getan haben, zu einer wirtschaftlichen

Besserstellung zu gelangen. Er kritisierte an

Hand von reichem Beweismaterial die Tätig»

keit der alten kaufmännischen Händlungs»
gehilfenverbände wie 1858er, Deutschnatio»
naler Handlungsgehilfen-Verband, Verein

weiblicher Angestellten, die nichts getan hätten,

trotz ihrer angeblich großen Mitgliedschaft,
um die Interessen der Handlungsgehilfen»

schaft zu fördern. Er gab dann bekannt, daß

von uns dem Arbeitgeberverband für den

Hamburger Großhandel Forderungen einge-

reicht seien, die eine Regelung der Arbeits»

zeit, eine Beseitigung der Sonntagsarbeit,

Festsetzung von Ueberstundenbezahlung, An»

erkennung der Zs 616 und 63, Weiterzahlung
des Gehalts in Krankheitsfällen, Festsetzung
von Mindestgehältern, Beseitigung von Kon»

kurrenzklauseln, Anerkennung eines Mitbe»

stimmungsrechtes des Angestelltenausschusses
bei Kündigungen und Entlassungen betreffen

und daß dieser Tarifentwurf zwischen den

Vertretern des Zentralverbandes und dem

Arbeitgeberverband in erster Lesung durchbe»
raten sei. Er steht auf dem Standpunkt, daß
auch den weiblichen Angestellten ein Recht
auf Arbeit zusteht und will die lohndrückende
Tendenz, die in der Frauenarbeit liegt, durch
die Wahrung des Grundsatzes, für gleiche
Leistung gleiche Bezahlung, beseitigen.

Jn der Diskussion vertrat Herr Dem»
binski'Cohn die Auffassung, daß nach
den bisher gemachten Erfahrungen die alten

Verbände als Interessenvertretung der Hand»
lungsgehilfenschaft nicht in Frage kämen.

Das Verhalten des Gemerkschaftsbundes kauf»
männischer Angestelltenverbände beweist es.

Durch die Demonstration, die dieser Bund

veranstaltet habe, seien die stellungslosen
Handlungsgehilfen zwecklos aufgepeitscht und

die Folge wäre, daß die heutigen gesetzgeben»
den Kreise mißtrauisch gegen die Angestellten
werden würden. Frau Les ser verteidigte
das Recht der Frau auf Arbeit, die Frau habe
bewiesen, daß auch sie in der Lage sei, zu
der Aufrechterhaltung des Wirtschaftslebens
beizutragen, und habe man während des

Krieges die Frau herangezogen, um das Wirt»

schaftsieben nicht einfchlafen zu lafsen, fo
wäre es jetzt ein bitteres Unrecht, sie' nun»

mehr brotlos zu machen nach dem Grund»

satz: „Der Mohr hat seine Schuldigkeit ge»

tau, der Mohr kann gehen." Aus Vergnügen
arbeite die Frau nicht, sondern weil sie durch
die Notlage dazu gezwungen sei. Herr
Rupprecht, Vertreter des Kaufmännischen
Vereins von 1888, verteidigte die alten kauf»

männischeu Verbände und gab der Meinung
Ausdruck, daß die Eigenart der Verbände

gewahrt werden müßte. Auf den Vorschlag
des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen,
eine Einigung auf einer genau formierten
Grundlage stattfinden zu lassen, konnten die

dem Gewerkschaftsbund angeschlossenen Or»

ganisationen nicht eingehen, da sie dadurch

ihre Eigenart verlieren wurden. Er meinte,

daß die Forderungen der Handlungsgehilfen
auch auf dem Wege durchgesetzt werden könn»

ten, der bisher von den wirtschaftlichen Or»

ganisationen, zu welchen auch sein Verein

zähle, eingeschlagen wurde. Kollege Ehren»
teit vom Zentralverband wies darauf hin,

daß die vom Zentralverband im Interesse
oller Angestellten dem Gemerkschaftsbund

dargebotene Hand der Einigung von dem Ge»

Werkschaftsbund in schroffster Weise zurück»

gewiesen sei. Er meint, daß die ablehnende

Haltung der alten Organisation bezüglich der

Einigung dadurch begründet sei, daß diese

Verbände nicht auf die Unterstützung der

Prinzipalität verzichten wollten. Bei den

Verhandlungen mit dem Arbeitgeberverband
für den Hamburger Großhandel habe man

den Gewerkschaftsbund seitens der Arbeit»

geber hinzugezogen, trotzdem der Gewerk»

fchaftsbund ein Mandat der Angestellten nicht

besessen habe. Damit sei der Beweis erbracht,

daß auch hier wieder der Gewerkschaftsbund
als Prellbock für die Forderungen der Hand»

lungsgehilfen benutzt werden soll. Ein

Gegenentwurf, der vom Gewerkschaftsbund

dem Arbeitgeberverband vorgelegt worden

sei, enthalte so gut wie gar nichts, was zu

einer Regelung der Verhältnisse führen

könnte, während der vom Zentralverband auf»

gestellte Tarifvertrag eine durchgreifende

Aenderung herbeiführen würde. Er kritisierte

scharf, daß bei den alten Organisationen, wie

reiches Material beweise, zwischen Theorie

und Praxis ein Unterschied gemacht werde.

Er forderte zum Anschluß an die freie Be»

rufsorganifation auf. Ein aus der Versamm»

lung vorgebrachter Schlußantrag wurde an»

genommen und dem Referenten das Schluß»

wort gegeben, der sich besonders gegen den

Vertreter des Kaufmännischen Vereins von

1858 wandten der ihm hinsichtlich der Frauen»

arbeit im Handelsgewerbe Worte unterschoben

habe, die er nicht gebraucht hätte. Der Vor»

sitzende R. Möller ließ sodann über eine aus

der Versammlung eingereichte Resolution

folgenden Inhalts abstimmen:
Di« am 7. Februar im großen Saale des

Gewerkschaftshcmfes von mehr als 300« Personen

besuchte öffentliche Versammlung der kaufmänni¬

schen Angeftellten des Hamburger Großhandels

stehen auf dem Standpunkt, daß auch siir die

kaufmännischen Angestellten des Hamburger

Großhandels nur der Zentralverband der H>, ^°

lungsgehilfen als Interessenvertretung in Froge

kommt, Sie ersucht den Zentralverband, die auf¬

gestellten Forderungen für die Angeftellten des

Hamburger Großhandels mit allen zu Gebote

Sehenden Mitteln durchzuführen und dem Arbeit-

geberverband mitzuteilen, daß als Mandatsträger

für die Forderungen der Angestellten des Ham¬

burger Großhandels nur der Zentralverband in

Frage kommt und der Gewerkfchaftsbund nicht

berechtigt ist, im Namen der Zausmännischen An¬

geftellten des Großhandels in Hamburg zu

sprechen.
Die Resolution wurde, trotzdem viele

NichtMitglieder des Zentralverbandes an¬

wesend waren, einstimmig angenommen.

Streik der Warenhausangesiellten
in Hamburg.

Die kaufmännischen Angestellten der

Waren-, Kaufhäuser, Konfektionsgeschäfte

usw. hatten an den Arbeitgeberverband für

den Einzelhandel mit Textilwaren das An¬

suchen gerichtet, die bisherigen Gehälter wie

folgt festzusetzen:
s) Lehrlinge:

für daS l. Halbjahr pro Monat . . 60 MZ.

2 ...
73 «

.
I 2. und 3. Jahr pro Mouat 100 I

d) Verkaufspersonul:
Verkäufer und Verkäuferinnen im 1. Jahre ihrer

BerufstStigkeit pro Monat ISS Mk.

für jedes weitere Jahr der Berufstätigkeit eine

Steigerung dieses Grundgehalts um IS Mk.

pro Monat.

c) Substituten, Aufsichten, 1. Kas-

sisrerinnen Usw. sollten auf die vorstehend

genannten Gehaltssätze SS Proz. Aufschlag er¬

halten.
6) Abteilungsleiter, Einkäufer,
Chef-Dekorateure, HauSinspek-
toren sollten 500 Mk. pro Monat beziehen.

e) Kontorangeftellte beiderlei Ge¬

schlechts sollten cruf die vorgenannten Sätze
10 Proz. Aufschlag erhalten, und zwar derge¬

stalt, daß Kontoristinnen, usw. das Grundgehalt
des VerlaufspersonalS zuzüglich 10 Proz. Auf¬

schlag zu beziehen haben würden, Kontorper¬

sonal auf verantwortlichem Posten sollte die Ge¬

hälter des Verkaufspersonals plus SS, plus
10 Proz. Aufschlag bekommen,

k) Bilanzsichere Buchhalter, Kon»

tor-Abteilungsleiter ufw. sollten das

Gehalt wie die Angestellten unter Msatz cl) pluS
10 Proz. beziehen.
Wo bisher höhere Gehälter gezahlt worden

sind, sollten dieselben nicht gekürzt werden. Die

vorstehend genannten Sätze sollten das Mindest¬
gehalt darstellen.

In einer am Mittwoch, den 12. Februar,
stattgefundenen Sitzung zwischen den Ver¬

tretern des Arbeitgeberverbandes und den

Vertretern der Angestellten, in Gegenwart
der Vertreter des Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen, machte der Arbeitgeber»
verband folgenden Gegenvorschlag:

Lehrlinge
im 1. Halbjahr pro Monat 30 MZ.

.
2. „ „ ..

4« .

. 2. Jahr pro Monat . . 5« .

VerkaufSpersonal
im 1. Jahr der Tätigkeit pro Monat 75 Mk.

I 4.'
' ' '

I I 130 I
uud zwar sollten sich diefe Gehälter sowohl aus

Unverheiratete als auch auf Verheiratete beziehen.

Die Angcstelltenvertreter wiesen darauf
hin, daß ein Gehalt von 75Mk. ProMo¬
nat einen Stundenlohn von

31 Pfennig ausmache, und daß es nicht
nur einem Ledigen, sondcrn in noch viel

höherem Maße einem Verheirateten unmög¬

lich wäre, bci einem „Höchstgehalt von

130 Mk. pro Monat angesichts der heutigen

Teuerungsverhältnisse auszukommen. Um

aber zu einem Vergleich zu kommen, steckten
die Angestellten ihre Forderungen zurück und

machten nunmehr folgenden Gegenvorschlag

von dem fie, wie sie erklärten, nicht abgehen
würden:

Lehrlinge
nn 1. Jahr pro Monat 50 Mk.

. 2. .
7S .

.3. . und für Angestellte bis

zum 17. Lebensjahre 100 »

A ngeftellte
im 4. Fahr ihrer BerusstSiigleit (ein¬

schließlich Lehrjahre) pro Monat . 125 MZ.

im 5. Jahre ihrer Berufstätigkeit pro

Monat 14« ,

im 6. Jabre ihrer BerufstätigZeit pro

Monat 15S ,

im 7. Jahre ihrer BerufstätigZeit pro

Monat . .
< 17« „

alsdann.die Gehälter steigend in jedem weiteren

Jahre ihrer BerufstätigZeit um 1« MZ, pro Mc-

nat, so daß nach löjährigcr BerufstätigZeit (ein¬

schließlich Lehrjahre) ein Gehalt von 2«0 Mi.

pro Monat erreicht wäre. Weitere Si^.'.e-

rungen sollten der Vereinbarung überlasen

bleiben.

Da der Arbeitgeberverbond die unter o)

und t) festgesetzten Sätze zu diskutieren über¬

haupt ablehnte und lediglich das Gebot

mochte, den Einkäufern 350 Mk. pro Monat

zu geben, erklärten die Angestclltenvertreiec,
mit einem Aufschlag von 20 Proz. fiir Snb-

stituten usw. zufrieden zu sein: bei den fest¬

gesetzten Gebältern für Kontoristen und Ein¬

käufer müsse es jedoch bleiben.

Der Gegenvorschlag der Angestellten
wurde höhnisch von den Vertretern des Ar¬

beitgeberverbandes zurückgewiesen.
Die Angestelltcn der vier größten Waren»

Häuser, Karstadt, Tietz, Heilbuth und Als»

berg, nahmen daher in einer am 13, Febrnar
in der Börse stattgefundenen Versammlung

Stellung zu der geschaffenen Situation.

EKrenteit vom Zentralverband der Hand»

lungsgehilfen erstattete Bericht über den V«-
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lauf der Verbandlungen. Nach einer leb>

haften Aussprache beschlossen die versammel»
ten Angestellten, am Freitag, den

14. Februar 1919, in den Streik

einzutreten. Folgende Entschließung

wurde angenommen:
Die «m Donnerstag, den 13. Februar 1919.

in der Hamburger Börse versammelten kauf¬

männischen Angestellten der Warenhäuser Ru¬

dolph Karstadt, Mönckebergstratze, Tietz, Jungfern-

ftieg, Heilbuth, Barmbeck, und Gebrüder Alsberg,

Großer Burstah, nehmen mit Entrüstung davon

Kenntnis, dah der Arbeitgeberverbanö für den

Einzelhandel mit Textilwaren zu Hamburg die

bescheidenen Lohnforderungen der kaufmänni¬

schen Angestellten der Waren-, Kaufhäuser. Kon¬

fektionsgeschäfte usw. nicht nur abgelehnt, son¬

dern den Angestellten noch das schmachvolle Aner¬

bieten geinacht hat. bei einem Mindestgehalt von

7S Mk. pro Monat, gleich 31 Ps. pro Stunde,

für die Folge tätig zu sein. Durch die Annahme

dieses Angebotes würden die weiblichen Angestell¬
ten der Prostitution in öie Wvme getrieben, die

männlichen zur Untreue gegen die Unternehmer
im Handelsgemerbe gezwungen werden, falls sie

nicht zu verhungern beabsichtigen. Die Versam¬

melten sehen den einzigsten Weg, ihre bescheide¬

nen Gehaltsforderungen durchzusetzen, nur noch

darin, daß sie die Arbeit einstellen. Sie erklären,

am Freitag, den 14. Februar, in den Streik ein¬

treten zu wollcn, um aus diesem Wege das

herausfordernde, hohnvolle Angebot der Unter¬

nehmer im Handelsgemerbe gebührend zu beant¬

worten. Von der hambu>rgischen Bevölkerung er¬

warten die kaufmännischen Angestellten, daß sie

während des Streikes die betreffenden Waren¬

häuser meidet und dadurch den um eine wirt¬

schaftliche Besserstellung ringenden kausmänni

schen Angestellten eine moralische Unterstützung

zuteil werdcn lassen. Von den kaufmännischen

Angestellten beiderlei Geschlechts erwarten sie im

allgemeinen, daß sie sich nicht zu dem schmutzigen
Gewerbe des Sireikbrechertums gebrauchen lassen.

Von den kaufmännischen Angestellten öer Waren»,

Kaufhäuser, Konsektionsgsschäste usw. setzen ste

voraus, daß auch sie zur Arbeitseinstellung

schreiten, sobald der Ruf an sie ergeht, die im

Streik Besindlichen durch einen Sympathiestreik

zu unterstützen. ,

Dcr Verlauf des Streiks.

Der Streik der kaufmännischen Angeftellten
der Waren- und Kaufhäuser siegreich beendet!

Seit Anfang Dezember 1913 fanden zwischen
dem Arbeitgeber-Verband und den Vertretern

unseres Bezirks Hamburg Verhandlungen über

die Schaffung eines Tarifvertrages statt. — Da

die Verhandlungen sich hinauszogen, wurde be¬

reits im Dezember ein Provisorium getroffen,

nach dem es den Angestellten-Ausschüssen bis zur

Schaffung eines Tarifvertrages vorbehalten wer

den sollte, mit den einzelnen Geschäftsinhabern
ein provisorisches Abkommen zu treffen. Wo eine

Einigung nicht erzielt werden konnte, sollte die

Angelegenheit innerhalb 48 Stunden vor dem

Forum dcS Arbeitgeber-Verbandes und deS Jen,
tralverbandes der Handlungsgehilfen zur Ent¬

scheidung kommen.

Ueber die Schlichtung von Differenzen wurde

ebenfalls ein provisorisches Abkommen getroffen,
in welchem es heißt, daß Differenzen über Aus¬

legung und Anwendung der getroffenen Verein,

barungen, die nicht durch Verhandlungen zwischen
der Geschästsleitung und dem Personal-Ausschuß

beizulegen find, der Beurteilung eines Schieds

gerichts unterliegen, welches sich aus 2 Vertretern

des Arbeitgeber-VerbandeS und S Vertretern des

Zentralverbandes der Handlungsgehilfen, unter

dem Vorsitz eines unparteiischen Vorsitzenden, zu

sammensetzt.

Die Bestimmungen dieser beiden,provisori»
chen Vereinbarungen sind wiederholt und erfolg¬

reich für die Angestellten angewendet worden

Die Tarifverhandlungen mit dem Arbeit»

geber-Verband hatten zur Folge, daß festgesetzt

wurde, daß di« Arbeitszeit höchstens 8 Stunden

täglich beträgt und die Läden spätestens um

7 Uhr abends zu schließen stnd. Die Tischzeit

beträgt mindestens 2 Stunden — wo die bisherige

Arbeitszeit eine kürzere war, darf sie nicht ein-

eitig verlängert werden.

Ueberstunden sind nach Möglichkeit zu ver¬

meiden. Wo sie unvermeidlich sind (Inventuren,

Saison usw.). sind sie im Einverständnis mit dem

Personal-Ausschuh festzusetzen. Für geleistete

Ueberstunden tritt ein Lohnaufschlag von Sl) Pro¬

zent ein. — Die Nespektzeit beträgt 4 Stunden.

— Sonntagsarbeit wird nicht geleistet. Wo solche

erforderlich ist sJnventuren, Saison usw.). oder

durch Gesetz freigegeben ift, ift sie im Einver¬

ständnis mit dem Personal-Ausschuß festzusetzen.

Die allgemeine Sonntagsarbeit wird mit 76 Pro¬

zent, die Arbeit an öen gesetzlich freigegebenen

onntagen mit 69 Prozent Aufschlag, mindestens

aber mit 1 Mk. pro Stunde, bezahlt. — Das Per¬

sonal ist zur Arbeit an den gesetzlich freigegebenen

Sonntagen verpflichtet.

Z 63 des H.G.B., „Weiterzahlung des Ge¬

halts in Krankheitsfällen", und § SIS des B.G^S.

wurden anerkannt.

Ferien müssen mie folgt gcwährt werden:

Im ersten Jahr der Anstellung bei der Firma

für alle Angestellten, die vor dem 1. Januar ein¬

getreten sind. 6 Arbeitstage, im zweiten Jahr der

Anstellung 9 Arbeitstage, im dritten und vierten

Jahr der Anstellung 12 Arbeitstage, im fünften

und nach weiteren Jahren der Anstellung 18 Ar¬

beitstage.

Ferien müssen in der Zeit zwischen Pfingsten

und dem 3V. September liegen und auf Wunsch

zusammenhängend gewährt werden. — Ihre Lage

bestimmt die Geschäftsleitung nach Anhören des

Personal^lusschusses. — Das Gehalt ist auf

Wunsch im voraus bis zum Tage des Ferien»

antrittS zu zahlen.
Waren die Verhandlungen über diese Bestim¬

mungen an, sich auch schwierig, so wurden sie

weiter erschwert, als die Gehaltsfrage zur Ver¬

handlung stand. ^

Seitens der Vertreter des Verbandes waren

gefordert:

s) Verkaufspersonal:

nach Vg jähr. Berufstätigkeit 69 Mk. pro Monat

1 76

109

„
3 10« »

4 „
126

6
» „

14» „

6 ISS » »

7 „
17«

3 183

9 20«

10 „
216

11 „
230

„ „

12 „
L45 „ „

13 „
260

14 276
„ „

16 29«

Der Arbeitgeber-Verband hatte folgenden

Gegenvorschlag gemacht:

nach 1 jähr. Berufstäligkeit 40—62 Mk. pr. Mon

.
2

, .
S9-SS . , .

S . . L9—194 , . .

nach 4- jähr. Berufstätigkeit 100—13« Mk. pr. Mon.

S . .
110-142

. . .

«
. .

120-164
, . .

7
. .

130-1SS
„ . .

Da der Arbeitgeber-Verband zu weiteren Zu»

geftändnissen nicht bereit war, traten di« Ange»
teilten am Freitag, den 14. Februar, in de»

Streik.

Der Streik hatte zur Folge, daß der Arbeit«

geber-Verband, der die Verhandlungen mit dem

Verband abgebrochen hatte, diese Verhandlungen

ofort wieder aufnahm.

Bei den Verhandlungen wurden folgende Ge»

hälter festgesetzt:

Lehrlinge erhalten nach den neuen Festsetzn«»

gen im ersten Jahr mindestens 6« Mk. pro Monat,

im zweiten Fahr mindestens 76 Mk.. im dritten

Jahr mindestens 117 Mk., ohne Unterschied deS

Geschlechts. Für weibliche Angestellte trifft eine

dreijährige Lehrzeit nicht zu. DaS Personal er»

hält im vierten Jahre der Berufstätigkeit, ein»

chliehlich der Lehrzeit, mindestens 13« Mk. pro

Monat, im fünften Jahre 148 Mk., im sechsten

Jahre 16« Mk., im siebenten Jahre 172 Mk.. im

achten Jahre 184 Mk.. im neunten Jahre 196 Mk«

im zehnten Jahre 203 Mk., im elften Jahre 22«

Mark, im zwölften Jahre 232 Mk.. im dreizehnten

Jahre 244 Mk. Bis zum zehnten Jahre wird die

Berufstätigkeit angerechnet. Die weiteren drei

Staffeln gelten nur für diejenigen Angestellten,
die von Anfang an in demselben Betriebe sind.

Abteilungsleiter, Einkäufer, Chefdekorateure,

Bilanz-Buchhalter usw.. die bisher 36« Mk., 46«

Mark. 66« Mk.. SS« Mk.. 76« Mk. pro Monat

erhielten, erhalten je 76 Mk. Teuerungszulage

und außerdem je 30 Prozent Zulage auf die ersten
1«0 Mk., 2« Prozent auf die zweiten und 1« Pro¬

zent auf jedes weitere angefangene Hundert.

Subftituten, Aufsichten, erste Kassiererinnen

und gleichgestellte Angestellte, die ständig als solche

beschäftigt sind, erhalten einen Zuschlag von 2«

Prozent.

Kontorangestcllte, Kassiererinnen, kaufmän«

irisches Lager- und Expeditionspersonal erhalten

sinen Zuschlag von 1« Prozent.

Kontorpersonal auf verantwortlichem Posten

erhält einen Zuschlag von 26 Prozent.

Bisherige bessere Gehälter auf Grund deS

Provisoriums dürfen nicht herabgesetzt werden.

Verkaufsprämien und Umsatzvergütungen

bleiben bestehen.

Jn einer am 13. Februar in der Hamburgi»

schen Börse stattgefundenen Versammlung der

Streikenden wurde zu dem Ergebnis der Ver»'

Handlungen Stellung genommen. Der Bericht»,

erstattcr. Kollege Ehrenteit, wies darckuf hin, daß

die Bezahlung nach Berufsjahren von revolutio»

närer Bedeutung für die Handelsangestellten sei.

Noch keinem anderen Verbände sei es möglich ge¬

wesen, einen solchen Tarifvertrag der Bezahlung

nach Berufsjahren durchzusetzen. Hier wäre nicht

nur die Möglichkeit gegeben, einen allgemeinen

Ortstarifvertrag zu schaffen, sondern hier wäre

auch die Grundlage für die Schaffung eines

ReichStarifvertrages.
Die Lohnregelung gilt mit rückwirkender

Kraft vom 1. Dezember 1913. Es dürfen keiner¬

lei Maßregelungen vorgenommen werden. Jeder

tritt an den Platz im Geschäft, den er vor dem

Streik eingenommen hat, wieder ein.

Jn einer kurzen Aussprache wurde mit allen

gegen drei Stimmen beschlossen, den viertägigen

Streik auf Grund der erzielten Erfolge als be»

endigt zu erklären.
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Die Berechnung der Gehaltszulagen.
Bei der Aufstellung der Gehaltszulagen er¬

geben sich oft Schwierigkeiten. Die Löhne sind

sehr verschieden, es gibt solche von 100 Mk., aber

auch solche von ö«0 M!. pro Monat
,
in den ein¬

zelnen Betrieben.

Man wird hier vor der Frage stehen, wie

sind die neuen Forderungen abzustufen. Man

wird nicht für alle einen gleichen Prozentsatz for¬

dern, weil zwar der besserbezahlte Angestellte
damit einverstanden sein würde, nicht aber der

schlechtentlöhnte. Und umgekehrt würde bei Fest¬

setzung einer bestimmten gleichmäßigen Gehalts¬

summe von SS oder 7S Mk. der besserbezahlte

Angestellte nicht zufrieden sein. Es wird sich

also in manchen Fällen empfehlen, einen zu¬

gunsten der gering Entlohnten steigenden Pro¬

zentsatz zu fordern.
«Ein Kollege hat eine solche Tabelle ausge¬

arbeitet und uns zum Abdruck zur Verfügung
gestellt. Hier ist sie:

Man sieht also, der HSchstentlohnte würde —

obwohl er den niedrigsten prozentualen Zu¬

schlag bekommt, das Doppelte desjenigen Be¬

trages als Zulage erhalten, die der Niedrigst-
entlohnte empfängt. 600 plus IS Proz. —

öS« Mk.: Zulage 90 MZ. IS« plus 3« Proz. —

19S Mk.: Zulage 4S Mk.

Wir wollen mit dieser Tabelle keines¬

wegs Richtlinien dafür geben, daß die Lohn¬

forderungen immer in dieser Weise aufgebaut

sei:/ sollen. Der Zweck ist vielmehr nur der, An¬

deutungen über die Möglichkeiten zu geben, wie

ein Ausgleich zwischen den Wünschen der Ange¬
stellten in den verschiedenen Gehaltsstufen ge¬

schaffen werden kann.

Braunschweig.

In unserer Stadt haben die kaufmänni¬
schen Angestellten gleichfalls erkannt, wo sie
ihre wirkliche Vertretung finden. Während
wir bei Kriegsausbruch 300 Mitglieder
zählten, haben wir jetzt die Zahl 1000 er»

^reicht und noch immer gehen täglich viele

Anmeldungen ein. Wir haben Betriebe in

Handel wie Industrie zu verzeichnen, wo die

Angestellten sich fast ohne Ausnähme unserem
Verbände angeschlossen haben. Unser Bezirk
hat aber auch für die Mitglieder etwas ge¬

tan. Jn unzähligen Betriebsversamoilungen
wurde zu den traurigen wirtschaftlichen Ver¬

hältnissen der Angestellten Stellung genom¬

men. In der" Textilwarenbranche
haben wir sehr gute Erfolge zu verzeichnen,
wenn auch die Verhandlungen noch nicht ganz

zum Abschluß gelangt sind. Den einzelnen
Geschäftsinhabern hatten wir die Forde¬
rungen der Angestellten unterbreitet, diese
lehnten jedoch Einzelverhandlungen ab. Nach¬
dem uns nunmehr der Verband der Textil¬
warenbranche Angebote gemacht hatte, die auf
keinen Fall befriedigend fein konnten, haben
die Angestellten erneut ihre Forderungen
ausgestellt. Unsere Organisation wird sich
nun aber nicht mehr auf die Verhandlungen
mit dem Verband vertrösten lassen, fondern
wir haben in ^edem Fall den Geschäfts¬
inhabern kurze Fristen gestellt. Hierbei hat
sich wieder gezeigt, daß die Unternehmer so¬
fort bereit sind, mit uns zu verhandeln, wenn

wir unsere gewerkschaftlichen Machtmittel
anwenden wollen. Die Kolleginnen und

Kollegen mögen aber selbst daraus lernen,
datz sie ihre Forderungen durchleben können.

wenn sie einig sind und wenn sie einer Or¬

ganisation angehören, die den Unternehmern
gegenüber auch als reine Angestelltenver¬
tretung auftritt. Dieses tun die bürgerlichen
Verbände nicht. Als kürzlich hier eine Ver¬

sammlung der arbeitslosen Kollegen stattfand,
die von der Arbeitsgemeinschaft der bürger¬
lichen Verbände einberufen war und in der

die Herren Deutschnationalen das Wort

führten, zeigte fich wieder recht deutlich, daß
diese Verbände für die Angestellten nicht mehr
in Frage kommen können. Jn dieser Ver¬

sammlung wurde von den Einberufern das

Gefetz über die Wiedereinstellung der Kriegs¬
teilnehmer erläutert, als unsere Redner aber

erklärten, daß es unbedingt notwendig sei,
daß auch bei der Wiedereinstellung die Ge¬

haltsfrage eine große Rolle spiele, da wollten

die Herren Deutschnationalen nach Möglich»
keit die Angelegenheit übergehen, sie taten

es, indem sie es ablehnten, eine Entschlie¬
ßung, die eine Erhöhung der Gehälter von

8« bis 10« -Proz. zum Friedensgehalt for-
derte, nicht zur Abstimmung bringen wollten.

Die Stimmung der Versammlung zeigte, daß
die Angestellten sich nicht mehr länger als

Unterdrückte behandeln lassen wollen, daß sie

auch ferner mit der Taktik der bürgerlichen
Verbände nicht einverstanden sind. Nach¬
stehend die Ergebnisse der bis jetzt abgeschlos¬
senen Verhandlungen:

Siegfried Cohn.
Es wurde allen Angestellten eine Ent¬

schuldungssumme von 100 Mk. gezahlt; die

Gehälter wurden um 20 bis 50 Proz. auf¬
gebessert und zwar in der Weise, daß die

niedrig bezahlten Angestellten ein« höherei

Zulage bekommen. Ferien wurden 2 bis

3 Wochen erzielt.

Kleimann u. Co.

Die Gehälter wurden um 25 bis 70 Pro¬
zent erhöht und zwar in derselben Weise,
wie bei der Firma S. Cohn. Ferien wurden
2 bis 3 Wochen erzielt. Kündigungen dürfen
vor dem 1. Juli nicht vorgenommen werden,
ferner haben die Angestellten ein Mitbestim¬
mungsrecht bei allen Fragen, die die Arbeits¬

verhältnisse betreffen.

Bei den Firmen Rudolf Karstadt.
Gustav Schuchard, Adolf Frank
sind gleichfalls durch das Eintreten unseres
Verbandes erhebliche Vorteile erzielt, wenn

auch die Verhandlungen noch nicht ganz zum

Abschluß gekommen sind. Wir werden später
darüber berichten.

Die Kolleginnen und Kollegen erZehen
also daraus, daß es möglich ist, vieles zu er¬

zielen. Es ist nun aber notwendig, daß sie
ferner dem Vcrband durch rege Mitarbeit

weiter neue Anhänger zuführen, damit den

Unternehmern klar wird, daß auch die An¬

gestellten, wenn sie geschlossen im Zentral¬
verband der Handlungsgehilfen organisiert
sind, als Macht anerkannt werden müssen.
Jn vielen Fällen wird noch das Eintreten

der Organisation notwendig sein, denn noch
längst haben wir nicht alles erreicht, deshalb

Kolleginnen und Kollegen, immer in enger

Fühlung mit der Organisation bleiben; wir

dagegen versprechen, daß wir immer bereit

sind, wenn es gilt, für Eure Interessen ein¬

zutreten.

Solidarität.
Es wird uns geschrieben: Daß man trotz der

sogenannten «neuen Zeit" heute noch Dinge er¬

leben kann, die geradezu haarsträubend sind,
davon mag das Folgende Zeugnis ablegen.

Das Personal der Kontrollstelle für frei¬

gegebenes Leder in Berlin W., Leipziger Straße
123s, war eingeladen worden, die am Freitag,
den 31. Januar 1919, stattfindende Versammlung
der Angeftellten aller Kriegsgefellschasten im

Zirkus Busch zu besuchen. Um den dazu erfor¬

derlichen Urlaub zu erhalten, wurde der Obmann

des Angestellten-Ausschusses, Herr Josef Triber,

beauftragt, mit der Geschäftsleitung zu unter¬

handeln. Jn einer daraufhin einberufenen Ver¬

sammlung erklärte der Obmann, daß die Ge¬

schästsleitung den Besuch der Versammlung zwar

gestatte, daß aber jeder, der daran teilnehme, die

Konsequenzen hieraus selbst zu tragen hätte.
Der Obmann bat noch, dcn Besuch der Versamm¬
lung zu unterlassen, da die Angestellten dort zum

Streik aufgefordert werden sollten. (Der Verlauf
der Versammlung hat ja inzwischen bewiesen,

daß hiervon keine Rede war.) Die Angestellten
gerieten darüber, daß der Obmann ihre Inter¬

essen so schlecht vertrat, in gerechte Empörung
und lehnten sich gegen diesen auf.

Dieses Muster eines „Vertrauensmannes"

bringt es dann noch extra fertig, eine schäbige
Denunziation zu begehen und bei dem schon als

Ueberdespoten bekannten Geschäftsleiter, Nechts¬
anwalt Blasse, die Kollegen anzuschwärzen, die

es gewagt hatten, in einer Versammlung ihre

Meinung offen zu bekennen.

Die Folge davon war dann auch prompt dis

Kündigung. Was macht es denn auch solchem
Biedermann aus, so und soviele Kollegen dem

Unglück und der Not preiszugeben, wenn nur ihm
die Sonne direktorialer Gunst scheint.

Die Kolleginnen und Kollegen gerade in den

Kriegsgesellschasten mögen erkennen, wie bren»

nend nötig es ist, die Ausschüsse von allen d»,

artig gesinnten Elementen zu säubern.
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Aus der Verficherungsbranche.
Streik der Berliner VersicherungS»

angestellten.
In der vorigen Nummer der „Hand-

lungsgehilfen-Zeitung" berichteten wir, dafz
die Groß-Berliner Kolleginnen und Kollegen
dem Unternehmerverband einen Tarifver»

tragsentwurf eingereicht hatten, der für die

Dauer der Verhandtungen ein Provisorium
vorsieht. Lehrlinge und jugendliche Ange»

stellte his zum 17. Lebensjahr sollten nach
diesem

Provisorium
erhalten:
im r, Jahr (bis zum IS. Lebensjahr) .

SO MZ

, 2. , » »
16. » . 7S .

. 3. ... 17. , . 1«, .

Für die älteren Angestellten wurden

monatliche Zuschläge zum Gehalt einschl.

Teuerungszulagen gefordert, und zwar:

vom 17. bis zum 20. Lebensjahr . , .
S« WS.

. 2«. . . S4. , . . . 7S .

über das 24. Lebensjahr hinaus . . .
100 »

Ueber dieses Provisorium fanden mehr»

fach Verhandlungen mit den Unternehmern

statt. Jn einer Vorbesprechung unter Vor>

sitz des Herrn Generaldirektors von Nasp-

München wurde von diesem die Notwendig-
keit des Provisoriums bestritten unter Hin»
weis auf die Entschuldungsgelder. Des wei-

teren wurde die Gliederung nach dem Alter

bemängelt. Von unserer Seite wurde dar»

aushingewiesen, daß man über die Form ja

verhandeln könne. Am 8. Februar fand dann

die erste verbindliche Sitzung statt, in der die

Unternehmer dann folgenden Vorschlag

machten:
bis 120« Mk. .Gehalt . . 3« Proz.
.

240« . . . .
2S .

.
300« . . . .

2« .

für je 20» Mk. höheres Gehalt 1 Pro,,

weniger, also
bei 400« MZ. Gchalt , . IS Proz.
.

S00« . . . .
1« .

.
6««0 . » . .

S .

Dieses Angebot erhöhten die Unter»

nehmer im Laufe der Verhandlungen um je
5 Proz. unter Hinzufügen einer neuen Klasse
bis 7000 Mk. Gehalt.

Auch die Angestellten waren entgegen»

gekommen und hatten als Mindestforderung,
die aber erst den Angestellten nochmals unter»

breitet werden mußte, vorgeschlagen:
bis 120« Mk. Gehalt monatlich SO Mk. mehr
.

2400 . . » 6S . ,

» 300« . , » 7S » «

» 4000 . » ,7« » «

. S00« . , . SS , «

. 720« . . . SO .

Auf diese Forderung sollte bis zum

11. Februar abends Antwort gegeben werden.

Am 11. Februar brachten dann die Direk»

toren als letztes Angebot die Sätze von

35 Proz. bis herunter zu 5 Proz. für die

Stufen von 120« bis 720« Mk. in Vorschlag.
Da dieses Angebot für die Angestellten,

die in der Mehrzahl Gehälter bis höchstens
20« Mk. haben, unannehmbar war. kam

es zum Abbruch der Verhandlungen. Jn einer

am selben Abend in der Börse abgehaltenen
Versammlung, die von co, 5000 Angestellten
besucht war. wurde dann einstimmig
der Streik beschlossen und am Mitt»

woch früh durchgeführt. Die Streiklage war

gleich am ersten Tage glänzend, die Groß»
betriebe waren ohne Personal, die Klein»

betriebe schlössen sich an. 800« bis 9000 An»

gestellte standen im Streik.

Die Unternehmer haben dann das Ei»

Ptgungsamtdes Berliner Kauf»

manns» und Gewerbegerichts an»

gerufen. Am 17. Februar fanden dann die

Verhandlungen statt, die sich von 11 Uhr vor»

mittags bis 8 Uhr abends hinzogen. Ein»

gangs wurde die Mandatsfrage eingehend ge»

prüft. Die Arbeitgeber erklärten schließlich
zu Protokoll, daß sie vertreten 1. den Ber»

band der Privatversicherung in Berlin, 2. den

Deutstchen Arbeitgeberverband für die aus»

wältigen Direktionen, soweit diefe in Berlin

Angestellte beschäftigen. Ferner erklärten sich
die Arbeitgeber bereit, auf alle Provisions»
Generalagenten und sonstigen selbständigen

Versicherungsgesellschaften einzuwirken, daß

auch diese den Schiedsspruch des Einigungs»
amtes anerkennen:

Dann-wurde in den sachlichen Teil der

Verhandlungen eingetreten. Die Orgcmi»

sationen waren durch die Kollegen Fritz

Schmidt und Friedewald und Dr. Vollbrecht

vertreten.

Das Einigungsamt unter Vorsitz

des Magistratsrats v. Schulz als Vorsitzenden.

Freiherrn von Liebig vom Aufsichtsamt für

Privatversicherung und Baurat Bernhardt

als Beisitzer der Arbeitgeber, ferner S. Auf»

Häuser vom Bund der technisch»industriellen
Beamten und Benno Marx vom Allgemeinen
Verband der Bankbeamten als Beisitzer der

Angestellten, fällte schließlich folgenden
Schiedsspruch:

Zwischen den vertretenen Verbänden im Ver»

sicherungsgewerbe wurde in der Sitzung des

Einigungsnmtes am 17. Februar 191S folgender

Schiedsspruch verkündet:
1. Vom 1. Januar ISIS ab erhalten die in

den Gesellschaften beschäftigten Lehrlinge fol»

gende Monatsbezüge:
1. Lehrjahr , , , , S« Mk.

2. . . . . . 7S .

3 1«« .

S. Bis zum endgüMgen Abschluß deS Tarif»

Vertrages sind den Angeftellten vom 1. Januar
1S19 ab folgende MonatszufchlSge zu zahlen.

Bei einem Jahreseinkommen bis

zn 1S«0 Mk. . . . .
S« Ml.

von 1S«1—2700 MZ. . 7S .

über 27««—70«« Mk. . 1«« .

Der Berechnung ist das Jahreseinkommen
von 1918 (Grundgehalt und Teuerungszulage)
zugrunde zu legen. Außer Betracht bleiben ein»

malige Zuwendungen (Entschuldungsgelder und

Weihnachtsgratiftkationen).
Für die noch nicht ein Jahr Beschäftigten ift

daS letzte Monatseinkommen zugrunde zu legen.

Kriegsteilnehmer sind den übrigen Angestellten

gleichzustellen.
3. Inwieweit diese Zuschläge auf daS pen»

stonSfähige Gehalt anzurechnen sind, ift bei bem

abzuschließenden Tarifvertrag festzulegen.
4. ES wird eine paritätische SchlichtungS»

kommifsion unter einem unpatteiifchen Bor»

sitzenden, de darüber zu entscheiden hat, inwieweit

die Vieh», Hagel», GlaK. und RückversicherungS-

gesellschaften sowie die in den letzten drei Jahren
neu gegründeten, Gesellschaften von diesem Ab»

kommen berührt werden. Der Absatz 1 des

Schiedsspruches wird von diesen Bestimmungen
mcht betroffen.

5. Di« Arbeit ift sofort wieder aufzunehmen,
ohne daß für die StreiZtage ein Gehaltsabzug
gemacht wird. Sinngemäß sind auch die Auß«n»
beainten zu behandeln.

S. Maßregelungen auS Anlaß deS Streiks

sind verboten,.

7. Die bisher nicht zur Auszahlung gekmgten
Entschuldungsgelder sind bis zum 28. Februar
1919 zu bezahlen.

8. Beiden Parteien wird aufgegeben, in die

Verhandlungen zwecks Abschließung deS Tarif«

Vertrages sofort einzutreten und dessen Abschluß

möglichst bis zum 31. März 1919 herbeizuführen.

Berlin, den 17. Februar 1919.

(Untterschriften.)

Die Angestellten nahmen am 18. Februar:
tn einer Versammlung im Lustgarten^ die

von etwa 7«00 Streikenden besucht war, den

Schiedsspruch an. Das gleiche taten die Ge»

sellschaften. womit der Streik für die An»

gestellten erfolgreich beendet war.

Stettin.
Mit der Verordnung des Rates der

Volksbeauftragten über Tarifverträge, Ar»

beiter» und Angestelltenausschüsse und Schlich»
tung von Arbeitsstreitigkeiten vom 23. De»

zember 1918 machen die Angestellten eigen»
tümliche Erfahrungen. Die Unternehmer

sind gewohnt, mit den A r b e i t e r orgcmi»
sattonen zu verhandeln, wenn ihre Arbeiter

Forderungen haben. Die Angestellten,
die bisher'größtenteils in gelben Verbänden

zusammengeschlossen waren, haben jedoch nur

in seltenen Fällen ihrem Unternehmer gegen»

über gemeinsam ihre Forderungen ver»

treten. Die Unternehmer sind dabei

nicht schlecht gefahren und espaßt ihnen

deshalb jetzt auch recht wenig,

daß sie in Zukunft verpflichtet
sein solle», ihren Angestellten»
ausfchutzzuRatezuziehen,wenn
sieDingezuerledigen haben, die

die Interessen dieser Angestell»
ten berühren. Noch weniger paßt cs

ihnen, mit den Organisationen der Ange»

stellten zu verhandeln, wenn es ihr Ange»

stelltenausschuß verlangt.
Darauf ist es auch zurückzuführen, daß

jetzt, nachdem die Wahl der Angestelltenaus»

schüsse bereits zwei Monate gesetzlich an»

geordnet ist, sie in vielen kaufmännischen Be»

trieben noch nicht erfolgt ist. Ja, es ist fast
noch nichts geschehen, um ste überhaupt vor»

nehmen zu lassenI Manche Unternehmer

bringen offen zum Ausdruck, sie hofften, die

Nationalversammlung werde die

vom Rate der Volksbeauftragten erlassenen
Verordnungen nicht sanktionieren. Sie ver»

schleppen deshalb die Sache, um die Aus»

schüsse gar nicht erst ins Leben treten zu

lassen.
Und dort, wo die Angestellten felbst auf

die Vornahme der Wahl drängen, bringen
die Unternehmer ihre Abneigung gegen die

neue Richtung in der Sozialpolitik dadurch
zum Ausdruck, daß sie durch allerhand juri»
stische Spitzfindigkeiten die Wahlen hin»
auszuschieben und ihr Ergebnis zu

fälschen versuchen. Typisch dafür, in

welcher Weise die Unternehmer versuchen, die

neue Verordnung geradezu zu sabo»
tieren, ist das Verhalten der Direktion

der Preußischen Nationalversicherungs-Aktien-
Gesellsckmft in Stettin. Bis die Angestellten
im Januar in eine Bewegung zur Zahlung
von Entschuldungsbeihilfen und Gehalts»

erhöhungen eintraten, hatte die Direktion

gar nicht daran gedacht, die Ausschußwahl
in die Wege zu leiten. Als die Orgcmi»
sation der Angestellten Verhandlungen mit

der Direktion forderte, besann fich diese je»

doch auf die Verordnung und erklärte, sie
würde erst mit ihr verhandeln, wenn der

zu wählende Ausschuß dies for»
dere. So benutzte die Gesellschaft die Vor»

ordnung, zu deren Durchführung sie bis da»

hin nichts getan hatte, um ihre Angestellten
mit ihren Forderungen hinzuhalten I

Damit nicht genug. Nach der Verord»

nung ist der Wahlvorstand leider vom Unter»

nehmer zu ernennen. Nach dem klaren Wort»

laut der in Frage kommenden Bestimmungen
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kommen als Wahlleiter jedoch Handelsgericht'
lich eingetragene Bevollmächtigte nicht in

Frage. Das hinderte die Direktion nicht
daran,, trotzdenr auch Bevollmächtigte, die

zwar im Handelsregister nicht namentlich
aufgeführt sind, deren Ernennung sich jedoch
auf eine handelsgerichtliche Eintragung grün»
det, als Wahlvorstand zu ernennen. Die An»

gestellten dagegen haben beim Regierungs»
Präsidenten Einspruch erhoben. Die Mühlen

der Bureaukratie mahlen jedoch auch heute

noch langsam. Eine Entscheidung über den

eingelegten Protest ist noch nicht erfolgt, ob»

Wohl inzwischen Wochen verstrichen sind.

»Inzwischen ist endlich der Wahltermin
bei der Preußischen Nationalverficherungs»
A.-G. festgesetzt. Aus der ausgehängten
Wählerlifte ergibt sich jedoch, daß in ste
alle Arbeiter, die bei der Gesellschaft im

Angestelltenverhältnis (z. B. Buchbinder, Por»

tiers, Boten) tätig sind, nicht aufgenommen
wurden. Die Wahl eines besonderen Aus»

schusses für diese Angeftellten ist jedoch eben»

falls nicht ausgeschrieben. Die Angestellten

haben deshalb auch hiergegen Einspruch er»

hoben. Die Wahlleitung, die nur aus Direk»

tionsgetreuen besteht, will jedoch den Ein»

spruch nicht anerkennen, so daß die Ange»

stellten genötigt sein werden, die ganze Wahl

anzufechten.
Um jedoch das Maß der Erbitterung bei

den Angestellten aufs höchste zu steigern, hat

die Gesellschaft schließlich entgegen dem Sinn

und dem Wortlaut der Verordnung in die

Wählerlisten auch alle jene Beamten aufge»

nommen, die im ganzen Reiche verteilt als

Jnspektionsbeamte tätig find. Im Gesetz

heißt es, daß allen denjenigen Angestellten,
die auf Reisen abwesend sind. Gelegen»

heit zur Ausübung ihres Wahlrechts gegeben
werden muß. Daß darunter nicht jene Be»

muten verstanden werden können, die über»

Haupt nichts mit dem Direktionsbureau zu

tnn haben und die ihren ständigen Wohn»

sitz auswärts haben, ist jedem vernünftig

Denkenden ohne weiteres., klar. Die Direktion

hofft jedoch, daß die Inspektoren von ihrem

Wahlrecht in einem ihr günstigen Sinne Ge»

brauch machen werden. Auch dagegen haben

die organisierten Angestellten Protest er»

hoben.
Das Verhalten dieser Direktion einer an»

gesehenen Versicherungsgesellschaft ist einfach
unerhört und es ist wohl möglich, daß diese

fortgesetzten Provokationen, die die Angestell»
ten über sich ergehen lassen müssen, deren

Geduld doch schließlich erschöpft, so daß es

eines Tages zu einem Streik bei dieser

Gesellschaft kommt.

Da jedoch auch die übrigen Unternehmer

mehr oder weniger bemüht ftnd, dem Bei»

spiel der Preußischen Nationalverficherungs»
A.»G. nachzueifern, wird sich die Regierung
entschließen müssen, ihren Verordnungen da»

durch mehr Nachdruck zu verleihen, daß sie

Strafen festsetzt, falls die Unternehmer
binnen kurzen Fristen die angeordneten Maß»

nahmen nicht durchführen oder die Durch»
führung in einer Weise zu erschweren ver»

suchen, die deutlich den Absichten der Ver»

ordmmgen widerspricht.

Geradezu unerhört ist jedoch folgen»
der Vorgang, der sich in der „Germania"
Lebensvers t cherungs» A. »G. abge»
spielt hat. Dort soll am 18. Februar die

Wahl des Angcstelltenausschusses stattfinden.
Die im Zentralverband der Handlungsge»
Hilfen organisierten Angestellten hatten eine

besondere Vorschlagsliste eingereicht, die

sieben Kandidaten für den Ausschuß und vier»

zehn Vertreter enthält. Am 14. Februar, also

vier Tage vor der Wahl, kündigte der Vor»

stand der Gesellschaft zwölf Angestellten zum

31. März und beurlaubte fie sofort. Unter

den Gekündigten befinden sich drei der

Kandidaten und zwei der Ersatzleute der

Vorschlagsliste der Organisierten. Die übrigen
vier Kandidaten der Organisierten stehen im

Pensionsverhältnis und konnten deshalb nicht

gekündigt werden. Es liegt hier eine glatte

Maßregelung vor, die nach s 14 der

Verordnung vom 23. Dezember 1918 straf»

bar ist. Es bleibt abzuwarten, ob der Herr

Staatsanwalt in diesem Falle ebenso ener»

gisch eingreift, wie er eS früher getan hat,

wenn es sich z. B. um Vergehen streikender
Arbeiter handelte.

Die Gesellschaft und die Wahlleitung,
die auch bei dieser Gesellschaft in den Hän»
den von Bevollmächtigten liegt, versuchen, den

gekündigten Angestellten das Wahlrecht zu

verwehren. Die Gekündigten seien nicht mehr

als Versicherungspflichtige Angestellte nach der

Verordnung vom 23. Dezember 1918 anzu»

Zehen, da sie jetzt schon aus dem Betriebe aus»

geschieden Zeien. Gegen diese Ausfassungen ist

sofort beim Demobilmachungskommissar Pro»

test eingelegt worden. Die Absicht der Ge»

sellschaft. die Liste der organisierten Ange»

stellten schon vor der Wahl durch ihre Prak»

tiken ausscheiden zu lassen, hat die lebhafteste

Empörung aller Kolleginnen und Kollegen

hervorgerufen.
Zu den Maßregelungen wird ferner eine

Versammlung aller organisierten Versiche»

rungsangestellten Stettins am 17. Februar
Stellung nehmen. F. O.

Nachträglich wird uns gemeldet, daß die

Angestellten der „Germania" wegen der

Maßregelungen ihrer Kollegen in den Streik

getreten sind.

München.
Die Verhandlungen mit den Arbeit»

gebern über die aufgestellten Mindestfordei

rungen fanden am 7. Februar statt. (Vergl.
auch „Handlungsgehilfen »Zeitung" Nr. 4,

1919.) Da sich am Tage vorher.-am 6. Fe»
bruar. die Organisation der Münchener Ar»

beilgeber aufgelöst hatte, mußte die endgültige
Regelung den zentralen Verhandlungen über»

lassen werden. Geheimrat von Rasp, der

Vorsitzende des Zentralverbandes für Privat»,

Versicherung, gab die Erklärung ab. dafür
eintreten zu wollen, daß die Wirtschaftsbei«
Hilfe nach Maßgabe des Punktes ll der Mün»

chener Mindestforderungen sofort, spätestens

binnen 14 Tagen, be, allen Münchener Ge»

schäftsstellen einschließlich der Generolagen»
turen ausbezahlt werde. Die Wirtschaftsbei»

Hilfe sei sinngemäß auch an die festangestell»
ten Außenbeamten auszuschütten. Angerech»
net dürfen nur Wirtschoftsbeihilfen (keine

regelmäßigen Teuerungszulagen) werden, die

noch dem 1. November 1918 gewährt sind. Die

zentralen Tarifverhandlungen werden nach

Mitteilung des Geheimrats von Rasp späte»

stens bis zum 1. Mai 1919 ihren Abschluß

erreicht haben und mit rückwirkender Kraft
ab 1. Januar 1919 ausgestattet sein.

Frankfurt s. M.

Nm die hiesigen Angestellten der Versiche»

rMc^branche von den Erfolgen ihrer Berliner

Kollegen^ erreicht durch das Eingreifen des Zen»
trawerbandes. zu unterrichten, fand am Freirag,
den 7. Februar, im großen Saal des Gewerk»

fchcrftShauseS eine Versammlung für diese Ange»

stellten statt, in der Kollege A. Mayer über das

Thema «Ein Reichstarif für die VersicherungS»

angestellten" sprach
Auf Grund dieser Versammlung war Vom

Verband deutscher Versicherungsbeamten nach»

mittags eine Versammlung einberufen worden,

in der beschlossen worden war, unsere Versamm»

King zu sprengen. Den sachlichen unö packenden

Ausführungen des' Referenten konnten diese

Herren weiter nichts entgegensetzen, als «in

wüstes Schimpfen. Ihr Benehmen wirkte auf
die außenstehenden Kollegen so abschreckend, daß

sich ein ganzer Betrieb geschlossen bei uns organi»

fierte, der vorher beabsichtigt hatte, dem Versiche»

rungsbeamtenverein beizutreten.
Der Verband deutscher Versicherungsbeamien,

der sich jetzt so radikal gebärdet, aber eS an Taten

fehlen läßt, wird auch in Frankfurt a. M. bald

abgewirtschaftet haben, wie dies bereits in anderen

Städten geschehen ift. Wi r haben doS Vertrauen in

den gesunden Sinn der Versicherungsbeamten, daß

sie sehr bald erkennen werden, von wem ihre

Interessen am besten vertreten werden.

Mecklenburg.
Schwerin i. Mecklbg. Infolge der Rück»

ftändigkeit und bei der immer wieder zutage
treteiiden Prinzipalsfreundlichleit der bürger»

lichen Verbände, insonderheit des „Kaufmänni»

schen Verbandes für weibliche Angestellte", können

wir nunmehr auch die mw 27. Januar erfolgte

Gründung einer Ortsgruppe in Schwerin be»

grüßen. Nachdem im Kaufhaus Ruddlph

Karstadt zwischen Personal und Leitung Ge»

Haltsdifferenzen aufgekommen waren, wurde

vom Kollegen Rüdiger in einer Betriebs»

Versammlung der Firmem R. Karstadt und

N. Honig das Personal aufgefordert, sich zur

Vertretung seiner Jntereffen ein festes Rückgrat
in Gestalt einer gesunden Organisation zu schaf»

fen, als die nur der Zentralverband der Hand»

lungsgehilfen in, Betracht kommt. Von es. 70

Teilnehmern konnte Kollege Rüdiger 64 Neuauf»

tiahmen verzeichnen als Erfolg unserer Tätigkeit

mit der ziemlich restlosen Erfüllung der Forderun»

gen in den Häusern R. Karstadt und R.Honig.

Diese Tätigkeit begann unsere junge OrtS»

gruppe, indem fie mit Hilfe des Gauleiters. Kol»

legen Schlüter-Bremen, am 6. Februar eine

öffentliche Versammlung der kaufmännischen

Angestellten nach' den „Stadthallen," einberief.

DaS Referat hatte Kollege Schlüter über das

Thema: „WaS wird in der Zukunft aus uns An»

gestellten?" Die in Schwerin bisher noch fest»

gefügte Organisation des Deutschnationalen

Handlungsgehilfen-Verbandes versuchte durch

Zwischenrufen »nd in der Diskussion die Wir»

Zung des Vortrages abzuschwächen, was ihr aber

nicht gelang, da die überwältigende Mehrheit der

Versammlung den Ausführungen des Referenten

größten Beifall zollte und zum Schluß sogar

ein Vorstandsmitglied des Kausmännischen Ber»

bandes für weidliche Angestellte dem Referenten
anerkennend für feine treffenden Ausführungen
dankten

AuS dem Zentralverband

Berlin. Jn der Generalversammlung der

Ortsgruppe Groß-Berlin erhielten Stimmen als

Delegierte zur Gsmert^chaftskommifsion: Fritz
Schmidt 733, Karl Bublitz 69», Marg. Weinberg
636. Louis Biedermann 539. Georg Andree 529,

Theodor Silbermann 439. Außerdem Kollege

Meyer 419 und Kollege Lockhoff 327 Stinimen.

Die ersten 6 Kollegen sind also gewählt. In
den Hauptvorstand wurde die Kollegin Neuthal

gewählt.

Groft-Berlin. Mit dem Thema: »Der

Aufbau unserer inneren Organisation und

unsere nächsten Aufgaben" beschäftigten sich zwei
Fnnktionärsitzungen, die eine nm 3. Januar im

Rheingold, die andere am 17. Januar in den

PharuSsälen Kollege Bublitz kennzeichnete die

Stellung der Handlungsgehilfen vor dem Kriege,

während des Krieges und jetzt. Immer waren

sie es, die ganz besonders vom Kapital ausge»

beutet wurden, wobei ihnen das Unternehmer»
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tum einzureden, gemutzt hat, dasz ste etwas Besse»
res sind wie die übrigen, Arbeiterschichten. Weite

Kreise der Handelsangestellten haben an das

Märchen vom neuen Mittelftand geglaubt und

glauben auch heute noch daran, und das Unter»

nehmcrtuin unterstützt diesen Glauben. Der beste
Beweis dasür sind die Fachorganisationen, die

jetzt überall gegründet werden, und an denen

das Unternehmertum ein sehr erhebliches Inter¬
esse zu haben scheint. Wir, die wir schon seit
Jahren den Standpunkt vertreten, dasz die Hand¬
lungsgehilfen nur durch den Zusammenschl usz
zu einer reinen Arbeilnehmerorganisation aus
frcigewerkschaftlicher Grundlage in engstem Zu¬
sammenschluß mit den anderen Lohnarbeiter»
schichten sich bessere Lcbensbedingungen erringen
könncn. waren vor dem S. November eine recht
kleine Schar, unb trotzdem - haben wir es ver»

standen, den Angeftellten, oft in hartem Kampf,
viele Voi teile zu erringen. Durch die Wahlen
zu den Betriebsausschüssen konnten wir unsere
Tätigkeit in den Betrieben frei entfalten und

eine ungeheure Menge von Reuaufnahmen sind
der Erfolg unserer Arbeit. Wir haben, nicht
nur den Kampf zu führen gegen ein gut organi-
sicries Unternehmertum, das in dem Handlungs¬
gehilfen immer noch ein williges Ausdeuteobjckt
sieht, wir haben noch den Kamps in den eigenen
Reihen, Die unternehmerfreundlichen bürger»
lichen Handlungsgehilfenvcrbände sind es. die

mit allen Mitteln gegen unsere Organisation ar¬

beiten. Früher war es das Wort „Sozialismus",
mit dem man vor dem Zentralverband zu warnen

versucl)t,. jetzt heiszt es .Bolschewismus" oder

»Spartakus". Kolleg« Bublitz gibt eine» Brief
bekannt, den der Leipziger Verband einem Kol¬

legen geschrieben hat. der seinen Austritt er¬

klärte. Dem betreffenden Kollegen wird mit¬

geteilt, dasz er seine Rechte an der» Verband so¬
fort verliert, aber noch das ganze Jahr ISIS

seine Beiträge bezahlen mufz. Und diefe Organi¬
sationen scheuen sich nicht, von Mitgliedern, die

ihre Reihen verlassen, weil sie mit ihren Tenden¬

zen nicht einverstanden find, diefe Beiträge ein¬

zuklagen. Die Handlungsgehilfen müssen nun

endlich begreifen, datz es keine Harmonie zwischen
Kapital und Arbeit gibt und müssen diese Ver¬

bände, die den Harmorcieftandpunkt predigen,
verlassen. — Kollege Weyland gab dann einen

Ueberblick über die notwendigen Arbeiten, über

die Art und Weise, wie der Funktionär mit dem

Bureau gu verkehren hat, wie die Abrechnungen
vorzunehmen, sind usw. Er bedauert, dasz noch
nicht olle neuen Mitglieder im Besitz der Mit¬

gliedsbücher sind. Man soll aber nicht vergessen,
dasz mir vor Ausbruch der Revolution in Berlin

nur MVK Mitglieder hatten, wovon etwa die

Hälfte im Felde war. Die ersten 6 Revolutions¬

wochen brachten, unS über 20 009 Neuaufnahmen.
Um diese Arbeiten bewältigen zu können, um

die notwendige Zahl der Hilfskräfte einstellen zu

können, muhten überhaupt erst neue Räume ge¬
mietet werden. Nun haben wir genügend Platz
und die Rückstände werden nun bald aufgearbei¬
tet werden. Wir müssen an unserer Bezirks¬
organisation festhalten, daneben aber ein Vev-

trauensmännershstem und eine Betriebsorgani>-
fation ausbauen; hierzu brauchen wir aber die

Mithilfe aller Kollegen und Kolleginnen. Die

größeren Sektionen, Industrie, Warenhäuser,
SpeditionsangesteUte, Persicherung, Brauerei¬

angestellt« und KriegsgeseUschaften sollen ihre
angeftellten Sektionssekretäre bekommen. Wir

haben einen Leitfaden ausgearbeitet, der den

Funktionären zur Verfügung steht, und in wel¬

chem alles, was ein Funktionär wissen mufz, ent¬

halten ist. Um schlagkräftig zu fein, haben wir
uns gezwungen gesehen, einen Kampffonds zu
gründen, Kollege Weyland bittet, daß di« Be¬
triebsvertrauensleute alle 14 Tage die Zeitungen
vorn Bureau abholen, da sonst ein Zeitungsver-
sand an die neuen Mitglieder unmöglich ist.

Jn beiden Versammlungen fand eine über¬
aus lebhafte Diskussion statt, in der besonders
scharfe Kritik geübt wird an dem Gesetz der

Reichsregierung, die Wahlen für die Betriebs«
, röte betreffend. Kollege Schmidt bemerkt hier¬

zu, daß, ganz wie unter der alten Regierung
diese Gesetze gemacht worden firrd, ohne diejenigen,
für die sie bestimmt sind, vorher zu hören Auch
mit der Stellungnahme des Demobilmachungs¬
amtes bezüglich Wiedereinstellung der Kriegs»
t^llnehmer, Arbeitslosenfrag« usw. ist man durch¬

aus nicht zufrieden. — Diese Funttionärkonferen»
zen sollen in gewissen Abständen wiederholt wer¬

den, mn ein recht reges Zusammenarbeiten der

Funktionäre, der Verwaltung und der Beamten

zu ermöglichen.

Braunfchweig. Fn der Mitgliederversamm¬
lung am 24. Januar im Wilhelmsgarten nahm
zunächst Kollege Borchers zum Geschäftsbericht das
Wort. Anschließend gab Kollege Künne einen Be¬

richt der Jugendseltio» des verflossenen Jahres.
Die Jugendabteilung habe die Absicht, sich ein

eigenes Heim zu schaffen und bittet die Versamm¬
lung, zu beschließen, es der Jugend zu gestatten,
Sammellisten für einen Jugendfonds in Umlauf
zu setzen. Hierauf gab Kollege Fahhauer den

Kassenbericht, dem dann auf Antrag der Revisoren
Entlastung erteilt wurde. Der Antrag betr. Iu»
gendfonds wurde angenommen.

Die Neumahl des Vorstandes hatte folgendes
Ergebnis: 1. Vorsitzender Kollege Borchers, 2. Vor»,
sitzender Kollege Engmann, Kassierer Kollege
Künne. Schriftführer Kollege Diestel, bis zu dessen
Rückkehr Kollege Steinke, Beisitzer die Kollegin
Pläßmann und die Kollegen Schütt und Vog:.
Als Fugendleiter wurden wieder die Kollegen
Künne und Steinke gewählt. Kollege Borchers
forderte die Kolleginnen und Kollegen derjenigen
Betriebe, di« noch keine Vertrauensleute gewählt
habet!!, auf, dieses eiligst nachzuholen. Ueber die

Wahlen der Betriebs- und Angestelltennusschüsse
referierte Kollege Künme. Redner fordert« die

Kolleginnen und Kollegen auf, bei den Wahlen
die Augen offen zu halten und nur solche Leute in

die Ausschüsse zu wählen, die Mitglied unserer
Organisation uiid auch imstande seien, die Inter»
essen der Angestellten zu vertreten Unsere Ver¬

bandsleitung sei gern bereit, den Kolleginnen und

Kollegen mit Rat und Tat zur Seite zu stehen.
Unter Verbcnrdsangelegercheiten kcmr Kollege Bor¬

chers zunächst auf das kürzlich vom D. H. V. her¬
ausgegebene Flugblatt D. H. V. oder Zentralver»
band zu sprechen, aus dem mieder ganz deutlich
di« gemein« Kampsesweife der bürgerlichen Ver¬
bünde hervorgehe und worin man uns einen

Bolfchewiftentlub" über den anderen nennt. Er

erklärt, daß wir als xMierkschaftliche Organisa¬
tion die bürgerlichen Verbände mit ihren vorsint¬
flutlichen Ideen auf keinem Fall mehr als die

Vertretung der Angestellten anerkennen können.

Nach weiteren Ausführungen gelangte die nach¬
stehende Entschließung einstimmig zur Annahme:

„Die am 24. Januar 1919 im Spiegelsaal des

WUHeimsgartens stark besuchte Mitgliederver¬
sammlung des ZeMralverbcmdes der Handlungs¬
gehilfen ift nach den Ausführungen der Kollegen
Borchers und Künne der Anficht, daß die alten

Handlungsgehilsenverbände kS8er, Leipziger,
D. H. V. und Verein weiblicher Angestellter) als

d« Interessenvertretung der Angeftellten nicht in

Frage kommen Durch die Aufnahme der Prinzi»
pale als Mitglieder, fei es auch nur als unter¬

stützende, sind dies« Verbände gar nicht in der

Lage, AngefteUtenpölitÄ zu treiben. Die von

diefen Verbänden bisher getriebene Politik hat
unter den Angeftellten ganz traurige Verhältnisse
gezeitigt. Die Versammelten erklären, daß für
die kaufmännischen Angestellten in Handel und

Industrie nur der Z. d. H., der auf gewerkschaft¬
licher Grundlage aufgebaut ift, als die wirkliche
Interessenvertretung in Frage kommen kann. Fer¬
ner geloben die Versammelten, zu den bereits in

den letzten Wochen zu Zohntausenden erfolgten
Aufnahmen immer neue Anhänger dem Verbände

Mzuführen."
Zum Schluß bemerkte Kollege Künne, daß in

Zukunft bei den Mitgliederversammlungen das

Mitgliedsbuch zur Legitimation mitzubringen sei.
Hierauf schloß Kollege Borchers mit einem

dreifachen Hoch auf den Z. d. H. die von zirka
400 Personen besuch!« Versammlung. O. Lt.

'

Frankfurt a. M. In der Generalversamm¬
lung am 11. Februar schilderte Kollege Bach die

Schwierigkeiten, die der Verband im Laufe deS

verflossenen Jahres zu überwinden hatte und

gibt einen ausführlichen Bericht über die Ver¬

handlungen mit den einzelnen Firmen, bei denen

wir durchweg Teuerungszulagen, Gehaltsauf¬
besserungen usw. für die Angeftellten heraus¬
holen konnten. Wenn aber der Verband die

Forderungen der Angeftellten durchgesetzt hatte,
verloren diese sofort das Interesse an ihm. An¬

ders wurde «S erst nach Ansbruch der Revolu¬
tion. Der neue Geist, der durch die Massen ging,
rüttelte die Indifferenten auf und viele, die

bisher nicht zu überzeugen waren, fanden den

Weg zur Organisation. Aii^ manchen Tagen
wurden L bis 3 VetriebSversammlüngen abge¬
halten, aber die Mühe war auch von Erfolg ge¬
krönt, am Jahresschluß zählte die Ortsgruppe
Frankfurt 2000 Mitglieder. Der Zustrom hält
weiter an und gibt uns die Gewißheit, daß die

Angestellten endlich erkannt haben, nur im ge»
wertschaftlichen Zusammenschluß liegt die Macht,
di« zu einer Verbesserung ihrer wirtschaftlichen
Lage führen kann In der Diskussion wandte sich
Kollege Fleischer mit scharsen Worten gegen die

Gründung sogenannter Branchenverbände, die

nichts seien als ein Versuch der Harmonievereine,
die Angestellten, die ihnen den Rücken wandten,
wieder einzufangen. Durch solche Bestrebungen
werden die Kräfte zersplittert, die sich unter einer

Fahne sammeln müssen, um erfolgreich den

Kampf mit dem Kapitalismus aufzunehmen.
Kollege Arthur Mayer geht auf die Arbeitslosen¬
frag« ein und spricht sich entschieden gegen den

Arbeitszwang aus. solange die Regierung nicht
mit der Sozialisierung der dazu reifen Betriebe

beginn«. Bezüglich der Wahlen zu den Aus¬

schüssen sollten die Angestellten darauf bedacht
sein, nur gewerkschaftlich organisierte Kollegen
zu delegieren, nur sie können, wie es notwendig
ist, in gewerkschaftlichem Sinne arbeiten. Da¬

nach geht Kollege Mayer auf die Haltung un¬

serer Verbandszeitung ein, die in der ganzen

Kriegszeit nicht ihren Charakter als Kampsblatt
für die Interessen der Angestellten verleugnet
habe. Folgende, von ihm eingebrachte Resolu¬
tion fand einstimmige Annahme: „Die General¬

versammlung des Bezirks Frankfurt a. M. des

Zentralvcrbandes der Handlungsgehilfen nimmt
mit großer Befriedigung Kenntnis von dem

großen Aufschwung, den der Verband in den

letzten Monaten allerorts genommen hat. Jn
der Erkenntnis, daß gerade den neueingetretenen
Kolleginnen und Kollegen durch unser Verband»»

organ in klarer und eindringlicher Weise daS

Wesen deS Klassenkampfes nahe gebracht wird,
— denn nur dann können sie verftandesmäßig
das vertreten, WaS bei vielen nur flüchtig« Ge¬

fühlssache ist — erklärt sich die Generalversamm¬
lung mit der Tendenz und der Schreibweise der

„Handlungsgehilfen-Zeitung" durchaus einver¬

standen." Kollege Bach gibt den Kassenbericht
für das 4. Quartal 1V18. Zur Mitgliederbeme»
gung ift zu bemerken, daß die Zahl der orgcmi»
sierten Kollegen im letzten Vierteljahr von 814

auf 290S stieg, eine Zunahme, wie fie der Ver¬
band noch ni« zu verzeichnen hatte.

Die Vorstandswahl brachte folgendes Er¬

gebnis: 1. Vorsitzender Kolleg« Hempel. 2. Vor¬

sitzender Kollege Philipps, 1. Schriftführerin Kol¬

legin Sack, 2. Schriftführerin Kollegin Hüge,
I. Revisor Kollege Günsel. 2. Revisor Kollege
Bayer. 1. Beisitzer Kollege Wick, 2. Beisitzer
Kollegin Röhrscheid. 3. Beisitzer Kollegin Siben-
cruer. Danach gibt Kollege Berges bekannt, daß
Kollege Bach die Leitung der Verbandsgeschäfte
in Magdeburg übernimmt und daß die Mehr¬
arbeit im Verband die Anstellung von zwei Be¬

amten, einem Kassierer und einer Hilfskraft not¬

wendig mache. Kollege Seidel gibt hierzu einige
Ausführungen und weift besonders darauf hin,
daß trotzdem der Verband sehr auf die Mitarbeit
aller Kollegen angewiesen fei. wenn die Arbeit

so erledigt werden solle, wie «S im Interesse der

Mitglieder notwendig sei. Zur Prüfung der

eingehenden Bewerbungen für die in dcr Ver¬

bandszeitung ausgeschriebenen Posten wird «ine

ftinfgliedrige Kommission, bestehend auS den

Kollegen Hempel. Berges, Arthur Mayer, Schmidt
und der Kollegin Sack, gewählt.

Halle »Jn der Generalversammlung am

II. Februar im Volksporl erstattet d« Kollege
Nilius den Jahresbericht und schildert dabei die

Schwierigkeiten, unter welchen der Verband wäh¬
rend der KriegSarbeit zu arbeiten hatt«, da fast
alle männlichen Mitglieder eingezogen waren.

Weiter gibt er einen Entwurf bekannt für eine

Fachabteilung für kaufmännisch« Angestellte beim

städtischen Arbeitsamt, zu welchem der freien Ar»

veitsc^meirifchaft ein Vertreter zugestanden ift.
Desgleichen gibt er eine Eingabe an den Ma»

gistrat bekannt, behufs Einführung einer achtstün»
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digen Geschäftszeit sür sämtliche Geschäfte. Den

Kassenbericht erstattet Kollege Beßler. Das letzte
Quartal brachte uns 12« Neuaufnahmen. Dre

Kollegen Brentges und Jllgenstein geben den

Kartellbericht, an den sich eine rege Diskussion
schließt. Die Mehrzahl der Redner ist mit den

bisherigen Arbeiten nicht einverstanden. Es

wird ein Antrag angenommen, die Kartellbei-

träge zu sperren, bis der jetzige Sekretär ent¬

lassen ist. In den Vorstand werden folgende
Kollegen gewählt: Schweikardt, Höppner, Beszler,
Büttner, Möves u. Anemüller. Außerdem wird

noch eine fünsgliedrige Agitationskommission ge¬

wählt.

Hannover» Jn der Jahresgen eralverssmm-
lung am 1«. Februar gab Kollege Moritz ein Bild

der Tätigkeit im Jahre 1918. Er erwähnte das

Zusammenarbeiten mit der „Arbeitsgemeinschaft",
die erlangten Teuerungszulagen in verschiedenen
Betrieben usw. Die ruhige Bahn der Geschäfts¬
führung sei jedoch bei Ausbruch der Revolution

zäh unterbrochen und die Arbeitskraft des ge¬

samten Vorstandes außerordentlich in Anspruch
genommen worden. Am Jahresschluß hatte der

Verband seine höchste Mitgliederzahl mit S7S er¬

reicht, davon 378 männlichen, 197 weiblichen Ge¬

schlechts. Heute, also nach 4« Tagen im neuen

Jahre, weift der Bezirk die Anzahl von 13«« Mit¬

gliedern auf; damit Marschiert der Zentralver¬
band wohl cm der Spitze hiesiger Angeftelltenorga-
nisationen. Jn der Kasse ist ein Barbestand von

l14«,98 Mk. vorhanden. Einnahme und Ausgabe
gleichen fich mit 2687,99 Mk. aus. In der hier¬
auf einsetzenden Aussprache drückte Kollege Kühne
feine Freude über das sprunghafte Anwachsen
der Mitgliederzahl aus, während die Harmonie¬
verbände an Mitgliederschwund litten. Er streifte
dann unser Verhältnis zu letzteren und bezeich¬
nete sie als nicht vollwertige Korttrohenten bei

etwaigem Zusammengehen in Tarifangelegen-
heiten, denn von Anwendungen gewerkschaftlicher
Kampfmittel wollen diese Verbände nichts wissen.
Die Neuwahl des Vorstandes ergab den Kollegen
Kühne als Vorsitzenden, Kollegen Moritz als Kas¬
sierer (zweiter Vorsitzender), die Kollegen Brink-

mann und Hampsch als Schriftführer, die Kol¬

legen Vagt, Kücker, Luerßen und Kollegin Sinnig
als Beisitzer. Zu Revisoren wurden die Kollegen
Konrad, Dettmering und Wolf gewählt. Die

Kartelldelegierten wurden von den Kollegen
Krebs, Kühne. Müller, Schröder Nnd Fräulein
Fricke gestellt. Dem Vorstand zur Seite steht ein

Mitgliederansschuß, den die Kollegenschaft jedes
größeren Betriebes wählt und der möglichst alle

Branchen umfassen soll. Auf Betriebe von 1 bis
S« Mitgliedern soll ein Beisitzer, auf Betriebe von

W bis 10« Mitgliedern zwei Beisitzer, auf Be¬

triebe von über 1«« Mitgliedern sollen drei Bei¬

sitzer entfaller', deren Wahl dringend erforderlich
ist. Ein Vortrag des Gaubeamten Kollegen
Künne (Braunschweig) über „Unsre nächsten Auf¬
gaben" zeigt uns ein Bild unserer künftigen
Tätigkeit. Die Angeftelltenbewegung sei nicht
mehr die alte konservative. Mit fühlbarem Ruck

gehe die Entwicklung nach links und treibe die

Kollegen heraus aus den alten Verbänden hinein
in unsere Organisation. So habe Berlin jetzt
2«««« Mitglieder zu verzeichnen. Früher stan¬
den die Verbände wie Hund und Katze gegen¬
einander, jetzt stehen sie zueinander in lieblicher
Harmonie gegen den Zentralverband. Durch
Verbreitung unserer Zcitung, von Flugschriften,
durch Abhalten von öffentlichen Versammlungen,
Betriebsversammlungen, müsse unser schöner Er¬

folg gehalten und weiter ausgebaut werden.
Redner streifte dann noch unser Verhältnis zur

„Arbeitsgemeinschaft" und empfahl den Austritt
aus diesem Gebilde. Die alten Verbände werden

abwirtschaften, ihre Mitglieder sollen dafür sor¬
gen, daß die Prinzipale aus ihren Reihen ent¬

fernt werden; wenn sie dann zu uns kommen,
fei der Einheitsvcrband geschlossen. Die hierauf
^folgende rege Aussprache ergab das Einverständ¬
nis der meisten Redner mit den Ausführungen
des Kollegen Künne. Unter „Verschiedenes"
wies der Vorsitzende auf die wichtige Bedeutung
der bevorstehenden Bürgervorsteherwahlen hin.
Jeder Kollege, jede Kollegin müsse die Partei
wählen, die uns die Freiheit gebracht habe und
die Erfolge der Revolution am besten zu wahren
imstande sei, nämlich die Sozialdemokratie.

Kiel. Unsere diesjährige Hauptversamm
lung fand am 21. Januar im Gewerkschastshaus

statt. Sie war fehr gut besucht. Kollege Küh-
nert sen. erstattete den Jahresbericht. Das ge¬

werkschaftliche Interesse, das durch die Kriegs¬
nöte ftarl herabgemindert war. ift durch die Re¬

volution wieder in Gang gesetzt worden. Unter

deren Einwirkung erhöhte sich unsere Mitglieder¬
zahl von 30« auf 190«. Es muß anerkannt wer¬

den, daß die wenigen am Orte verbliebenen Kol¬

legen mit größter Hingabe allen Anforderungen
zu genügen versuchten. Die Anstellung eines

Ortsbeamten ift dringend vonnöten. Er er¬

mahnt, die Anwesenden, in ihrem Werbeeifer
nicht zn erlahmen. Hierauf erstattete der Kol¬

lege Schlünß den Kassenbericht und es ent¬

wickelte .sich eine lebhafte Debatte. Die Anstellung
eines Ortsbeamten wurde lebhaft befürwortet,
und ein weiteres Zusammenarbeiten mit dem

Angeftelltenkartell als aussichtslos empfunden.
Die Neuwahl des Vorstandes zeigte folgendes
Resultat: 1. Vorsitzender Kollege Müller, 2. Vor¬

sitzender Kollege Gayk, 1. Schriftführer Kühner!
junior, 2. Schriftführer Kollegin Heilmann,
Kassierer Gerk, Beisitzer Frida Brennecke und

Kollege Reruch, Revisoren Paye, Kollegin Zuber
und Bahr. Im „Verschiedcnem" wünschte der

Magistrat die Namhaftmachung von 11 Armen¬

pflegern. 7 Kollegen und 4 Kolleginnen erklärten

sich freiwillig zu diesem Amte bereit. Die Ver¬

sammlung beschließt, aus deck Angeftelltenkartell
auszutreten. Es wird weiter beschlossen, den An¬

gehörigen der noch nicht zurückgekehrten Kollegen
eine nachträgliche Weihnachtsunterstützung aus

Lokalmitteln zn gewähren. Der Vorsitzende ge¬
denkt des Ablebens des Kollegen Bergermcmn.
Auch die Schreibweise der „Handlungsgehilfen-
Zeitung" wird einer scharfen Kritik unterzogen.
Der Vorstand wird beauftragt, eine diesbezügliche
Resolution nach Berlin zu senden.

Magdeburg. Die Ortsgruppe hat am

2. Januar eine besondere Geschäftsstelle errichtet.
Die Ortsberwaltung befindet sich Georgcn-
platz 1«, im Hause der Arbeiter-Zentralbibliothek.
Sprechstunden: nachmittags 4—6 Uhr werktags.

München. Am 2. Januar hielt unser Be¬

zirk eine Mitgliederversammlung im Gewerk¬

schaftshause ab. Kollege Richter hielt einen Vor¬

trag übcr die Bildung einer Jugendorganisation
und forderte zum Schluß auf. daß sich Kollegen
und Kolleginnen, als Jugendleiter melden möch¬
ten. Die weitere Debatte darüber murde ver¬

tagt. Hierauf sprach Kollege Bechert über die

Agitation des Leipziger Verbandes, der sich nun

mit einem Male als gewerkschaftliche Angestell¬
tenorganisation bezeichnet. Kollege Bechert ver¬

trat den Standpunkt, daß dessen Ruf zur Bil¬

dung einer Einhcitsorganisation nichts weiter
als ein Mittel zum Mitgliederfang sei. Nach
der. Vorlage des Kassenberichts nahm Kollege
Rauscher Stellung zur Haltung der „Hand¬
lungsgehilfen-Zeitung". Unter dem Beifall der

Versammelten und nach Verlesen der Resolution
dcr Hamburger Kollegen wurde dieser vollinhalt¬
lich zugestimmt und beschlossen, an den Ausschuß
des Verbandes eine Beschwerde über die Redak¬

tionsführung zu richten,

RZesn. Am 12. Februar fand im Gafthcmse
„Zum Anker" die Generalversammlung der Orts¬

gruppe statt. Kollege Hannes erstattete den

Jahres-, Kollege Wendt den Kassenbericht. Kollege
Abrcchamlsohn berichtete über Verbandlungen mit
dem Eisenwerk. Dort gelang es dem Zentral¬
verband, die Geschäftsleitung zu veranlassen, die

Neuwahlen für den Angestelltenausschuß auszu¬
schreiben. Es wird jetzt Ausgabe unserer Mit¬

glieder in diesem Betriebe sein, auf die anderen

Kollegen einzuwirken, die richtigen Listen zu
wählen. Dies sind nicht die Listen 1 und 4.
die ein Herr Rechnungsrat >schurade empfiehlt,
sondern allein die Liften 2 und 3, die die
Namen derjenigen enthalten, die die Interessen
ihrer Kollegen wirklich vertreten, such gegen den
Willen der Direktion. Auf den Listen 1 und
4 stehen wieder die Namen, der Mitglieder des
älten Ausschusses, die sofort umgefallen find, als

ihnen vor, der Direktion Schwierigkeiten in den

Weg gelegt wurden nnd die im gleichen Falle
natürlich wieder umklappen würden.
- Sodarm berichtete Kollege HaimeS noch über
eine Sitzung mit den Geschäftsinhabern des Be¬

zirkes Großenhain, cm der auch die Vertreter der

bürgerlichen Handlungc^ehilsenverbände teilge¬

nommen haben. Die Versammlung stellt sich auf
den Standpunkt, daß ein Zusammengehen mit den

bürgerlichen Handlungsgehilsenverbände:, auf
keinen Fall eintreten kann, da diese Organi¬
sationen immer und immer wieder durch ihre
Taten beweisen, daß sie weder befähigt , noch ge¬
willt sind, die Interessen der Angestellten wahr¬

zunehmen.
Unter Punkt Verbandsangelegenheiten be¬

schlossen die Versanrmelten, der Anregung des

Bezirkes Hannover znzustinrmen, eine Verschmel¬
zung der Bureauangestellten mit unserem Ver¬

bände herbeizuführen. Der Ortsvorstand setzt sich
nach erfölgter Neuwahl nunmehr wie folgt zu¬

sammen: 1. Vorsitzender: Kollege Abraharnsohn,
Gröba, Altrockstr. 2 l, 2. Vorsitzender: Kollege
Faber, 1. Schriftführer: Kollegin Wuttke,
2. Schriftführer: Kollege Dötsch, Kassierer: Kol¬

lege Martin Schmidt, Gröba, Weftstr. 8, Kartell-

delegierte: die Kollegen Waltz, Wächter, Leinen

und Hugo Müller, Newisoren: Kollege Berthold
Bauer,-Waltz und Reise. Als Beisitzer kommen

noch die ersten Vertrauensleute der hiesigen
großen Betriebe in den Ortsvorstand. Kollege
Abrahamsohn entwickelt im Anschluß an seine
Wahl zum ersten Vorsitzenden ein gedrängtes
Programm für die nächste Zeit.

Wolfenbüttel. Auch hier sind die Kolleginnen
und Kollegen gewillt, unsere Organisation aus¬

zudehnen. Zu diesem Zweck fand am 3. Februar
eine Versammlung statt, in welcher die Gründung
einer Ortsgruppe vorgenommen wurde. Jn den

Borstand wurden gewählt: Vorsitzender Kollege
DomK, Kassiererin Kollegin, Franke, Schriftfüh¬
rerin Kollegin Siahlhut.

Kollege Künne, Braunschweig, sprach dann

über: „Unscre nächsten Aufgaben". Beschlossen
wurde, an die Stadtverordneten und den Stadt¬

magistrat eine Eingabe zwecks Einführung der

völligen Sonntagsruhe zu richten. Jn aller Kürze
soll ferner eine öffentliche Versammlung statt¬
finden.

Rundschau

Der 10. Kongresz der Gewerkschaftcn
beginnt Montag, dcn 3«. Juni 1919 in Nürn¬

berg.
Als Tagesordnung ift Vorläufig vorgesehen:
1. Erledigung der geschäftlichen Angelegen»

heilen. (Wahl der Kommissionen, Prüfung
der Mandate.)

2 Rechenschaftsbericht der EeneralZom»

Mission.
3. Beratung der Anträge, betreffend: s) All»

gemeine Agitation, K) Agitation unten den

ftemdsprachigen Arbeitern, c) Streikunter¬

stützung und StreiZstatistiZ, cl) Arbeite¬

rinnen-Sekretariat, e) Correspondenz¬
blatt, l) Sozialpolitische Abteilung, g) Ze.n»-
rral-Arbeitersekretariat, K) Regelung der

Grenzstrcitigkeiten.
4. Die Arbeitsgemeinschaft der industriellen

und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeit¬

nehmer Deutschlands.
5. Beratung des OrganifationSstcrtuts des

Bundes der Gewerkschaften Deutschlands.
6. Die Sozialisierung der Industrie, und

Landwirtschaft.
7. Beratung der nicht unter den vor»

stehenden Punkten erledigten Anträge.
Ein Organisationsstatut sür den Bund der

Gewerffchaften Deutschlands wird von einer sei¬
tens der Konferenz der Berbandsvertreter ein¬

gesetzten Kommission ausgearbeitet und so recht¬
zeitig vor der Kongreßsitzung veröffentlicht wer¬

den, daß die Gewerkschaftsmitglieder zu ihm
Stellung nehmen können.

Anträge zur Tagesordnung oder folche, welch«
auf die vorstehend genannten Togesordnungs-
vunZte Bezug haben, sind bis zum S. Mai 1919
an die Generalkommissiou einzusenden. Sämt¬

liche bis dahin eingegangenen Anträge werden
im „Correspondenzblatt" veröffentlicht, damit sie
in den Gewerkschaften diskutiert werden können.

Anträge einzelner Gewerkschaftsmitglieder
können »ur dann zugelassen werden, wenn sie
von einer Zahlstelle oder dem ZeuckraKerband der

Gewerffchast unterstützt weiden.

Der Kongreß wird am 39. Juni, vormittags
9 Uhr, eröffnet und wird bis einschließlich S. Juli
tagen.
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Der zehnte Verbandstag
des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen
Wird hierdurch auf Dienstag, den 17. Juni,
bis Sonnabend, den 21. Juni 1919. einbe»

rufen. ^ Die vorläufige Tagesordnung
lautet:

1. Geschäftsbericht de, Vor»

standes. Referent: Kollege Otto
Urban.

2. Kassenbericht des Vorstan»
des, Referent: Kollege Emil Wucher.

8. Bericht über die Verbands»

Zeitschrift.
4. Bericht desAusschusses.
ö. Beratung dersotzungsgemäh

eingereichten Anträge.
6. Wahlen.

7. Die Frauenarbeit im Han»
delsgewerbe. Referentin: Kolle»

gin Margarete Sehner.

L. Die Lobn frage und die Neu»

ordnung des Arbeitsrechts
der Handlungsgehilfen. Ne»

ferent: Kollege Paul Lange.
Anträge, die aus dem Verbandstage

behandelt wcrden sollen, sind nach Z 38 Abf. 2

unserer Satzungen mindestens achtWochen

vorher, also bis spätestens zum

22. April d. I., dem Verbcmdsvorstcmde

schriftlich einzureichen.
Für die Wahlen der Vertreter zum Ver»

bandstage sind die §§ 34 und 35 der Satzun»
gen maßgebend. Die Wahlkreiseinteilung
nebst Wahlreglement sowie der Tagungsort
Werden später bekanntgegeben.

Bcrlin, den 21. Februar 1919.

Der Vorstand
des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen.

Otto Urban. Vorfitzender.

VerfammlungSmitteilungen
Die Mitglieder werden um zahlreiche Beteiligung an den

Veranstaltungen gebeten!

Bert,« Infolge der »erlehrsschwierigkeiten am

«. Übend und d« LichtbeschrSnlung find« die

Montag-Besprechung bon jetzt ab von S

bis 7H Uhr im Berbandsbureau, Münzstr. 2011.

^°^ES ist augenblicklich unmöglich, die Ver»

bandszeitung den neuen Mitgliedern an dre

Privatadressen zuzustellen. Die Zeitung erscheint an

jedem zweiten Mittwoch, und empfehlen wir den Be»

tricbslunllionären, die benötigten Exemplare am Er»

schcinungstage im Verbandsbureau abzuholen, damit

«uch die neuen Mitglieder in den Betrieben in den

? i!it> der Verbandszeitung gelangen. Im zweiten
Quartal werden die Zeitungen dann, sofern nicht be»

sondere Vereinbarungen für den einzelnen Betrieb

bestehen, mittels Postzeitungsliste an die Privat»
adressen der Mitglieder, zuestellt.

^. ^

Di« Mitgliedsbücher für di« im No»

vsmber. Dezember und Januar im Berbandsbureau

einnelieferten bezahlten Beitrittserklärungen
kommen bis zum LS. Sebruar , u» «er»

^^Wer bis ». MSr, nicht tu» Besitz seit»«
Mital-iedsliucheS ist, wird gebeten, unter genau«

Angabe des Vor» und Zunamens sowie der Wohn»
adrelse sein Bück, bei der Rellamationsabteilung.
Wim^srr 20, zu monieren.

Die am Freitag, den 14, Februar 1919. adge»
holten? Generalversammlung der Ortsgruppe Groß.
Berlin beschloß, den Ortsbeitrag in Klasse
1—z gemüb dem Antrage der Ortsverwaltung 4»
« r b ö b e n.

Die monatlichen Beiträge, betragen danach:
tn »lass« l S,— Mk.
» . II ..... . 2.40 .

, . IN 1.S0 ,

. . IV ..... . 1.S0 »

. . V o.so ,

Dle Erhöhung KM mit de» t. «vril ISI«
t» ZZrafl,

AllS lecknischen Gründen müssen auch restlich»

BettrSge^nach dem t. Avrtl zu den erhöhten Sätzen

Wir bitten, dorstehend« BeitragSsStze bet allen
Einzablungev «, beacdten.

MU kollegialem Vrrch Di« OriSbermaltui».
Tages» ander»»« de, Bezirks Srotz-

«erln! am Sonntag den », Mtirz. Bahnhof
stmkenlrug—Blüienbeide—ForfldauS unt, Vorwerk
Sircdow—Dort Bredow—Morkau—Nouen. — Wege»
strecke co 2t Kiiomet«. — Fahrgeld 1.« Ml —

Misabrt Sebrtrr Hauptbahn!»? 7,«b Uhr. — Fübrer»
erksnnunas«tcher, „HandlungSgcbtgen.geiiung".

Bezirksversammlunge» finden statt:
Mittwoch, den i> März, abend« V-Z Uhr
»«, Adler «ho f. Achtungl Neu« Lokal! Restiru»

rant Otto Ziege, Sedanstr. S. 1. Berbandsange»
legenheiten. 2. Verschiedenes.

»ez, Spandau. AchtungI Neues Lolall Hotel
zum Stern, Potsdamer straße, t. Berbaiidssnge»
legenheiten. 2, Verschiedenes.

»ez Steglitz. Infolge Besetzung des Logen»
reftaurant in Steglitz sinket diese Bezirlsversamm»
lung ausnahmsweise im Bürgxrsaal de» Rathauses
zu Friedenau, Am Lauterplatz, U Treppen statt, —
t. Das Wesen mN dte Aufgabe der Arbeit«, und

Angestelltenrate Referent Schriftsteller Hermann
Lüdemann Korreferent Schriftsteller Ernst Däu»
mig. Anschließend freie Aussprache.

Sonnabend den tt, März in den Gesamt»
räumen des Logenrestaurants zu Steglitz. Albrecht»
straße 112°.. Großes Maske nsest Beginn
« Uhr Preis der Kart« inll Steuer 2.20 Mk.

v « t Treptom»Baumschulenweg, Restou»
ruin Treptow» Klause, Elsensti, 27s28 Ecke Kies»
Holzstraße, t Rezitationen redoluttonSr» Gedickte
bon Frl. Wallt Kussel 2 V«b«ndsangelegenheiten,
Beztilsangeiegenbeiten. Verschiedenes.

»ez. Weiße nseel Restauruw Frentz. Berliner
Allee^M, Ecke Lehderstraße 1. Vortrag des Kolle»
gen Friedewald »Der Befreiungskampf der Ange»
stellten' 2. Geschästliches. Berschiedenes. — «aste
willkommen.

Dounerstng, den «. MKrz. abends Uhr
»ez Norden I (Nosenthal« Borstadt. Gesun»»

brunnen, Reinickendorf-Ost) Lokal Oswald Ber»
linei Brunnenstr. t40. t. BezirlsangelegenheUen.
2 Verschiedenes,

»ez Norden ll (Schönhauser Vorstadt) Ge»
nossenschastsmirlshauS, Stargarder Straße 8.

Bez Norden IU Germamasäle, Cbausleestr 11«,
1, Vortrag des Kollegen Fritz Rogon „Die Not»
wendigleu der freigemerllchaftlichen Organisation".
2. Geschäftliche« Verschiedenes,

Bez. Nord.Osten Unions-FestsSl«. Greifs»
Wald« Str. 221—222, (Großer Saal,) 1, „Auf»
gaben und Ziel« deS Verbandes." Vortrag deS
Kollegen Fritz Schmidt. 2. Wahl der Agitanons-
Kommission, Nachdem geselliges Beisammensein.
Dienstag. den 18 MSrz „Mörzscier".
Warg, WalloUe, Rezitationen, Lieder zur Laute.
Tanz, Eintrittskarten l.S« Mk. bet den Funktio¬
nären, in d« Bezirkssitzung und im Berbands¬
bureau.

Bez. Nord»Westen. Kronen»Braueret. Alt»
Moabit 48/49. kleiner Saal l.

Bez. Osten, Anöreas-FestsSle. Andreasstrabe 21.
Bez. Eharlottenburg Achtung! Neue»

Lokall Volkshaus. RosinensK. S (Klein« Saal).
Bez. Karlshorst — Oberschöneweide —

KSventck — Friedrichsbagen. Restaurant
Schnorre, Dahiwitzer Str. 1 (am Bahnhof Köpenick),

Bez, Lichtenberg. Logen-Kostno, Knorrvrome»
nade 2. 1. Bortrag. 2. Geschästliches, Verschie¬
denes.

Bez. Neukölln. «chtungl Neues Lolall
Passaae-FcMSIe. Bergstr. 161/1SZ.

Jeden 3, Mittwoch im Monat Fuillttonitr»
sitznng bei Benwit. Weichsels.tr. S.

Ve>, Pankow.NiederschSnhausen. Nesdm»
«mt „Schloßeck". Paulo». Breitestraße. Bprtrag
deS Kollegen E. Hochn.

Bez. Tempelhos.Mariendorf. Achtungl
Neues Lokall Restaurant Schade. Tempelhos. Ber»
lin« Str. 121. 1. Vortrag. S. Verbandsange»
legenheiten. Verschiedenes.

Freitag, de» 7. MSrz, abends V-8 Uhr
Bez. Süden —Eüd.Weft. Achtung! Neue«

Lokall Lindenbof, Lindenstr. IS. 1. Vortrag d«
Kollegin Weinberg: „Arbeit und Kampf Lebens»
interefse," 2. Diskussion. 3. Berbandsangelegen»
heilen. Berschiedenes,

Be,, Eüdosten. Achtungl Neues Lolall »Zur
Versöhnungshalle», Grünau« EN. 14,

Bez. Westen. Achtung! Neue« Lolsll .Scollen»
dorf»Kaflno". Kleistsd. 41.

»ez, Schöneberg. Achtungl NcueS Lokal!
»Nollendorf-Kastno^, Kleislstr. 41.

»ez, Tegel, Reinickendorf» West. Nestlru-
rant Lindengarten, Tegel. Berlin« Str. «5 («n
Borfigwerk).

Freitag, den 14. MSrz, abends V»8 Uhr
»e«. PotSdam-Nowatte». Kaff« Bismarck,

Potsdam.
Jndustitesektto» A.E.«. Turbinenfabri! ntnnm

«on ,etzi ab an den Sitzungen des Nord-West-Bezirls teil,
J»gend»Sektton.
Sektioosversammlung. Sonntag, 0. MSrz,

abend« « Uhr, Sophiev-SSle. Sophiensir, 17/18
1, Ltchlbilderborrcag üb« Wilhelm Busch (ISO Licht,
bild«). Zur Aufführung gelangt' ^alouin BSblam
ew v«hinderter Dicht». 2. S'fchSftliches. S. Ber-
schiedenes.

Osten. Abteiln»«« KerssVmm l>u n« fArei>
tag. de» 14. Mär», abend« 7 Uhr, Lokal Wilhelm
Schulz, Grün« Weg 109. Tagesordnung: 1, Bor-
tra, des Kollegen Friedl: Mein« Erlebnisse t« mssi,
kci»r Kriegsgefangenschaft. L. Geschäftliche«. ». gjer-
schtedenes.

Norde». SStetlsngSversammlung Mit!
woch. de« 1». MS« abend« 7 Utzr. Ausschank Os-
Wald Berlin«. Brvnnensrc 14». H«m«nn»LS«S-
Abend. Erzählungen bon Mo« und Heide. Vor-
tragend« Kollege Paul Fraenkel. Anschließend Ge>
schäftlich« Teil und gemütliches Beisammensein.

Wanderung. Sonntag, den IS. MSrz. noch Ber»
nau—Lievnitz'See. Treffpunkt S Ubr Stettin» Bor°
ortoadnbof.

Besuch der Sternwarte. Sonntag, den
2S MSrz. abend« K Uhr. Lichtbilderdortr««: Im

Land« d« Schwarzen. Einirttt zum «mäßigte»
Pre« von 0,40 Ml.

K»»ltton»r»Versammlung: Freitag, den
2S MSrz. abend« 7 Uhr. im neuen OrtSbureau:
Kllts«-Wilhelm°SK. 20.

?».«slk,kt>t> Mugliederversamnilung am DienStag, dc»
<0»«.«I«»v. 4 Mär,, abend« 7>/, Uhr. in d» .Eisen»

Hütte», Marklstr. S. Borlrag des Herrn Lehrer Doht:
.Die Einheitsschule", — Berbandsangelegenheiten. —

Belchlutzfasfuna über die Abhaltung eines Vergnügens,
<?k,«»»««ik Mittwoch, den S. MSrz, abends 7 Uhr,

'»""?- findet im Saal, des Dresden» Hofes,
Sonnenstraße, die nächste Mitgliederversammlung
statt. Tagesordnung: 1. Vortrag des Kollegen
Kranold. Chefredakteur, über: „Die Händlungs»
gebilfen m der sozialistischen Gesellschaft." 2. Die
Verhandlungen mit den Metallindustriellen. 3. Be»
bllndsangelegenhciten.

»jt,s Die Adresse des Vorsitzenden ist Heim. Müller.s»'«-'- Kiel. Harmsstr. Nr. 52: die Adresse de« Kassierers
«lob, Gerck. Kiel-Gaarden. Jltisstr. Nr. 34.

- Uns« Ortsbureau befindet sich Weberstr. Str. 5.
<S»nsprech« Nr 19iZ2.)

'N.tlln^sn Jahresgeneralberfammwng am Don»
nerstag, den S. MSr«, abend« 7 Uhc

» (vünltllch). Im Feltsaale des Mathäser.
Tagesordnung. 1. Borlesen deS Protokolls.
S, BeschSsts. und Kassenbericht. 8. Neuwahl d»
Ortsverwaltung, 4. Anträge. S. Berlchiedeiies.

Antrag» iür die Geiinalverkanmilung sind bi«
2, MSrz einzureichen,

k^ranienlkurn ^ ^ M»«. abend« 7 Nhr, im
^,U>.I«»,vurg..,Siralsund« Hof", Etralsundcr

Straße 8, Mitgliederversammlung. 1. Stellung»
nähme zur Sonntagsruhe im Handelsgewerbe, 2. Ge»
Halts» und Urlaubsfrage. 3. Verbandsangelegen»
heilen. Nach Schluß geselliges Beilammensein,

l«,t»»ttin Die Ortsgruppe hat in der ArndistraiZc 3S,»*-««.»,,. 1. Stock, eine Geschäftsstelle errichtet.
Telephon Stettin 4023 Sie ist täglich von S—12
Uhr vormittags und von 3—« Uhr nachmittags ge»
öffnet, Sonnabends bleib« sie nachmittags ge»
schlössen. Die Vertrauensleute in den ein»
zelnen Betrieben werden ersucht, Berbandszcitungen
und Beitragsmarken regelmäßig in d« Geschäfts¬
stelle abzuholen.

Verbandsbeamte gesucht.
Für unsere Hauptgeschäftsstelle suchen wir

für die Verwaltung mehrere tüchttge Hilfs¬
arbeiter. Bedingung: gute Handschrift und mit
allen Kontorarbeiten vevtraut, darunter auch
einige Stenolypisten.

Kolleginnen und Kollegen, die dem Verbände
mindestens drei Jahre als Mitglied angehören,
wollen ihre Bewerbungen mit Angabe ihrer bis¬
herigen Berufstätigkeit bis spätestens 15. März
einreichen.

Berlin, den 21. Februar 1S19.
Der Verbandsvorstand.

I. A.: Ott oUrban, Vorsitzender.

Mehrere Vureauhilfskräfte
sucht die Ortsgruppe Grosz-Berlin für Kartothek»
und Schreibmaschinenarbeiten, Zeitungs»
versand usw. Anfangsgehalt 25« M!. pro Monat.

Zur Einstellung kormnen nur Verbandsmit»
glieder.

Bewerbungen sind bis 8. März unter dcr

Aufschrift „Hilfskraftbewerbung" an den Zen¬
tralverband der Handlungsgehilfen, Münzstr. 2V,
einzureichen.

"

Die Ortsverwaltung.

Ortsbeamker fürPlauen Z.V.gesucht.
Wir suchen für unsere Ortsgruppe zum so»

fortigen Antritt einen tüchtigen Beamten. Der»

selbe muß rednerisch, organisatorisch und agi»
tatarisch befähigt sein und die Handlungsgehilfen«
bewegung gründlich kennen. Gehalt nach Verein»

bcrrung. Bewerbungsschreiben sind sofort zu
richten an Richard Schreiber, Plane» i.

Pausaerstr. 111.

Ortsbeamter
für Clberfelct-Sarmen geluckt l
Wir suchen zum sofortigen Antritt einen

Verbandsbeamten. Rednerische, organisatorische
und agitatorische Befähigung, sowie gründliche
Kenntnis der Handlungsgehilfenbewegung Be»

dingung. Gehalt nach Vereinbarung. Bewer»

bungSschreiben an: Zentralverband der Hand»
lungsgcliilfen, Ortsgruppe Ell'erseld'Barmen.
Geschäftsstelle Elberfeld. Rodertftr. S.

Ortsbeamter für Stuttgart.
Rednerische, organisatorische und agitatorische

Befähigung sowie gewerkschaftliche Kenntnisse Be»

dinaung. Gehalt nach Vereinbarung.
Bewerbungsschreiben sind zu richten an den

Borsitzenden Kurt Schimmel, Stuttgart, Müh»
rain 12.
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